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  Lesetipp

  



  


  Vorwort:

  Schöpfen Sie Ihre Ansprüche aus  Sie haben es sich verdient


  


  Deutschland altert in nie gekanntem Ausmaß. Daraus ergibt sich, dass immer mehr Menschen, die jenseits der 60 ins Rentenalter und damit in den Ruhestand wechseln, eine Zäsur erleben. Eine besondere Rechtssituation bedeutet dies für den einzelnen noch nicht. Allerdings steht man mitunter Rechtsfragen gegenüber, die man im bisherigen Leben nicht kannte. Beispielsweise, wenn Sie noch nicht völlig aus der Berufstätigkeit aussteigen wollen, sich aber mit den Rahmenbedingungen bislang nicht vertraut gemacht haben. Denn wer sein ganzes Leben lang gearbeitet hat, wird leider immer häufiger mit niedriger oder nicht steigender Rente, schlechterer medizinischer Versorgung und miserabler Pflegesituation konfrontiert. Damit Sie Ihre wohl verdienten Ansprüche auszuschöpfen können, hilft Ihnen dieses Buch.

  



  Vom Falle einer Erbschaft einmal abgesehen wird Ihnen aber niemand Geld schenken, deshalb sollten Sie spätestens ab dem 60. Lebensjahr selbst die Weichen für Ihre finanzielle Unabhängigkeit nach der Berufstätigkeit stellen. Dazu sollten Sie ein wenig ausmisten und sich einen Überblick verschaffen: Trennen Sie sich von Versicherungen, die kein Mensch braucht, vergeuden Sie Ihre Ersparnisse nicht länger auf dem niedrig verzinsten Sparbuch, zieren Sie sich nicht bei staatlichen Finanzhilfen in angespannter Lebenslage in Anspruch zu nehmen.

  



  Für den Fall, dass nach der Beschäftigung mit diesem Buch noch Fragen offen bleiben, liefert der Anhang seriöse Anschriften für das Beratungsgespräch gleich mit. Keinesfalls soll damit anwaltlicher oder anderweitiger Rat ersetzt werden, der im Gegensatz zu einem Buch ausschließlich den Einzelfall berücksichtigt. Hier soll es um Tipps gehen, von denen viele etwas haben können und die doch nicht für jeden Einzelnen das Richtige sein müssen. Schon deshalb kann trotz sorgfältiger Recherche keine Haftung für Richtigkeit und Vollständigkeit der Aussagen übernommen werden. Dafür werden Sie mit vielen Anregungen, Musterbriefen und Checklisten entschädigt.


  Kapitel 1:

  Wie die finanzielle Versorgung im Alter gesichert wird


  


  Seit vielen Generationen ist in Deutschland klar: Nach dem aktiven Berufsleben gibt es vom Staat normalerweise eine Rente. Rund 35 Millionen Deutsche im berufsfähigen Alter sind Mitglied der gesetzlichen Rentenversicherung. Neun Millionen davon sind bereits Leistungsempfänger und geringfügig Beschäftigte. Neben der Altersrente gibt es auch Leistungen für jene Wechselfälle des Lebens, die schon während der Berufstätigkeit auftreten können: Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (Invalidenrente), medizinische und den Beruf fördernde Rehabilitation (um Invalidität zu vermeiden), Rente wegen Todes (Hinterbliebenenrente).

  



  Gesetzliche Altersrente


  Eine Altersrente steht jedem Bürger zu, der während seines Berufslebens Beiträge in die Kassen seines Rentenversicherungsträgers eingezahlt hat  entweder pflichtgemäß (alle Arbeitnehmer; wenige Selbständige) oder freiwillig (die meisten Selbständigen). Die Altersrente gibt es frühestens ab dem 60. Geburtstag, in der Regel ohne Abstriche ab 65 und künftig erst ab 67 (ab Jahrgang 1964). Die Voraussetzung dafür, dass überhaupt Geld im Alter fließt, lautet: Sie sind mindestens fünf Jahre rentenversichert gewesen. Träger der gesetzlichen Rentenversicherung ist die Deutsche Rentenversicherung Die weiteren Bundesträger Bundesknappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse sind zum Sonderträger Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See verschmolzen worden. Die früheren regionalen Landesversicherungsanstalten (LVA) firmieren nun unter Deutsche Rentenversicherung in den Regionen, etwa Deutsche Rentenversicherung Bayern-Süd.

  



  Die gesetzliche Altersrente stellt für die Mehrzahl der Bürger die wichtigste Säule ihrer Altersvorsorge dar  neben Betriebsrenten, Pensionen, berufsständischen Versorgungswerken und privater Vorsorge mit Versicherungen, Geldanlagen und Immobilien. Diese Rente ist sicher. Der geflügelte Ausspruch des früheren Sozialministers Norbert Blüm stimmt tatsächlich. Nur die Höhe der Rente ist leider nicht sicher. Derzeit kann ein deutscher Standardrentner mit rund 50 Prozent seines Nettoeinkommens als Altersrente rechnen, Tendenz fallend. Für Leute mit durchschnittlichem Einkommen macht dies 1.135 Euro netto vor Steuern aus (Ost: 1.008 Euro), Stand Mitte 2012. Der Begriff Standardrentner geht jedoch davon aus, dass man es auf 45 Arbeitsjahre gebracht hat. Im angespannten Arbeitsmarkt ist der Standardrentner aber eine aussterbende Spezies. Die meisten Deutschen arbeiten  zum Teil unfreiwillig  heute schon wesentlich kürzer. Das hat fatale Folgen, denn vier von fünf Rentnern müssen sich im Alter mit Leistungen zwischen 300 und 750 Euro pro Monat bescheiden. Also darf sich niemand ernsthaft auf diese Basisabsicherung im Alter allein verlassen. Ansonsten kann es leicht zu finanziellen Engpässen nach dem Ende der Berufstätigkeit kommen.

  



  Zum Glück zahlt die gesetzliche Rentenkasse nicht nur die Altersrente, sondern bei Krankheit oder Unfall auch die medizinische und berufliche Rehabilitation, Invalidenrente sowie bei Tod des Versicherten auch Hinterbliebenenrente (siehe Kapitel 10).

  



  Rehabilitation


  Wer durch Unfall oder Krankheit für lange Zeit aus der Berufstätigkeit gerissen wird, muss neben körperlichen Handicaps handfeste finanzielle Einbußen hinnehmen. Denn eine Rente ersetzt ja nur zum Teil früheres Einkommen. Bevor Sie aber eine Rente bekommen, wird durch medizinische (Regeldauer 3 Wochen) und berufliche Hilfe (Regeldauer 2 Jahre) versucht, vorzeitige Invalidität zu vermeiden. Das Prinzip lautet hier: Rehabilitation geht vor Rente! Dazu gehören: Stationäre Heilbehandlung in Reha-Kliniken, Sprachtherapien, Rehabilitationssport, Leistungen zur Fortbildung oder Umschulung. Bezahlt wird dies von Ihrem Rentenversicherungsträger, falls er grünes Licht gibt (es besteht kein Rechtsanspruch!) und Sie folgende Bedingungen erfüllen.

  



  Medizinische Rehabilitation ist laut DRV-Bund (Stand 2012) möglich, wenn 15 Jahre rentenrechtliche Zeiten erfüllt sind oder 5 Jahre Rentenzeiten erfüllt sind, falls Sie bereits berufs- bzw. erwerbsunfähig sind bzw. kurz davor stehen, oder wenn Sie in den letzten beiden Jahren mindestens 6 Pflichtbeiträge in die Rentenkasse eingezahlt haben. Berufliche Rehabilitation ist möglich, wenn 15 Jahre rentenrechtliche Zeiten erfüllt sind oder Sie schon Erwerbsminderungsrente bekommen oder Sie Anspruch auf große Witwenrente (siehe Kapitel 10) haben.

  



  Neben medizinischen und berufsfördernden Maßnahmen sind noch weitere Leistungen möglich. Dazu gehören: die stationäre medizinische Betreuung für alle Versicherten mit gesundheitsgefährdender Arbeit sowie die Krebsnachbehandlung. Die Rentenversicherung übernimmt alle Kosten für Unterkunft, Verpflegung, ärztliche Betreuung, Pflege, Kurmittel, Medikamente, Reisekosten und gegebenenfalls auch die Unterbringung einer Begleitperson. Für Erwachsene ist die Rehabilitation weitgehend kostenlos; nur bei stationärem Aufenthalt (auch Kur) sind vom Patienten höchstens 10 Euro pro Tag für maximal 42 Tage im Kalenderjahr zuzuzahlen. Die Zuzahlung ist auf 14 Tage begrenzt, wenn sich die stationäre Rehabilitation innerhalb von 14 Tagen an eine stationäre Klinikbehandlung anschließt. Bis zu bis 1.051 Euro Nettoeinkommen ist bei Versicherten mit einem Kind generell keine Zuzahlung nötig. Während der medizinischen Rehabilitation gibt es Übergangsgeld.

  



  Gesetzt den Fall, Ihr Anspruch auf Entgeltfortzahlung (meist sechs Wochen) und auf Krankengeld (mehr als 78 Wochen krank) geschrieben ist bereits ausgelaufen, dann gilt: Während einer Kur bekommen Sie 68 Prozent des letzten Nettoeinkommens vom Rentenversicherungsträger (mit Kind 75 Prozent danach bei beruflicher Rehabilitation ebenfalls 68 Prozent von der Arbeitsagentur (mit Kind 75 Prozent Weiteres Einkommen wird an das Übergangsgeld angerechnet.

  



  Erwerbsminderungsrente


  Bereits im Jahr 2001 wurden die früheren Renten wegen Berufsunfähigkeit (BU) und Erwerbsunfähigkeit (EU) gekürzt und der Begriff der gesetzlichen Rente wegen Erwerbsminderung eingeführt. Die volle Rente wird immer dann gezahlt, wenn wegen Krankheit oder Behinderung nur noch weniger als drei Stunden täglich gearbeitet werden kann. Denn wer auf Dauer nicht mehr berufstätig sein kann, dessen Einkommen fällt weg. Die gesetzliche Rentenkasse zahlt diese Invalidenrente bis zum Beginn der Altersrente. Die Höhe und reicht vor allem für Geburtsjahrgänge ab 1961 nicht zum Leben.

  



  Was die gesetzliche Rentenversicherung bei Invalidität leistet:

  



  für vor dem 2. Januar 1961Geborene (altes Recht)


  
    	Berufsunfähigkeitsrente: 21,1 % vom letzten Bruttoeinkommen


    	Erwerbsunfähigkeitsrente: 42,2 % vom letzten Bruttoeinkommen

  


  


  für ab dem 2. Januar 1961Geboren (altes Recht)


  
    	Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung: 19 % vom letzten Brutto bei 42 Jahren Zurechnungszeit (bei 30 Jahren Zurechnungszeit nur 13,65 %)


    	Volle Erwerbsminderungsrente: 38 % vom letzten Bruttoeinkommen bei 42 Jahren Zurechnungszeit (bei 30 Jahren Zurechnungszeit nur 27,3 %)

  


  


  Neuer Maßstab für ab 2. Januar 19961 Geborene


  (Es zählt die attestierte zeitliche Fähigkeit, noch arbeiten zu können)

  



  
    	für die volle Rente: Arbeitsfähigkeit liegt unter drei Stunden täglich.


    	für die halbe Rente: Arbeitsfähigkeit zwischen 3 und 6 Stunden täglich.


    	keine Rente: Arbeitsfähigkeit zwischen 6 und 10 Stunden täglich

  


  


  Apropos Zurechnungszeit: In der gesetzlichen Rentenversicherung zählen nicht nur jene Zeiten, in denen Beitrag gezahlt wird, für die Höhe der Rente. Auch so genannte Zurechnungszeiten erhöhen die Rente. Wenn nämlich schon vor dem 60. Lebensjahr eine Erwerbsminderung eintritt, wird die Zeit vom Beginn der Leistungsminderung so berücksichtigt, als ob man bis 60 voll gearbeitet und die bisher eingezahlten Beiträge im Durchschnitt weitergezahlt hätte. Diesen Rentenbonus bekommen rund 1,2 Millionen Erwerbsgeminderte  im Schnitt sind das 292 Euro. Doch dieser Bonus macht die Erwerbsminderungsrente noch nicht tauglich für das finanziell unbeschadete Überleben.

  



  Die volle Rente wird immer dann gewährt, wenn jemand wegen Krankheit oder Behinderung nur noch weniger als drei Stunden täglich arbeiten kann. Wer aber noch sechs Stunden oder mehr pro Tag arbeiten kann, erhält gar keine Invalidenrente mehr vom Staat. Für diejenigen, die zwischen drei und sechs Stunden am Tag arbeiten können, gibt es entsprechende Abzüge. Rund 1,6 Millionen Menschen beziehen derzeit in Deutschland eine gesetzliche Erwerbsminderungsrente in einer Höhe von durchschnittlich 760 Euro im Monat. Um dem finanziellen Fiasko vorzubeugen, sollten Sie beizeiten eine private Berufsunfähigkeitsversicherung abschließen (siehe dotbooks-Ratgeber Rat & Tat: Meine Versicherungen).

  



  Betriebsrente


  Früher hatte zumeist der Arbeitgeber über Lohn bzw. Gehalt hinaus etwas fürs Alter der Mitarbeiter angelegt  in Form einer betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrente). Inzwischen ist diese freiwillige Sozialleistung jedoch heftig zusammengestrichen worden oder wird in weiten Teilen der Wirtschaft gar nicht mehr angeboten. Der Weg zur Betriebsrente führt meist nur noch über den Umweg, dass die Arbeitnehmer auf einen Teil ihres Barlohns verzichten und diesen Teil in eine Betriebsrente stecken (Entgeltumwandlung). Darauf hat seit 2002 jeder Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch, wenn er in eine Direktversicherung, Pensionskasse oder einen Pensionsfonds einzahlt. Dabei ist garantiert, dass zum Rentenstart mindestens die Summe der eingezahlten Beiträge zur Verfügung steht.

  



  Jeder Arbeitgeber muss aber mindestens eine betriebliche Versorgungsform anbieten  welche, darf er allerdings selbst entscheiden. Jeder Arbeitnehmer darf maximal 2.688 Euro vom Jahreseinkommen in einen betrieblichen Vorsorgevertrag einzahlen, ohne dafür Lohnsteuer zahlen zu müssen (nach § 3 Nr. 63 EStG). Bis zu dieser Höhe seiner Entgeltumwandlung spart er auch komplett die Beiträge zur Sozialversicherung. Betriebsrenten-Verträge dürfen sogar noch bis 1.800 Euro pro Jahr höher dotiert sein, ohne dass dafür Lohnsteuer gezahlt werden muss. Es fallen dann jedoch Sozialabgaben an. Hier eine kurze Übersicht der Vor- und Nachteile von Betriebsrenten.

  



  Vorteile der betrieblichen Altersversorgung:

  



  
    	Sichere Anlage mit solidem Zins bei Versicherern und Pensionskassen, die nicht der Abgeltungssteuer unterliegt.


    	Auf den Beitrag werden keine Steuern und Sozialabgaben erhoben.


    	Ansprüche auf Entgeltumwandlungs-Leistung können ab sofort nicht verfallen.


    	Das Geld kann nicht verspekuliert werden (Beitragsgarantie).


    	Betriebsrenten sind grundsätzlich sehr sicher (Insolvenzschutz).

  


  


  Nachteile der betrieblichen Altersversorgung:

  



  
    	Gehaltsumwandlung schmälert laufendes Budget für den täglichen Konsum.


    	Wer Gehalt umwandelt, erhält eine etwas geringere gesetzliche Altersrente. Auch Arbeitslosengeld I, Erwerbsminderungs- und Witwenrente sinken leicht.


    	Auszahlungen werden voll besteuert und mit Sozialabgaben belastet.


    	Für Arbeitnehmer im Öffentlichen Dienst ist die Finanzierung der Zusatzrente als reine Umlage organisiert und damit in der Höhe nicht dauerhaft sicher.


    	Später Zugriff auf das Geld  frühestens ab dem 60. bzw. für Neukunden ab 2012 ab dem 62. Lebensjahr.

  


  


  Gefördert werden ausschließlich die Einzahlungen. Die Auszahlungen im Rentenalter unterliegen dann in voller Höhe der Einkommensteuer (siehe Kapitel 9). Zudem sind Betriebsrenten bei späterer Bedürftigkeit vor dem Zugriff des Staates sicher: Bei einer Bedürftigkeitsprüfung für das Arbeitslosengeld II oder die Sozialhilfe werden diese nicht angerechnet und sind damit so genanntes Schonvermögen. Unterm Strich fließen in großen Firmen häufig 500 Euro pro Monat Betriebsrente. Allerdings gibt es dabei einen Wermutstropfen: Gesetzlich Kranken- und Pflegeversicherte müssen von ihrer Betriebsrente im Alter den vollen Beitragssatz in die Kranken- und Pflegeversicherung einzahlen. Das hat für viel böses Blut gesorgt, ist aber rechtens entschieden worden (siehe unten).

  



  Aktuelle Urteile zur Betriebsrente

  



  
    	Die Auszahlung von Betriebsrenten ist seit 2004 mit vollem Beitrag für die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung belegt. Dies sei rechtens, entschied das Bundessozialgericht (BSG) mit Urteil vom 21. September 2005 (AZ: B 12 KR 12/04). Nicht betroffen seien lediglich kleine Betriebsrenten von bis zu 119 Euro pro Monat.


    	Der volle Beitrag für die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung ist auch bei Kapitalabfindungen von Direktversicherungen fällig. Solche Einmalzahlungen unterliegen für längstens zehn Jahre der Sozialversicherungspflicht, entschied das BSG am 13. September 2006 (AZ: B 12 KR 1/06). Dabei sei es gleichgültig, ob der Arbeitgeber die Beiträge komplett oder nur überwiegend gezahlt hat.


    	Wird eine Pensionskasse für die betriebliche Altersversorgung eingeschaltet, bedeutet das nicht, dass der Arbeitgeber vollständig von den Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern befreit wird. Vielmehr muss er unbeschränkt für die zugesagten Rentenleistungen einstehen, wenn die Pensionskasse die Rentenleistungen nicht oder nicht vollständig erfüllt, entschied das Bundesarbeitsgericht mit Urteil vom 19. Juni 2012 (AZ: 3 AZR 408/10).

  


  


  Versorgung für Arbeiter und Angestellte im öffentlichen Dienst


  
    	Von seinen Dienern erwartet der Staat ganz besondere Loyalität und Pflichtbewusstsein. Dafür sorgt er sich auch ganz besonders um sie  und zwar bis ins Alter. In Deutschland gibt es im öffentlichen Dienst drei Beschäftigtengruppen: Angestellte, Arbeiter und Beamte. Für öffentlich bedienstete Angestellte und Arbeiter gelten im Prinzip die gleichen Regeln zur gesetzlichen Rentenversicherung wie für alle anderen Arbeitnehmer auch; die meisten sind pflichtversichert. Ihr Privileg sieht so aus, dass sie eine Zusatzrente (Pflichtversorgung ) erhalten, die weitgehend vom Staat bezahlt wird und die gesetzliche Altersrente aufstockt. Dafür existieren folgende Eckpunkte: Seit 2002 berechnet sich die Zusatzrente nicht mehr nach dem Nettogehalt vor Rentenbeginn, sondern aus der Summe der eingezahlten Beiträge. Nach dem Versorgungspunkte-Modell (abhängig von Gehalt und Alter) wird eine Leistung zugesagt, die sich ergeben würde, wenn 4 Prozent des Bruttoeinkommens eingezahlt würden.


    	Die Finanzierung der Zusatzrente erfolgt durch eine Umlage: Arbeitnehmer zahlen zwar nur wenig ein (1,41 Prozent ihres Bruttoentgelts, Arbeitgeber 6,45 Prozent), die Höhe der Leistung ist aber nicht lebenslänglich garantiert.

  


  


  Unterm Strich erreichen öffentlich Bedienstete allerdings nicht mehr die früher üblichen 75 Prozent des letzten Bruttoeinkommens aus der Summe von gesetzlicher Altersrente und staatlicher Zusatzrente. Daher bieten Bund, Länder und Kommunen inzwischen verstärkt auch Formen der Entgeltumwandlung an (siehe Abschnitt Betriebsrente in diesem Kapitel).

  



  Ruhestand für Beamte


  Anders ist die Lage bei Beamten. Sie bekommen keine Rente, sondern eine Pension. Sie zahlen also gar nicht in die gesetzliche Rentenversicherung ein, haben aber auch nichts von ihr zu erwarten. Die Altersvorsorge übernimmt komplett der Arbeitgeber (Dienstherr genannt), und damit letztlich der Steuerzahler. Nach dem Beamtenversorgungsgesetz steht jedem Beamten eine Pension (Ruhegehalt genannt) in Höhe der letzten Tätigkeit (Amt genannt) zu, wenn dieses Amt mindestens zwei Jahre ausgeübt wurde. Jedoch nicht in voller Höhe, sondern abhängig von der Anzahl der Dienstjahre. Von 2001 an gibt es für jedes Dienstjahr 1,794 Prozent. Diese Zahl wird mit den ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen multipliziert, um die Pension zu ermitteln. Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge sind im Wesentlichen das letzte Grundgehalt, der Ortszuschlag und womöglich ruhegehaltfähige Zulagen. Hier gilt die Faustregel: Mindestversorgung bedeutet 35 Prozent der Dienstbezüge. Je nach Dienstzeit (jedes Jahr steigt die Pension um besagte 1,794 Prozent) sind maximal 71,75 Prozent (früher: 75 Prozent der Dienstbezüge drin, die allerdings erst nach 40 Dienstjahren erreicht werden. Aber Achtung: Durch mehrere Versorgungsreformen wird von Beamten bei jeder Gehaltserhöhung ein Teil einbehalten und in ein Sondervermögen eingezahlt, das zur Bezahlung künftiger Pensionen angelegt wird!

  



  Der Vorteil dabei ist, dass im Gegensatz zur gesetzlichen Rente, wo das Durchschnittseinkommen über alle Jahre zugrunde gelegt wird, bei Beamten das letzte und damit höchste Grundgehalt zur Berechnung der Pension zählt. Falls Beamte ohne Anspruch auf Pension aus Ihrem Dienstverhältnis ausscheiden (insbesondere nach den bis zu drei Probejahren), so werden sie in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert. Dann wird so getan, als wären sie immer dort versichert gewesen. Diese Nachversicherung bezahlt einzig und allein der Dienstherr. Das laufende Gehalt während des Arbeitslebens richtet sich wiederum ganz nach der Laufbahn. Im höheren Dienst gibt es am meisten Geld. Das Mindestruhegehalt für Beamte (Voraussetzung: mindestens 5 Dienstjahre) beträgt rund 1.200 Euro im Monat (35 Prozent der Dienstbezüge). Übrigens stehen sich Beamte auch bei einem Unfall bzw. deren Angehörigen nach deren Tod besser als mit der gesetzlichen Rentenversicherung. So gibt es keine fünf Jahre Wartezeit, ehe bei Dienstunfall oder Tod Leistungen beansprucht werden können.

  



  Privatvermögen


  Heute sind die privaten Haushalte in Deutschland so vermögend wie noch nie zuvor. Die 40 Millionen Haushalte besitzen im Jahr 2012 insgesamt 4,7 Billionen Euro Geldvermögen und weitere 5,0 Billionen Immobilienwerte. Und das Durchschnitts-Nettoeinkommen der Rentnerhaushalte beträgt 1.953 Euro, hat eine Allensbach-Umfrage vor einigen Jahren ergeben. Große Unterschiede gibt es allerdings bei den Quellen, aus denen sich die Einkommen der deutschen Ruheständlerhaushalte speisen. So verfügen in Westdeutschland 89 Prozent über eine gesetzliche Rente, in Ostdeutschland sind es 92 Prozent. Zahlungen aus einer betrieblichen Altersvorsorge erhalten im Westen 37 Prozent der Rentnerhaushalte, im Osten lediglich neun Prozent. 45 Prozent der westdeutschen Ruheständler besitzen ein eigenes Haus oder eine eigene Wohnung, in Ostdeutschland sind es nur 28 Prozent. Auch verfügen zehn Prozent der westdeutschen Rentner und Pensionäre über Aktien, während dies bei den Ostdeutschen nur halb so häufig der Fall ist. Individuell unterschiedlich sprudeln die Einkommensquellen zu Beginn des Ruhestandes. Anhand der folgenden Checkliste können Sie Ihre eigenen Einkommensquellen überprüfen.
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  Nach Berufsgruppen differenziert zeigt sich, dass pensionierte Beamte mit 2.578 Euro über das mit Abstand höchste Altersgeld verfügen. Ehemalige Angestellte kommen auf durchschnittlich 2.009 Euro  das ist mehr als vormals Selbstständige und Freiberufler (1.951 Euro) sowie Arbeiter (1.710 Euro) erhalten.

  



  Riester-Rente für Ältere


  Die Riester-Rente wurde 2002 aus der Taufe gehoben. Viele Menschen wissen nicht, dass sie kein zusätzliches Geld im Alter bringt, sondern nur als Ersatz für die Kürzung der Altersrenten durch die Rentenreform 2002 dient. Der Staat zahlt Zulagen, falls diese Lücke freiwillig durch private Vorsorge aufgefüllt wird. Die Botschaft lautet also: Wer Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung einzahlen muss und ergänzend privat vorsorgt, kann die Kürzung der gesetzlichen Altersrente privat ungefähr ausgleichen. Und zahlt aus dem eigenen Portmonee hinzu, was per Gesetz gekürzt wurde, um am Ende das zu haben, was ursprünglich zugesichert worden war. Die Initiative geht auf den früheren Bundesarbeitsminister Walter Riester zurück  daher die Bezeichnung Riester-Rente. Gefördert wird eine Einzahlung von bis zu 4,0 Prozent des individuellen, rentenversicherungspflichtigen Bruttoeinkommens des jeweiligen Vorjahres.

  



  Die Riester-Förderung im Überblick:

  



  
    	Zulage pro Jahr: maximal 154 Euro


    	Kinderzulage (unter der Voraussetzung, dass auch Kindergeld gewährt wird): 185 Euro (bei Geburt ab 2008) pro Jahr


    	Berufsanfänger bis 25 Jahre: einmalig 200 Euro (seit 2008)


    	Sonderausgaben-Freibetrag pro Jahr: bis 2.100 Euro ( für Ehepaare das Doppelte)

  


  


  Gefördert werden nicht etwa beliebige Geldanlagen, sondern nur staatlich zertifizierte Sparpläne mit regelmäßigen monatlichen Einzahlungen in private Rentenversicherungen, Investmentfonds oder Banksparpläne. Gegenüber ungeförderten Sparplänen gibt es jedoch einige besondere Anforderungen. So muss der Anbieter dieser Sparpläne garantieren, dass der gesamte eingezahlte Beitrag zu Beginn der Auszahlungen im Rentenalter auch wirklich zur Verfügung steht (Beitragserhalt). Das Geld darf also nicht verspekuliert worden sein. Zudem darf man sich später das Kapital  frühestens ab 60  in der Regel nicht komplett auszahlen lassen (maximal: 30 Prozent), sondern grundsätzlich als gleich bleibende oder steigende monatliche Zusatzrente bis an sein Lebensende.

  



  Es ist nicht erlaubt, einen höheren Betrag auf einmal (Kapitalabfindung) abzuheben  etwa für eine Weltreise oder eine luxuriöse Kur. Ausnahme: Zu Rentenbeginn darf man sich einmalig bis zu 30 Prozent des Gesamtguthabens auf einen Schlag auszahlen lassen. Der Rest wird dann in gleich bleibenden oder steigenden Monatsrenten überwiesen. Ab 85 muss das restliche Guthaben aller Anbieter in eine Privatrente umgewandelt werden.


  Nur wenn alle Anforderungen an das Produkt erfüllt sind, gibt es ein staatliches Zertifikat, das man im Internet beim Bundeszentralamt für Steuern unter www.bzst.de überprüfen kann. Das Zertifikat ist jedoch kein staatliches Gütesiegel. Ein Vertrag mit Zertifizierungsnummer garantiert also nicht, dass der Anbieter die Leistungen in der versprochenen Höhe auch tatsächlich erbringen kann. Ob das Angebot lohnt, muss der Anleger vorher selber durch Vergleich mehrerer Anbieter herausbekommen. Die Stiftung Warentest untersucht in regelmäßigen Abständen die Riester-Angebote.

  



  Um Zulagen zu bekommen, erhalten Anleger von ihrem Riester-Anbieter nach Ablauf des ersten Beitragsjahres ein Antragsformular. Das müssen sie ausgefüllt an die Bank oder den Versicherer zurückschicken. Der Anbieter reicht den Antrag dann an das Zulagenamt weiter. Dort wird die konkrete Zulage errechnet und die Auszahlung an den Anbieter veranlasst (zulagenstelle@drv-bund.de). Der Anbieter hat dann die Zulagen unverzüglich dem Konto des Kunden gutzuschreiben.

  



  Übrigens sind bei der Riester-Vorsorge Ältere nicht automatisch im Nachteil! Zehn Jahre Sparzeit sollten es aber möglichst noch sein. Die Riester-Rente kann bei Vertragsabschluss ab 2012 frühestens mit 62 ausgezahlt werden, ohne die Förderung wieder einzubüßen. In der Regel werden viele jedoch bis 65 einzahlen. Also kann der Einstieg auch mit 55 noch lohnen, im Einzelfall sogar noch später, denn so wird keine Grundförderung verschenkt. Gemessen am eigenen Geldeinsatz ist die Verzinsung gegenüber nicht geförderten Geldanlagen kaum zu übertreffen.

  



  Wohneigentum


  In Deutschland steckt die Hälfte des Privatvermögens in Immobilien. Das so genannte Betongold gilt als feste Burg der Altersvorsorge, denn auf lange Sicht gleicht die ersparte Miete möglicherweise Einkommenseinbußen im Alter aus. Daher stellt sich spätestens ab 50 die Frage, ob man auch dann weiter eine Mietwohnung nutzen will, wenn die Kinder aus dem Haus sind, oder ob Wohneigentum im Alter günstiger käme. Um mit 65 schuldenfrei zu sein, müsste aber schon ein solider Grundstock an Eigenkapital  etwa 50 Prozent des Kaufpreises  vorhanden sein, wenn die Träume von den eigenen vier Wänden in diesem Alter noch reifen sollen.

  



  Mit Immobilien lässt sich auf zweierlei Art fürs Alter vorsorgen: durch den Kauf eigener vier Wände zur Selbstnutzung oder zur Vermietung. Ersteres erspart auf Dauer die Miete, letzteres sichert zusätzliche Einnahmen, Steuervorteile und bei Bedarf im Ruhestand dann ebenfalls die Selbstnutzung verbunden mit der Mietersparnis. Im Vergleich zu Geldanlagen und Versicherungen gibt es jedoch vier entscheidende Besonderheiten:

  



  
    	Der finanzielle Einsatz ist ungleich höher und lässt sich häufig nur über einen Kredit finanzieren.


    	Bauen oder Kaufen erfordern einen ungleich höheren persönlichen Einsatz, Zeit, handwerkliches Geschick und auch ein Mindestmaß an Fachwissen in Sachen Bau, Finanzierung und Recht.


    	Immobil heißt unbeweglich; eine Immobilie ist gegenüber Geldanlagen unflexibel. Daher sollte der Anlagehorizont mindestens zehn Jahre, besser 20 Jahre betragen.


    	Die schrumpfende Bevölkerung in Deutschland lässt die Nachfrage nach Immobilien in Zukunft wahrscheinlich stark sinken. Damit fallen aber auch die Chancen für einen vernünftigen Wiederverkaufserlös im Alter und eine halbwegs vernünftige Rendite.

  


  


  Wer bis zur Rente die Raten für seine eigenen vier Wände abbezahlt hat, kann im Alter seine Versorgungslücke oft sehr gut schließen. Sie sparen zumindest die Miete. Zwar sollte dann auch immer etwas Geld als Rücklage für Reparaturen da sein, doch Sie wohnen als Eigentümer eines solchen Sachwertes deutlich preiswerter als jeder Mieter. Ruheständler, die zur Miete wohnen, müssen fürs Wohnen immerhin 20 Prozent ihres Einkommens aufwenden, Wohneigentümer dagegen nicht einmal fünf Prozent.


  Kapitel 2:

  Was die gesetzliche Rente bringt


  


  Was eingezahlt wird, kommt zunächst anderen zugute


  Für die Höhe der Rente sind vor allem die eingezahlten Beiträge entscheidend. Grundsatz: Je mehr Beitrag in die Kasse eingezahlt wurde, desto mehr Leistungen sind zu erwarten. Doch auch Zeiten, in denen aus unterschiedlichsten Gründen kein Beitrag entrichtet wurde, können in die Wertung kommen (siehe oben: Zurechnungszeiten). Zur Berechnung der Rente wird aus allen Beitragszeiten (Pflicht- und freiwillige Beiträge) des Arbeitslebens ein Durchschnitt ermittelt. Lücken in der Erwerbsbiografie verschlechtern also den Durchschnitt. Allerdings gibt es eine Ausnahme: Beitragsfreie und beitragsgeminderte Zeiten verbessern den Durchschnitt. Wenn Sie also Ihren Anspruch auf eine Rente geltend machen wollen, so müssen Sie nicht nur Beiträge eingezahlt, sondern auch bestimmte Wartezeiten hinter sich gebracht haben. Allgemein sind dies mindestens fünf Jahre.

  



  Wer jahrelang Rentenversicherungsbeitrag eingezahlt und die meisten Wartezeiten schon erfüllt hat, weiß längst noch nicht, was ihn als Rentenhöhe erwartet. Die monatliche Überweisung an die gesetzliche Rentenversicherung hat nämlich nicht denselben Effekt wie eine Einzahlung aufs eigene Sparkonto, bei dem Sie sich mit Zins und Zinseszins den Kontostand ausrechnen können. Ihr Rentenkonto ist komplizierter, obwohl es auch eine Kontonummer hat.

  



  Die Einzahlungen werden nicht direkt gutgeschrieben, sondern kommen in den großen Topf mit laufenden Einzahlungen der Jetzt-Verdiener, aus dem die Renten der Jetzt-Senioren bezahlt werden. Grob gesagt: Die Generationen der 18- bis 67-Jährigen gewährleisten die Altersrenten (so genanntes Umlageverfahren). Wer selbst ins Rentenalter kommt, bei dem wird der Anspruch nach einer komplizierten Rentenformel umgerechnet. Kurzum, Ihr persönliches Konto ist weniger ein Geldkonto, sondern vielmehr ein Zeit- und Punktekonto. Betrachten Sie es wie eine Datenbank, auf der im Laufe der Zeit alle Angaben und Beitragssummen sowie die rentenrechtlichen Zeiten gespeichert werden, die zur Berechnung der Rente nötig sind. Derzeit bedeutet dies, dass Durchschnittsverdiener in den alten Bundesländern für jedes Beitragsjahr, das sie mit Beiträgen oder rentenrechtlichen Zeiten belegen können, mit rund 27,50 Euro Altersrente im Monat rechnen können. Daher sind vollständige Daten auf dem Konto bares Geld im Alter wert. Nur ein vollständiges Konto bildet die Grundlage für schnelle und richtige Rentenzahlung!

  



  Wie viel Altersrente kann ich erwarten?


  Die gesetzliche Rentenversicherung ist keine billige Altersvorsorge. Die Stiftung Warentest hat ausgerechnet, dass rund 20.000 Euro an Beitrag eingezahlt werden müssen, um 100 Euro Monatsrente zu bekommen. Im Schnitt kann man nach 45 Arbeitsjahren mit Durchschnittseinkommen rund 1.100 Euro Monatsrente vor Steuern erwarten. Derzeit kann ein deutscher Standardrentner mit rund 50 Prozent seines Nettoeinkommens als Altersrente rechnen, allerdings ist die Tendenz fallend.

  



  Die ausgewiesenen Bruttorenten sind zwar deutlich höher: nämlich 1.263 Euro im Westen bzw. 1.121 Euro im Osten der Republik (Stand. 1. Juli 2012). Aber diese Beruhigungspille sollte niemand schlucken, denn es gehen sofort Sozialversicherungsabgaben und nachträglich bei der jährlichen Steuererklärung zunehmend auch Steuern ab. Denn auch als Rentner muss für Kranken- und Pflegeversicherung Beitrag gezahlt werden! Für die gesetzliche Krankenversicherung wird ungefähr der halbe Beitragssatz fällig (2012: 8,2 Prozent der Rente), für die gesetzliche Pflegeversicherung der volle Beitragssatz (2012: 1,95 Prozent der Rente für Rentner, die Kinder hatten, für Kinderlose 2,2 Prozent Die Rentenkasse zieht diese Beträge gleich ab und überweist sie an die jeweilige Kranken- bzw. Pflegekasse. Je nach Rentenhöhe sind auch Steuern fällig, im Prinzip aber erst ab rund 1.500 Euro Gesamteinkünften pro Monat, mit steigender Tendenz (siehe Beispiel in der Tabelle).
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  Die Tücken der Rentenauskunft


  Damit sich ein jeder schon während der Berufstätigkeit einen Eindruck von seiner späteren Rentenhöhe verschaffen kann, verschicken die Versicherungsträger seit 2004 unaufgefordert einen jährlichen Kontoauszug (Renteninformation). Voraussetzung: Man hat schon mindestens fünf Jahre Rentenbeitrag eingezahlt und ist mindestens 27 Jahre alt. Die Renteninformation ist praktisch der jährliche Kontoauszug für Ihre aktuellen Rentenansprüche. Er enthält übersichtlich auf zwei A4-Seiten die aktuelle Höhe der Erwerbsminderungsrente, der aktuellen Anwartschaft auf Altersrente sowie die spätere Altersrente, falls bis 65 bzw. 67 weiterhin so viel Beitrag eingezahlt wird wie im Durchschnitt der letzten fünf Jahre. Außerdem die Altersrente, falls die generell um 1,0 Prozent und 2,0 Prozent pro Jahr angepasst wird, sowie die bisherigen Entgeltpunkte.

  



  Die Information kann natürlich nur einen Überblick bis ins laufende Jahr und eine Schätzung des nächstfolgenden Jahres bieten. Deshalb wird mit dem Durchschnitt der Entgeltpunkte der letzten fünf Jahre hochgerechnet. Für jedes künftige Jahr bis zum Beginn der Altersrente kommen aber weitere Ansprüche hinzu. Wie viel das noch sein wird, hängt von der Zahl der Beitragsjahre ab, die noch verbleiben, und von der Höhe des zukünftigen Verdienstes.

  



  Leider sind die genannten Beträge illusorisch hoch. Denn der jährliche Kontostand suggeriert, dass die ausgedruckte Summe quasi netto zur Verfügung stehen wird. Lediglich auf den Abzug der Beiträge für die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung wird hingewiesen  zusammen sind das derzeit 9,175 Prozent, bei Betriebsrenten gar 17,45 Prozent. Natürlich können von dieser Bruttorente nachträglich auch Steuern abgehen. Zudem handelt es sich in der Renteninformation allenfalls um die Vorschau der Bruttorente, die nur einen Überblick bis ins laufende Jahr bietet sowie die künftige Entwicklung lediglich auf ein Jahr im Voraus schätzt. Weitere Prognosen für die Zukunft? Fehlanzeige. Auch die Inflation wird nicht berücksichtigt, obwohl 1.000 Euro Rente in 30 Jahren nur noch 630 Euro wert sein werden. Dazu gibt es in der Renteninformation zwar einen Warnhinweis, aber keine verringerte Endsumme.

  



  Beispiel: Die ermittelten Beträge sind wegen der Inflation in ihrer Kaufkraft nicht mit heutigen Einkommen vergleichbar. So werden 100 Euro bei 1,5 Prozent Inflationsrate pro Jahr und Erreichen der Regelaltersgrenze 2026 für heute 55-Jährige voraussichtlich noch 81 Euro Kaufkraft nach heutigem Wert entsprechen.

  



  Demnächst ist übrigens noch mit einer weiteren Absenkung zu rechnen, wenn die Rente ab 67 Jahre sowie der Nachholfaktor zur Dämpfung künftiger Rentenanpassungen eingearbeitet werden. Eine Rentenauskunft ist im Gegensatz zur Renteninformation in jedem Falle genauer, weil detaillierter Sie umfasst den ausführlichen Rentenverlauf. Anspruch auf diese Auskunft, die nicht automatisch verschickt wird, hat man erstmals mit 27 und danach alle sechs Jahre. Aber auch diese Akte ändert nichts daran, dass die Auskünfte relativ sind und zusätzliche Altersvorsorge unabdingbar ist. Im Internet werden verschiedene kostenlose Rentenlückenrechner geboten, zum Beispiel von der Stiftung Warentest.

  



  Wann es Altersrente gibt


  Während früher viele Berufstätige schon mit 60 Rente bekamen, können heute die meisten Menschen inzwischen erst ab 65 mit Altersrente rechnen, ohne sich Abzüge wegen eines vorgezogenen Rentenstarts gefallen lassen zu müssen. Zwar gibt es einige Ausnahmen und Übergangsregelungen, doch im Trend wird man immer länger arbeiten müssen. So dürfen Deutsche der Jahrgänge 1964 und jünger erst mit 67 in Rente gehen, sofern sie keine Abzüge in Kauf nehmen wollen. Die so genannte Regelaltersgrenze ist im Laufe der letzten 15 Jahre mehrfach nach hinten verschoben worden.

  



  Ab 2012 wird das Rentenalter nämlich schrittweise von 65 auf 67 Jahre erhöht. Diese Umstellung soll bis 2029 gänzlich vollzogen sein. Mit der Folge, dass lediglich langjährig Versicherte mit mindestens 45 Pflichtbeitragsjahren weiterhin ohne Abschläge mit 65 in Rente gehen können. Im Jahr 2029 wird der erste Geburtsjahrgang erst mit 67 volle Rente erhalten  oder bei früherem Ruhestand Abzüge in Kauf nehmen müssen. Als erster Jahrgang sind davon die 1947 Geborenen betroffen. Der Geburtsjahrgang 1958 erhält dann erst mit 66 Jahren Regelaltersrente; ab Jahrgang 1964 (und jünger) gibt es erst mit 67 Jahren volle Altersrente. Mit voller Härte sind also Arbeitnehmer betroffen, die heute 48 Jahre und jünger sind (siehe Tabelle).

  



  Anhebung der Altersgrenzen
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  In der Praxis sieht es aber so aus, dass Berufstätige im Schnitt mit 63,5 Jahren in Altersrente gehen (Stand: 2010 laut Datenerhebungen des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung). Im Jahr 2000 waren Berufstätige im Schnitt sogar noch 13 Monate früher in Rente gegangen.

  



  Nachteile bei vorzeitiger Altersrente


  Wer in Rente geht, bevor ihm dies eigentlich zusteht, muss mit einem Abzug von 0,3 Prozent seiner eigentlichen Rente für jeden Monat rechnen, den er sich früher als erlaubt zur Ruhe setzt  und zwar lebenslang. Das bedeutet: Auch wenn Sie dann irgendwann 65 sind, bleibt es bei den Abzügen  umgerechnet 3,6 Prozent für jedes Rentenjahr vor Erreichen der so genannten Regelaltersgrenze.

  



  Beispiel: Eine Frau kann noch eine vorgezogene Altersrente ab 63 bekommen. Sie büßt jedoch lebenslang 6 Prozent ihrer Rente ein (24 Monate x 0,3 Prozent), falls sie nicht bis 65 mit dem Rentenstart wartet.

  



  Altersgrenzen und Rentenabschläge bei vorzeitigem Rentenstart
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  Übrigens wird der Abschlag auf Basis des Rentenanspruchs berechnet, der bis zu dem Tag erworben wurde, an dem die Frührente tatsächlich beginnt. Unterm Strich ist die Einbuße aber größer als die jeweilige Prozentzahl, weil ja durch die Frührente auch mehrere Jahre an Beitragszeiten entfallen.

  



  Solche Abschläge können aber durch freiwillige Beitragszahlungen ausgeglichen werden. Dies kommt jedoch vergleichsweise teuer. Laut Stiftung Warentest lohnt sich dies nur selten, insbesondere nicht für Singles, Kinderlose und Witwen. Wer freiwillige Ausgleichszahlungen leistet, es sich aber später anders überlegt und doch bis 67 durcharbeitet, bekommt den Ausgleichsbetrag nicht zurück! Der Ausgleichsbetrag zählt jedoch als Rentenbeitrag und erhöht dann die Altersrente.

  



  Teil-Rente bei Berufstätigkeit im Rentenalter


  Wer nun schon vor seinem 65. bzw. 67. Geburtstag die volle Rente bekommen kann, aber noch weiter arbeiten möchte, darf nur sehr wenig hinzuverdienen oder muss sich Abstriche an der vollen Rente gefallen lassen. Ungestraft darf man als Rentner unter 65 (künftig 67) höchstens 400 Euro hinzuverdienen. Innerhalb eines Jahres darf diese Grenze höchstens in zwei Monaten und maximal um das Doppelte überschritten werden (also höchstens 800 Euro).

  



  Doch das attraktive Ziel, früh in Rente zu gehen und je nach Lust und Laune noch etwas zu jobben, ist angesichts der niedrigen Summe kaum erreichbar. Denn wenn die Arbeit einträglicher ist, wird sofort die volle Rente in eine Teil-Rente umgewandelt. Je nach Arbeitseinkommen werden dann nur ein Drittel, die Hälfte oder zwei Drittel der vollen Rente ausgezahlt; der Rest verfällt. Je geringer der ausgezahlte Rentenanteil, desto größer die Beträge, die Sie hinzuverdienen dürfen. Hier die groben Einkommensgrenzen, bei denen Hinzuverdienst vor Beginn der Regelaltersgrenze die Rente nicht schmälert (siehe Tabelle).

  



  So viel dürfen Teil-Rentner dazuverdienen1
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  So lesen Sie die Tabelle: Ein früherer Durchschnittsverdiener aus Köln, der vor Rentenbeginn rund 2.700 Euro brutto verdiente, erhält nur eine 2/3-Rente, wenn er bis 1.023 Euro brutto pro Monat hinzu verdient. Verdient er noch etwas mehr dazu, bekommt er nur noch eine 1/2-Rente.

  



  Nicht alle Einnahmen, die Sie vor dem 65. bzw. 67. Geburtstag erhalten, werden so behandelt wie Arbeitseinkommen oder Abgeordnetendiäten. So gibt es noch keine Abstriche an der Altersrente bei Einkünften aus

  



  
    	Vermietung und Verpachtung,


    	Kapitalvermögen (z.B. Zinseinnahmen),


    	ehrenamtlicher Pflege (Pflegegeld),


    	Arbeitsentgelt von Behinderten in geschützten Werkstätten.

  


  


  Die Rentenreform 2012 soll hier Abhilfe schaffen, daher wird eine so genannte Kombirente eingeführt. Wer vor dem Erreichen der gesetzlichen Regelaltersrente in den Ruhestand geht, darf ab 2013 ungestraft so viel hinzuverdienen, bis das Einkommen aus Rente und Hinzuverdienst zusammen das zuletzt erzielte Bruttoeinkommen erreichen. Ab Beginn der Regelaltersrente darf ohnehin jeder unbeschränkt hinzuverdienen. Dabei bleibt es auch. Übrigens gibt es solche Hinzuverdienstgrenzen nicht nur bei der Altersrente, sondern auch bei der Invaliditätsrente und der Hinterbliebenenrente (siehe Kapitel 10).

  



  Jährliche Anpassung von Beitrag und Leistung


  Je schlechter die Beschäftigungslage ist, zum Beispiel durch den Ausfall vieler Beitragszahler aufgrund von Arbeitslosigkeit, und die Bevölkerungsentwicklung (zum Beispiel immer weniger Kinder und damit weniger potentielle Beitragszahler), desto weniger kann am Ende von der gesetzlichen Rentenversicherung ausgezahlt werden. Entsprechend aktueller Rahmenbedingungen und Kassenlage werden Beitrag und Leistung jedes Jahr neu festgelegt.

  



  Was den Beitrag angeht, so beschließt die Bundesregierung jährlich Rechengrößen der Sozialversicherung, aus der sich auch die Beitragsbemessungsgrenze für die Rentenversicherung ableitet. Grundlage für die Verordnung sind Vorjahreswerte der Bruttoeinkommenssumme pro durchschnittlich beschäftigtem Arbeitnehmer. Dies ergibt für 2012 als monatliche Beitragsbemessungsgrenze 5.600 Euro (West) bzw. 4.800 Euro (Ost).


  Zugleich legt die Bundesregierung jährlich einen Rentenversicherungsbericht vor, der die Kassenlage der Rentenversicherungsträger beleuchtet und die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für das kommende Jahr prognostiziert. Daraus wird dann der neue Beitragssatz für das kommende Jahr abgeleitet (2012: 19,6 Prozent des Bruttoeinkommens bis zur Bemessungsgrenze; zu zahlen je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer). Damit soll sichergestellt werden, dass die Beiträge ausreichen, um alle Renten und sonstigen Leistungen tatsächlich bezahlen zu können. Zur Sicherheit wird eine Reserve in Höhe von einer Monatsausgabe der Rentenversicherung an Leistungen einkalkuliert (Schwankungsreserve).

  



  Bei den Leistungen verhält es sich so, dass die Rente jährlich dynamisiert wird, und zwar entsprechend der aktuellen Lohnentwicklung. Dadurch wird auch für die Rentner der Lebensstandard gesichert. Die Rentenanpassung erfolgt theoretisch jedes Jahr zum 1. Juli durch eine Rechtsverordnung. Es gab aber auch schon Zeiten, in denen die Rentenanpassung komplett ausfiel: 2004, 2005 und 2006. Für Mitte 2012 betrug die Erhöhung 2,18 Prozent (Ost: 2,26 Prozent). Unterm Strich darf das Rentenniveau nicht unter 43 Prozent des Nettolohns im Jahr 2030 fallen. Die jährliche Anpassung der Renten erfolgt nach der so genannten Nettolohnformel. Geringe Steigerungen der Nettolöhne lassen das Rentenniveau aber nahezu unverändert.

  



  Seit 2005 ist auch ein so genannter Nachhaltigkeits-Faktor in die Rentenformel eingebaut worden. Er soll dem immer ungünstiger werdenden Verhältnis von Beitragszahlern zu Rentnern besser gerecht werden. Wenn also die Zahl der Beitragszahler langsamer steigt als die Zahl der Rentner, sinken die Chancen auf Rentensteigerungen noch mehr als zuvor. Es besteht also ein direkter Zusammenhang zwischen der Rentenhöhe einerseits und der Situation auf dem Arbeitsmarkt sowie der demografischen Entwicklung andererseits. Wenn Riester- und Nachhaltigkeits-Faktor zusammen eine Rentenkürzung auslösen würden, greift immerhin der Nachhol-Faktor: Er erwirkt im betreffenden Jahr eine Nullrunde und in den Folgejahren eine Dämpfung des eigentlichen Rentenanstiegs.

  



  In Zukunft wird es immer schwieriger, eine Rente zu erreichen, die über der Grundsicherung zu liegt. Im Jahr 2012 muss ein Versicherter mehr als 27 Jahre lang mindestens durchschnittlich verdienen, um später wenigstens 686 Euro Rente im Monat zu erhalten. Im Jahr 2025 muss er schon gut 30 Beitragsjahre vorweisen, um eine Rente knapp über der Grundsicherung zu erreichen. Daher soll ab 2013 eine so genannte Zuschussrente eingeführt werden, ein Zuschlag für jene Rentner, deren Altersrente trotz jahrzehntelanger Arbeit die staatliche Grundsicherung nicht übersteigt. Sie soll bis zu 850 Euro betragen  annähernd 200 Euro mehr als die Grundsicherung. Diesen Zuschuss erhält, wer 35 Jahre Beitragszahlung (mit Kindererziehungs- und Pflegezeiten) vorweisen kann und dennoch auf weniger als einen Entgeltpunkt pro Jahr kommt. Unter der Voraussetzung, dass er zusätzliche Altersvorsorge anspart, etwa eine Riester-Rente (siehe Kapitel 1). Andere Einkommen werden auf die Zuschussrente angerechnet  abgesehen von Einkünften aus privater oder betrieblicher Altersvorsorge.

  



  Wie sicher ist die gesetzliche Rente?


  Die Leistungen aus der gesetzlichen Rentenkasse, insbesondere Altersrente, sind sicher. Allenfalls wenn der Staat pleite ist, kann die Rente gestrichen werden. Das bedeutet, es ist sicher, dass Renten aus einem staatlichen Topf gezahlt werden, unsicher ist jedoch die Höhe  und der Trend ist klar sinkend.

  



  Die Deutsche Rentenversicherung Bund berechnet regelmäßig die eigene Rendite. Mit dem Ergebnis, dass die Rendite tendenziell sinkt. Würde die Rendite auf null sinken, droht das verfassungsrechtliche Verbot der gesetzlichen Rentenversicherung. Dabei werden allerdings 45 Beitragsjahre unterstellt, auf die heutzutage kaum noch ein Arbeitnehmer kommt. Die Berechnung ergab, dass bei Rentenbeginn 2010 ledige Männer danach auf 3,3 Prozent kamen und die länger lebenden Frauen auf 3,9 Prozent Verzinsung der eingezahlten Beträge. Künftig wird das Renteniveau aber weiter sinken, so dass eine private Zusatzvorsorge unerlässlich ist.

  



  Mit Einführung der Rente ab 67 sinkt die Rendite der Deutschen Rentenversicherung (die von externen Fachleuten stets deutlich niedriger angegeben wird) noch weiter, da insgesamt weniger Rentenbezugsdauer erreicht wird. Wer fair rechnet, sollte auch nur 80 Prozent des Beitrages in diese Renditerechnung einbeziehen, da mit rund 20 Prozent dessen, was an Rentenbeiträgen vorhanden ist, andere Leistungen bezahlt werden, beispielsweise Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrente sowie Rehabilitationen und Kinderziehungszeiten.

  



  Falls das Geld aus der gesetzlichen Rente nicht zum Leben im Alter reicht, müssen die Ersparnisse eingesetzt werden oder man muss länger arbeiten. Wenn aber alle Stricke reißen, hilft der Staat mit einer speziellen Sozialhilfe für bedürftige Rentner. Diese Grundsicherung, die rund 630 Euro pro Monat beträgt, kann beantragen, wer über 65 Jahre alt oder erwerbsgemindert ist.

  



  Seriöse Prognosen gehen davon aus, dass die gesetzliche Altersrente keine Rundum-Versorgung fürs Alter mehr bietet. Schon heute arbeiten nur noch etwa 58 Prozent der über 55-Jährigen. Zudem hat sich die Rentenbezugszeit in den vergangenen 40 Jahren von 10 auf 18,5 Jahre deutlich erhöht. Abgesehen von den Zwängen wachsender Überalterung verpflichtet das Grundgesetz den Staat lediglich, dem einzelnen Bürger eine Mindestausstattung für seine soziale Sicherung zu garantieren (Grundsicherung). Von Versorgungs- oder Wohlfahrtstaat ist da keine Rede.


  Kapitel 3:

  Übergang zur Altersrente


  


  Rente gibt es nur auf Antrag


  Alle Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung werden grundsätzlich nur auf Antrag gezahlt. Um Ihren Rentenanspruch geltend zu machen, müssen Sie daher unbedingt einen schriftlichen Antrag stellen. Auf diese Weise veranlassen Sie, dass das Rentenverfahren eingeleitet wird. Wenn Sie einen Rentenantrag stellen möchten, benutzen Sie den dafür vorgesehenen Antragsvordruck, den man sich aus dem Internet herunterladen kann. Sie beschleunigen damit das Verfahren. Sie können den Antrag allerdings auch formlos stellen, am besten per Post (siehe Musterbrief). Dem Antrag fügen Sie bitte alle notwendigen Unterlagen bei. Dies sind:

  



  
    	Geburtsurkunde/Sterbeurkunde/Heiratsurkunde,


    	Nachweise über Ausbildungszeiten,


    	über Arbeitslosigkeit oder


    	über Krankheitszeiten.

  


  


  Spätestens drei Monate vor dem Beginn des Ruhestandes sollte die Altersrente beantragt werden.

  



  Musterbrief für einen Rentenantrag:

  



  (Anschrift des Rentenversicherungsträgers)

  



  Rentenantrag / Versicherungsnummer (Nummer)

  



  Sehr geehrte Damen und Herren,

  



  hiermit beantrage ich (vollständiger Name) Rente ab (Datum)

  



  Eine Verdienst-Vorausbescheinigung meines jetzigen Arbeitgebers für die letzten drei Monate bis zur Rente liegt bei. Vorsorglich beantrage ich einen Rentenabschlag in Höhe von (Betrag) Euro monatlich, falls der endgültige Betrag bei Rentenbeginn noch nicht festgesetzt ist.

  



  Mit freundlichen Grüßen


  (Unterschrift)

  



  Beim Ausfüllen der eigentlichen Antragsformulare sind Ihnen die Versichertenberater und Versichertenältesten der Rentenversicherungsträger bzw. die Auskunfts- und Beratungsstellen individuell und kostenlos behilflich, deren Adressen im Internet stehen. Auch die Versicherungsämter, Gemeindeverwaltungen und gesetzlichen Krankenkassen dienen als Ansprechpartner und nehmen Anträge entgegen. Bei schwierigen Ermittlungen, wie zum Beispiel Auslandsbeiträge, kann sich die abschließende Bearbeitung des Rentenantrages eventuell verzögern. Besteht der Rentenanspruch aber dem Grunde nach fest, so können Sie einen Vorschuss auf Ihre künftige Rente beantragen.

  



  Tipp: Um die Sache zu beschleunigen, sollten Sie unbedingt eine Verdienst-Vorausbescheinigung der letzten drei Arbeitsmonate bis zur Rente von Ihrem Arbeitgeber hinzufügen! Eine verspätete Antragstellung kann zu einem späteren Beginn der Rentenzahlung führen. Rückwirkend wird die Altersrente maximal für ein Vierteljahr gezahlt.

  



  Stirbt Ihr Ehepartner, so müssen Sie innerhalb eines Jahres bei seinem Rentenversicherungsträger den Antrag auf Witwenrente stellen, da die Rente höchstens für 12 Monate nachgezahlt wird (siehe Kapitel 10).

  



  Damit die erste Zahlung der Altersrente reibungslos klappt, sollte man rechtzeitig (mindestens ein Jahr vor dem Rentenantrag!) alle Unterlagen beim Träger der Rentenversicherung eingereicht haben, so dass dann ein vollständiger Versicherungsverlauf über das gesamte Berufsleben vorliegt. Denn für jedes nachgewiesene Jahr an Ausbildung, Berufstätigkeit, Wehrdienst, Kindererziehung oder gar Arbeitslosigkeit können rentenrechtliche Ansprüche entstehen. Fehlen noch Beitragsnachweise aus der Vergangenheit, so sollten Sie die beizeiten beschaffen.

  



  So wehren Sie sich gegen falschen Rentenbescheid


  Liegt der Rentenbescheid vor, sind viele wegen der vermeintlich geringen Summe enttäuscht. In krassen Fällen dürfen Sie einen Rentenexperten nachrechnen lassen. Ihr Versicherungsträger hat nämlich nicht immer Recht! Das beweisen zahlreiche Verfahren vor Sozialgerichten, wo Rentner fast jeden zweiten Fall gewinnen. Die Rente ist also auf jeden Fall zu beklagen.

  



  Vorsicht! Der Rentenbescheid ist für Laien schwer verständlich. Wer daraus nicht schlau wird, sollte unverzüglich direkt zu einem Experten gehen. Kostenlose Hilfe bieten Gewerkschaften oder der Sozialverband VdK Deutschland, allerdings nur für Mitglieder. Rechtsanwälte sind in Rentensachen meist überfordert und überlassen dieses spezielle Gebiet den privaten Rentenberatern, die von der komplizierten Materie am meisten verstehen.

  



  Private Rentenberater beraten Sie zu allen Fragen rund um die gesetzliche Rente wie Kontenklärung, Rentenantrag, Durchsetzung von Renten sowie Widerspruchsverfahren und vertreten Sie gegebenenfalls vor dem Sozialgericht. Bundesweit arbeiten rund 600 private Rentenberater. Die meisten sind im Bundesverband der Rentenberater organisiert (Adresse im Anhang), der bei schriftlicher Anforderung eine Anschriftenliste verschickt. Die Liste steht auch im Internet. Die Erstberatung kostet zwischen 75 und 190 Euro. Sie reicht meist aus, um die wichtigsten Dinge zu klären. Sind zusätzliche Arbeiten nötig, sollte gleich zu Beginn das Honorar festgelegt werden. Bei komplizierten Fällen kann der Rentenberater bis zu 800 Euro kosten.

  



  Rentenberater können Ihnen nach Durchsicht der Unterlagen auf alle Fälle sagen, ob ein Widerspruch gegen den Rentenbescheid lohnt. Wenn Sie Widerspruch einlegen, muss der Rentenversicherungsträger danach die Gelegenheit haben, seine eigene Entscheidung noch einmal zu überprüfen. Das heißt: Bevor Sie klagen können, müssen Sie gegen den Rentenbescheid Widerspruch einlegen (siehe Musterbrief). Dazu besteht nur einen Monat, nachdem Sie den Bescheid erhalten haben, Gelegenheit. Das schafft man zur Not aber auch ohne Rentenberater.

  



  Musterbrief: Widerspruch gegen Rentenbescheid

  



  (Anschrift des Rentenversicherungsträgers)

  



  Rentenbescheid vom (Datum) / Versicherungsnummer (Nummer)

  



  Sehr geehrte Damen und Herren,

  



  hiermit lege ich Widerspruch gegen den oben näher bezeichneten Rentenbescheid ein, der mir am (Datum) zugegangen ist.

  



  Soweit ich dies überblicke, haben Sie nicht alle Beitragszeiten berücksichtigt. Außerdem verstehe ich folgende Angaben nicht:


  (einfügen).

  



  Bitte berechnen Sie den Anspruch möglichst bis spätestens zum (Datum) neu.

  



  Mit freundlichen Grüßen


  (Unterschrift)

  



  Eine unabhängige Widerspruchsstelle prüft den angefochtenen Bescheid. Sind Sie dabei erfolgreich, steht Ihnen neben der höheren Leistung aus der Rentenversicherung die Erstattung aller notwendigen Aufwendungen (samt Anwalt oder Rentenberater) zu. Vielfach lehnt der Rentenversicherungsträger trotz fachkundiger Hilfe den Widerspruch jedoch ab. Sollten Sie sich beweisbar benachteiligt fühlen, lohnt der Gang vor das Sozialgericht. Die Klage muss spätestens einen Monat, nachdem Sie den Widerspruchsbescheid erhalten haben, eingereicht werden. Im Regelfall gibt es kaum ein Prozesskostenrisiko: Das Verfahren ist kostenlos, wenn man Versicherter, Leistungsempfänger oder behindert ist und keinen Anwalt einschaltet. Gebühren werden nur bei einer Niederlage fällig, und dann auch nur für den eigenen Anwalt. Anwaltszwang besteht lediglich in der letzten Instanz: vor dem Bundessozialgericht. Sowohl vor dem Sozialgericht (1. Instanz) als auch vor dem Landessozialgericht (2. Instanz) können Betroffene sich also selbst vertreten und damit Kosten und Risiken sparen.

  



  Gegen ein Urteil des Sozialgerichts ist die Berufung beim Landessozialgericht (2. Instanz) möglich, wenn der Beschwerdewert über 500 Euro liegt oder die Berufung wiederkehrende oder laufende Leistungen für mehr als ein Jahr betrifft (etwa Rentenhöhe). Darüber hinaus kann die Berufung durch das Sozialgericht oder auf Beschwerde durch das Landessozialgericht zugelassen werden. Die Berufung muss innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils erfolgen.

  



  Wer bedürftig ist, soll im Falle eines Falles nicht auf einen Anwalt oder Rentenberater verzichten müssen. Jeder soll auch die Chance haben, sogar bei Überschuldung vor Gericht für sein Recht kämpfen zu können. Daher springt der Staat mit Beratungshilfe für eine kostenlose Rechtsberatung ein und erstattet vor Gericht womöglich Prozesskostenhilfe, um die Kosten für einen eigenen Anwalt abzudecken. Diese Prozesskostenhilfe wird jedoch nur gewährt, wenn das Gericht die Klage für aussichtsreich hält. Den Antrag dafür stellen Sie ebenfalls beim Gericht und legen Einkommensbescheinigung, Steuererklärung oder eine eidesstattliche Erklärung gleich dazu.

  



  Rente im Ausland?


  Rentner sind nicht an Grenzen gebunden, ebenso wenig die Rentenzahlungen. Eine deutsche Altersrente wird (falls gewünscht) ohne Einschränkungen überall hin überwiesen, und zwar auf ein Konto ihrer Wahl. Eventuell anfallende Gebühren für die Überweisung muss der Rentenversicherungsträger bezahlen. Im Einzelfall kann die Empfängerbank im Ausland Extra-Gebühren berechnen, die dann der Kontoinhaber zu zahlen hat. Für die Höhe der Rente sind die gezahlten Beiträge und rentenrechtlichen Zeiten in Deutschland maßgeblich. Für alle, die vor dem 19. Mai 1990 ausgewandert und vor dem 19. Mai 1950 geboren sind, können zusätzlich noch Entgeltpunkte für Beitragszeiten außerhalb Deutschlands geltend gemacht werden!

  



  Bei vorübergehendem Aufenthalt im Ausland gibt es mit der Rentenzahlung keine Probleme: Die Rente wird in der gleichen Höhe wie in Deutschland überwiesen. Wer dagegen seinen Wohnsitz ins Ausland verlegen will, sollte sich frühzeitig mit dem Rentenversicherungsträger in Verbindung setzen. Der Rentenanspruch und die Rentenhöhe können möglicherweise eingeschränkt werden. Dies hängt vor allem von Ihrer Staatsangehörigkeit, den rentenrechtlichen Zeiten, Ihrem Geburtsdatum, dem Zeitpunkt der Auswanderung und dem Land ab, in das Sie ziehen. Vor allem Empfänger von Erwerbsminderungsrente müssen erhebliche Einbußen befürchten, weil der Arbeitsmarkt im Ausland für die Prüfung des Rentenanspruchs nicht berücksichtigt wird. Mit einer Ausnahme allerdings: In allen EU-Staaten sowie in Ländern mit Sozialversicherungsabkommen gilt diese Einschränkung nicht.

  



  Tipp: Zahlreiche Tipps liefern Fragen und Antworten zum Leben deutscher Rentner im Ausland, die die DRV-Bund ins Internet gestellt hat. Lassen Sie sich aber falls Sie noch Fragen oder Zweifel haben, persönlich von der DRV-Bund beraten.

  



  Weitere Tipps für Rentner

  



  Rentnerausweis


  Rentner erhalten oft finanzielle Vergünstigungen (siehe Kapitel 4). Dazu zählen Rabatte bei kulturellen und sportlichen Veranstaltungen, in Museen und Tierparks, im öffentlichen Nah- und Fernreiseverkehr. Bei den meisten Gelegenheiten wird der Nachweis verlangt, dass Sie wirklich Rentner sind. Da aber niemand ständig den Rentenbescheid mit sich herumtragen will, gibt es einen Rentnerausweis. Der wird bei erstmaliger Rentenbewilligung auf eine Anlage zum Rentenbescheid gedruckt und kann von dieser Anlage abgetrennt werden. Bei jeder Rentenanpassung wird ein neuer Rentnerausweis ausgestellt. Den schickt der Rentenversicherungsträger also mit jeder Rentenanpassung direkt ins Haus. Die Rentenanpassungsmitteilung enthält Ihre Personalien und die Rentenart, die Sie erhalten, sowie einen Rentnerausweis im Scheckkartenformat (siehe Muster).

  



  Muster eines Rentnerausweises

  



  Rentnerausweis zum 01.07.2012


  (nur gültig in Verbindung mit einem amtlichen Lichtbildausweis)


  Pensioners card


  (only valid in conjunction with an official document bearing a photo)


  Carte de retraité


  (valable uniquement avec présentation dun document didentité avec photo)


  Für Herrn/Frau Max Mustermann


  Geburtsdatum 01.07.1942


  Der Rentnerausweis kann herausgetrennt werden

  



  Zur Legitimation sollten Sie den Rentnerausweis und den Personalausweis bei sich tragen. Sollte der Rentnerausweis verloren gehen, so stellt der Rentenversicherungsträger auf Antrag eine Bescheinigung über den Rentenbezug aus.

  



  Vollmacht


  Viele ältere Menschen scheuen Papierkram. Wer sich etwa bei Auskunft und Beratung zur Rente oder in Geldangelegenheiten bei der Bank lieber von Angehörigen, Freunden oder einem Anwalt vertreten lassen will, braucht dazu lediglich eine formlose Vollmacht zu erteilen.

  



  Beispiel: Frau/Herr (Name), wohnhaft (Adresse), ist berechtigt, für mich (Art der Hilfeleistung) zu erledigen. Datum und Unterschrift nicht vergessen. Soll Bargeld vom Geldautomaten abgeholt werden, also von Ihrem Girokonto, genügt es, einer Vertrauensperson die Geldkarte zu geben und die vierstellige Geheimzahl (PIN) zu nennen.

  



  Auch gegenüber Behörden können sich Rentner in vielen Situationen vertreten lassen, wenn der Bevollmächtigte eine entsprechende Vollmacht vorweisen kann. Weitere Beispiele für Vollmachten im Fall schwerer Krankheit oder eingeschränkter Geschäftsfähigkeit finden Sie in Kapitel 8.

  



  Abtretung


  Die Rente wird grundsätzlich nur an den Empfänger persönlich ausgezahlt bzw. auf dessen Konto überwiesen. Sie können jedoch bestimmen, dass Teile oder ausnahmsweise die volle Rente an jemand anderen überwiesen werden soll. Dies nennt sich Abtretung oder Übertragung der Rente. Zum Beispiel wenn Sie in ein Seniorenheim einziehen und die Rente künftig an das Heim überweisen lassen wollen. Dann schließen Sie mit dem Heim einen formlosen Abtretungsvertrag und informieren Ihren Rentenversicherungsträger darüber. Der Versicherungsträger muss aber nur bis zu bestimmten Freigrenzen die Abtretung akzeptieren. Und das aus gutem Grund, denn die Rente kann  wie anderes Einkommen auch  in bestimmten Grenzen gepfändet werden. Pfändbar ist aber nur der Teil der Rente, der über der Pfändungsfreigrenze liegt (siehe folgende Liste).

  



  Soviel Rentenzahlbetrag darf gepfändet, abgetreten werden:

  



  
    	Alleinstehende: bis 1.28,99 € pfändungsfreie Rente


    	Mit 1 Unterhaltsberechtigtem (z.B. Ehepartner): bis 1.419,99 € pfändungsfreie Rente


    	Mit 2 Unterhaltsberechtigten (z.B. 1 Enkel): bis 1.639,99 € pfändungsfreie Rente


    	Mit 3 Unterhaltsberechtigten (z.B. 2 Enkel): bis 1.849, 99 € pfändungsfreie Rente


    	Maximum (bei 5 Unterhaltsberechtigten: bis 2.279,99 € pfändungsfreie Rente

  


  


  Quelle: § 850c ZPO, gültig ab 1.7.2011 bis 30.6.2013

  



  Beispiel: Sie erhalten als allein lebender Rentner ohne unterhaltsberechtigte Angehörige 1.000 Euro Monatsrente ausgezahlt. Dann darf gar nichts gepfändet werden. Auf Antrag genehmigt der Rentenversicherungsträger aber höhere Beträge zur Abtretung, wenn dies in Ihrem wohlverstandenen Interesse liegt, etwa beim Einzug in ein Seniorenheim.

  



  Was eine mögliche Pfändung angeht, so gibt es gute Nachrichten, denn wenn Sie als Unternehmer tätig sind und noch an der Vorsorge für das Rentenalter arbeiten, ist diese Vorsorge vor Gläubigern sicher, falls Ihre Firma in die Insolvenz rutscht. Wer Ansprüche auf eine gesetzliche Rente oder eine Betriebsrente aufbaut, war diesem Risiko nicht ausgesetzt.

  



  Pfändungsschutz bei Altersrenten (§ 851c ZPO)

  



  Renten, die auf Grund von Verträgen gewährt werden, die der Absicherung des Schuldners im Alter dienen, dürfen nur wie Arbeitseinkommen gepfändet werden, wenn

  



  
    	die Rente erst nach Vollendung des 60. Lebensjahrs oder bei Eintritt der Berufsunfähigkeit des Schuldners gewährt wird,


    	über die Ansprüche aus dem Vertrag nicht verfügt werden darf,


    	die Bestimmung eines Dritten als Berechtigten ausgeschlossen ist und


    	die Zahlung einer Kapitalleistung anstelle einer Rente außer für den Todesfall (Hinterbliebenenschutz) nicht vereinbart wurde.

  


  


  Quelle: § 851c ZPO; gültig ab 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2013

  



  Altersvorsorge-Ansprüche (auch von Unternehmern!) dürfen also nur wie Arbeitseinkommen gepfändet werden  bis zu einer bestimmten Pfändungsfreigrenze. Ihr privates Ansparkapital wird vor Pfändung geschützt, die Gesamtsumme darf aber 238.000 Euro nicht überschreiten. Der pfändungsfreie Ansparbetrag ist nach Lebensalter gestaffelt und beträgt in jungen Jahren maximal 2.000 Euro pro Jahr, später dann bis zu 9.000 Euro.

  



  Vorsicht vor Betrügern


  Ältere Bürger sind immer wieder ausgesuchtes Ziel von Trickbetrügern, die es auf das Bargeld von Rentnern abgesehen haben oder Ihnen Zeitungsabonnements bzw. andere Verträge aufschwatzen wollen. Häufig stellen Diebe sich als Mitarbeiter einer Behörde, einer sozialen Einrichtung oder des Rentenversicherungsträgers vor und haben tatsächlich Informationsbroschüren der Rentenversicherung (die jeder kostenlos beim Träger mitnehmen kann) bei sich. Sie wollen sich durch diesen amtlichen Eindruck nur Ihr Vertrauen erschleichen. Denn Rentenversicherungsträger schicken keine Mitarbeiter unaufgefordert in die Wohnung, um in Rentenangelegenheiten zu beraten! Daher ist Vorsicht geboten, wenn jemand im Auftrag der Deutschen Rentenversicherung anruft und einen Beratungstermin ausmacht. Oder wenn jemand an der Haustür klingelt und Gespräche über Rentenerhöhungen anbietet und dabei vielleicht noch Geldforderungen stellt.

  



  Es sind auch keine Gebühren oder Beiträge zu bezahlen, schon gar nicht in bar. Gibt sich jemand in amtlicher Eigenschaft aus, so lassen Sie ihn nicht in die Wohnung, sondern verlangen an der Haustür seinen Dienstausweis oder den Personalausweis! Bleibt er das Dokument schuldig (Den habe ich leider vergessen), brechen Sie das Gespräch ab und schließen die Tür. Zeigt er einen Ausweis, so kann der gefälscht sein. Daher am besten Namen und Funktion notieren, den Besucher vor der geschlossenen Wohnungstür einen Moment warten lassen und inzwischen bei der betreffenden Dienststelle anrufen und klären, ob es einen Außendienstmitarbeiter mit diesem Namen gibt.

  



  Tipp: Zahlreiche Ratschläge für den Alltag stehen in der Broschüre Tipps für Rentnerinnen und Rentner, die es kostenlos bei Ihrem Rentenversicherungsträger gibt und die auch kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden kann.


  Kapitel 4:

  Zusätzliches Geld vom Staat für Rentner


  


  Das Durchschnitts-Nettoeinkommen der deutschen Rentnerhaushalte beträgt 1.953 Euro, hat eine Allensbach-Umfrage im Auftrag der Postbank Anfang 2007 ergeben (Details im Abschnitt Privatvermögen in Kapitel 1). Dieses Alterseinkommen speist sich überwiegend aus Zahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung, ergänzt durch Leistungen aus Lebensversicherungen, Betriebsrenten, Miet- und Zinseinnahmen. Vielen Rentnern geht es damit so gut, dass zusätzliches Geld vom Staat gar nicht in Betracht kommt, da keine Bedürftigkeit vorliegt. Insbesondere Single-Frauen im Westen der Republik sowie künftige Rentner-Generationen müssen jedoch immer häufiger mit kaum mehr als der Grundsicherung auskommen.

  



  Bund, Länder und Gemeinden leisten vielfältige finanzielle Hilfe für alle, die es nötig haben. Zumeist besteht darauf sogar ein garantierter Rechtsanspruch, in anderen Fällen sichert nur schnelles Reagieren gutes Geld. Aus der Vielzahl der Finanzspritzen sind hier diejenigen ausgewählt, die gerade in höherem Lebensalter jedem von uns ein gutes Trostpflaster abgeben würden (siehe Checkliste).

  



  Wofür ältere Menschen Geld bekommen können (Auswahl)

  



  [image: img7.jpg]


  


  Grundsicherung


  Wer nicht so viel Alterseinkommen erhält, dass es zum Leben reicht, musste früher zum Sozialamt. Seit 2003 gibt es eine finanzielle Grundsicherung. Sie wird wie eine normale Altersrente bezahlt und für ein Jahr im Voraus festgelegt, aber grundsätzlich lebenslang gezahlt und ist so hoch, dass der Regelbedarf für Ernährung, Kleidung, Haushaltsenergie, Körperpflege, Hausrat, Bedürfnisse des täglichen Lebens sowie in geringem Umfang auch Freizeitaktivitäten gedeckt werden kann. Im Bundesdurchschnitt werden 626 Euro pro Monat gezahlt. Damit soll verschämter Altersarmut vorgebeugt werden. Dabei erfolgt (anders als bei der Sozialhilfe) kein Rückgriff auf die nächsten Angehörigen. Unter der Voraussetzung allerdings, dass das Jahreseinkommen der Kinder bzw. Eltern jeweils unter 100.000 Euro bleibt. Das Geld für die Grundsicherung stellt der Bund aus Steuermitteln zur Verfügung. Wer die Grundsicherung beantragt, muss über 65 bzw. künftig 67 Jahre alt sein. Bei dauerhafter, voller Erwerbsminderung genügt ein Mindestalter von 18 Jahren. Weitere Voraussetzungen sind ein sehr bescheidenes Einkommen (einschließlich der Rente), das zum Unterhalt nicht reicht, und sehr bescheidenes Vermögen (siehe Liste).

  



  Zum Einkommen zählen:


  
    	Erwerbseinkommen


    	Renten


    	Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung


    	Kapitaleinkünfte


    	Kinder- und Krankengeld

  


  


  Zum Vermögen zählen:


  
    	Bargeld und Bankguthaben


    	Wertpapiere


    	Lebensversicherungen


    	Immobilienbesitz


    	das eigene Auto

  


  


  Geldbeträge dürfen als Vermögen in geringem Umfang vorhanden sein, ohne die Grundsicherung zu gefährden. Die Höchstgrenze beträgt 2.301 Euro bei Alleinstehenden bzw. bis zu 2.915 Euro bei Ehepaaren und eheähnlichen Partnerschaften. Das eigene Einkommen wird angerechnet, liegt es unter der Grundsicherung, wird entsprechend aufgestockt. Ehegatten, Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft und eingetragene Partnerschaften sind sich gegenseitig zum Unterhalt verpflichtet. Das bedeutet, dass sowohl Einkommen als auch Vermögen des Partners in die Rechnung einbezogen werden.

  



  Wunder sollte also niemand erwarten: Die Grundsicherung entspricht ungefähr der früheren Sozialhilfe. Es kommen allerdings noch Zuschläge hinzu:

  



  
    	15 Prozent Ausgleich für besondere Leistungen der Sozialhilfe (zum Beispiel Wintermantel oder Waschmaschine),


    	Zuschlag für angemessene tatsächliche Kosten für Miete und Heizung,


    	Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung,


    	17 Prozent Mehrbedarf des Regelsatzes für Schwerbehinderte (Zeichen G im Ausweis).

  


  


  Auch hier gilt: Ohne Antrag gibt es kein Geld. Zuständig ist das Grundsicherungs- bzw. Sozialamt. Die Rentenversicherungsträger helfen beim Ausfüllen und leiten die Anträge weiter, entscheiden aber nichts. Bei der Berechnung gilt folgende Faustregel: Wenn Ihr gesamtes Einkommen unter 742 Euro liegt, sollten Sie prüfen lassen, ob Sie Anspruch auf Grundsicherung haben. Bei Renten bis 742 Euro (Stand: 2012) liegt dem Rentenbescheid bereits ein Antragsformular bei. Da die Deutsche Rentenversicherung aber die übrigen Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht kennt, kann sie im Rentenbescheid auch noch keine Aussage zu tatsächlichen Anspruch treffen. Dies kann letztlich nur das Sozialamt feststellen.

  



  Tipp: Zahlreiche Ratschläge für den Alltag stehen in der Broschüre Die Grundsicherung: Hilfe für Rentner, die es kostenlos bei Ihrem Rentenversicherungsträger gibt und die auch kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden kann.

  



  Wohngeld


  Mieter, die im Verhältnis zu ihrem Einkommen überdurchschnittlich viel Geld fürs Wohnen ausgeben müssen, haben Anspruch auf Wohngeld. Dies gilt auch für Eigentümer einer Wohnung oder eines Hauses, erbbauberechtigte Besitzer von Dauerwohnrechten (samt Nießbrauch). Wer allerdings schon eine Transferleistung wie die Grundsicherung bekommt, bei dem werden die Wohnkosten schon bei der Transferleistung berücksichtigt bzw. bezuschusst. Extra-Wohngeld gibt es dann nicht. Ansonsten gilt: Zuständig ist die Wohngeldstelle des Wohnungsamtes. Die Höhe hängt von drei Faktoren ab, der Familiengröße, dem Gesamteinkommen und den zuschussfähigen Wohnkosten.

  



  Familiengröße:


  Zur Familie zählen alle, die im gemeinsamen Haushalt leben. Wenn sich Ihre Familie verkleinert, kann der Anspruch auf Wohngeld sinken oder erlöschen. Stirbt allerdings ein Familienmitglied, wirkt sich dies erst mit einer Verzögerung von zwei Jahren auf das Wohngeld aus. Damit sollen Härten im Zusammenhang mit einem Todesfall vermieden werden.

  



  Gesamteinkommen:


  Hierzu zählen alle steuerpflichtigen positiven Jahreseinkünfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes, abzüglich bestimmter Freibeträge und Abzugsbeträge. Dabei werden die Einkommen aller Familienmitglieder, die in der Wohnung leben, zusammengerechnet, beispielsweise Gehälter, Arbeitslosengeld II und Sonderprämien des Arbeitgebers. Nicht eingerechnet werden Leistungen der gesetzlichen Unfall- und Krankenversicherung, zum Beispiel Krankengeld. Abgezogen werden dürfen vom Einkommen Freibeträge für Werbungskosten und bestimmte Unterhaltsverpflichtungen. Zusätzliche Freibeträge haben Schwerbehinderte, Alleinerziehende und Familienmitglieder über 62 Jahre, die mit ihren Kindern oder Enkeln zusammenwohnen. Als allgemeine Freibeträge können Rentner 10 Prozent, Beamte 20 Prozent und Arbeitnehmer 30 Prozent abziehen.

  



  Zuschussfähige Wohnkosten:


  Der dritte Faktor, der das Wohngeld bestimmt, ist die Miethöhe. Hier gilt der Grundsatz: Je teurer die Wohnung, desto höher der Anspruch auf Wohngeld. Allerdings gelten bestimmte Höchstgrenzen, die verhindern sollen, dass mit staatlicher Hilfe luxuriöse Wohnungen genutzt werden. Diese Höchstgrenzen richten sich nach der Familiengröße, dem Mietniveau am Ort und dem Alter sowie der Ausstattung der Wohnung. Alles in allem ist dies eine komplizierte Rechnung, die wegen unterschiedlicher Mietstufen in den Gemeinden von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich ist. Als Faustregel, um zu überprüfen, für wen sich ein Antrag überhaupt lohnt, gelten folgende Einkommensgrenzen:

  



  Bis zu dieser Miethöhe können Sie mit Wohngeld rechnen

  



  [image: img8.jpg]

  



  Wer in Wirklichkeit höhere Miete zahlen muss, wird so behandelt, als würde er nur den zuschussfähigen Höchstbetrag bezahlen. Daher wirkt Wohngeld häufig nur wie der sprichwörtliche Tropfen auf den heißen Stein  im Schnitt 80 Euro.

  



  Übrigens gibt es Wohngeld für maximal ein Jahr, dann muss ein neuer Antrag gestellt werden, am besten schon zwei Monate vor Ablauf des Jahres. Gezahlt wird nämlich ein oder zwei Monate im Voraus. Fällt der Wohngeldbescheid nicht zu Ihrer Zufriedenheit aus, so können Sie dagegen Widerspruch innerhalb eines Monats einlegen.

  



  Tipp: Zahlreiche Ratschläge zum Wohngeld stehen in der Broschüre Wohngeld 2012  Ratschläge und Hinweise", die es kostenlos beim Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung gibt (Broschürenstelle, Invalidenstraße 44, 10115 Berlin, Telefon: 030/ 18 300 3060) und die auch kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden kann.

  



  Sozialhilfe


  Sozialhilfe gibt es seit 2005 nur noch für nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige. Die von den Kommunen ausgezahlte Leistung entspricht in der Höhe den Hartz-IV-Leistungen (ALG II/Sozialgeld). Für den Haushaltsvorstand gibt es 374 Euro plus Regelsätze für Partner (für Paare: je 337 Euro) und Kinder  nach Alter gestaffelt, die mindestens 219 Euro betragen (Stand: 2012). Hinzu kommen angemessene Kosten für die Unterkunft. Einkommen und Vermögen wird grundsätzlich vom Bedarf abgezogen!

  



  Wenn die Rente zum Leben nicht ausreicht, ist die Grundsicherung im Alter (ab 65 Jahren) in die Sozialhilfe integriert. Hier kann nicht so leicht finanziell auf Kinder zurückgegriffen werden. Somit kommt gesonderte laufende Sozialhilfe für Altersrentner nicht in Betracht. Ausnahme gelten zum Beispiel für Behinderte, die mindestens 15 Jahre alt sind und denen Eingliederungshilfe gewährt wird. Ihnen stehen 40 Prozent Mehrbedarf zu, der eigentliche Regelsatz von 374 Euro wird für Erwachsene mit Behinderung also entsprechend aufgestockt.

  



  In diesen besonderen Lebenslagen hilft das Sozialamt, wenn Sie als Rentner plötzlich eine Notsituation meistern müssen, unter anderem mit Hilfe bei Krankheit, Eingliederungshilfen für Behinderte, Hilfe zur Pflege, Hilfe zur Weiterführung des Haushalts, Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten und Altenhilfe. Anspruch auf solche Leistungen hat jeder Bedürftige, vom Neugeborenen bis zum Greis. Die Hilfe zur Pflege beispielsweise umfasst Hilfe für alle Pflegebedürftigen, bei denen Leistungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung nicht ausreichen und die zugleich finanziell bedürftig sind. Vorrangig geht es darum, die häusliche Pflege fachgerecht sicherzustellen. Anspruch hat jeder, der durch Krankheit oder Behinderung so hilflos ist, dass er nicht ohne Pflege auskommt, also folgendes nicht mehr allein bewältigen kann: Gehen, Körperpflege, Essen, An- und Ausziehen, Aufstehen und Hinlegen, Notdurft verrichten. Die Höhe der Hilfe zur Pflege ist vom Einzelfall abhängig, zumal nur dann Sozialhilfe gewährt wird, wenn alle anderen Möglichkeiten wie vorrangige Hilfeleistungen des Staates, gesetzliche Pflegeversicherung, Ersparnisse oder Unterhaltszahlungen zwischen Kindern und Eltern ausgeschöpft sind. Heimkosten werden aber voll bezahlt, außerdem gibt es dort ein Taschengeld. Wer als Pflegefall zu Hause wohnt, bekommt quasi als Entschädigung für seine Aufwendungen um eine häusliche Pflegekraft den Differenzbetrag erstattet, falls die Leistungen der Pflegeversicherung nicht ausreichen.

  



  Die Altenhilfe dagegen umfasst vordergründig persönliche Hilfe, weniger eine finanzielle Zuwendung. Zum Beispiel eine persönliche Unterstützung bei der suche nach einer altersgerechten Wohnung. Weitere Hilfen, falls dies gewünscht wird können so aussehen: einen geeigneten Heimplatz besorgen, über altersgerechte Dienste informieren, die Teilnahme an geselligen, kulturellen Veranstaltungen ermöglichen, Kontakt zu nahe stehenden Personen halten, Hobbys organisieren. Begünstigt sind hier Grundsicherungsempfänger ab 65 Jahre, Frührentner auch eher.

  



  Schwerbehindertenausweis senkt Kosten


  Wer zu mindestens 50 Prozent behindert und damit schwer behindert ist, hat Anspruch auf besondere Hilfe. Zu diesen Leistungen gehören:

  



  
    	Steuererleichterungen (insbesondere Behinderten-Pauschbetrag),


    	unentgeltliche Beförderung im öffentlichen Personenverkehr,


    	Vergünstigungen bei der Kraftfahrzeugsteuer,


    	Parkerleichterungen,


    	Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht.

  


  


  Dazu brauchen Sie in aller Regel einen Schwerbehindertenausweis (§ 69 SGB IX). Jeder Schwerbehinderte sollte sich ans zuständige Versorgungsamt wenden. Der Ausweis selbst ist kostenlos und gilt meist für fünf Jahre. Er verpflichtet öffentliche Träger zu Preisermäßigung für Behinderte in Einrichtungen wie Museen, Tierparks, Bäder und bei Veranstaltungen wie Kursen, Theateraufführungen und Konzerten. Viele private Veranstalter gewähren freiwillig Ermäßigung. Die gesetzlichen Regelungen finden Sie in der Schwerbehindertenausweisverordnung (Bundesgesetzblatt Teil I, Seite 2904)

  



  Im Schwerbehindertenausweis bescheinigt das Versorgungsamt den Grad Ihrer Behinderung und enthält Vermerke (Stempel), auf welche Vergünstigungen Sie Anspruch haben (siehe Liste).

  



  Vorderseite des Ausweises


  VB: Der Ausweisinhaber hat Anspruch auf Versorgung nach den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes und erhält eine Beschädigtenrente.


  EB: Die Erwerbsfähigkeit ist um wenigstens 50 Prozent gemindert. Der Inhaber erhält Entschädigungsrente gemäß § 28 des Bundesentschädigungsgesetzes.


  B: Die Mitnahme einer Begleitung ist möglich.

  



  Rückseite des Ausweises


  G: Gehbehindert. Berechtigt zu Vergünstigungen im Nahverkehrs oder Rabatt bei der Kfz-Steuer.


  aG: außergewöhnlich gehbehindert. Berechtigt zu Parkerleichterungen.


  Gl: gehörlos.


  H: hilflos.


  Bl: blind.


  RF: Befreit von der Rundfunkgebührenpflicht. Zuständig: Gebühreneinzugszentrale


  1. Kl: Der Inhaber darf mit Fahrausweis der 2. Klasse die 1. Klasse in Eisenbahnen benutzen.

  



  Im Folgenden werden die Vergünstigungen im Alltag beschrieben, die mit dem Schwerbehindertenausweis verbunden sind:

  



  Rabatt für Nahverkehrsmittel:


  Wer sehr wenig Rente erhält oder behindert ist, kann den öffentlichen Nahverkehr gegen eine einmalige Gebühr kostenlos benutzen: Bus, Straßenbahn, U- und S-Bahn, Eisenbahn zweiter Klasse im Umkreis von 50 Kilometern sowie Schiffe im Linienverkehr. Als Alternative zur Nahverkehrsermäßigung kommt auch eine Ermäßigung von der Kfz-Steuer in Betracht. Jeder Inhaber eines Schwerbehindertenausweises profitiert davon. Zuständig ist das Versorgungsamt. Dort sind die kostenlosen Fahrten gegen eine einmalige Jahresgebühr (Wertmarke) zu haben, die 60 Euro kostet. Kostenlos ist die Wertmarke, wenn der Schwerbehinderte hilflos (Stempel H im Ausweis) oder blind (Stempel Bl im Ausweis) ist. Ist derjenige außerdem auf eine ständige Begleitperson angewiesen (zusätzlicher Stempel Bl im Ausweis), darf diese kostenlos mitfahren. Außerdem kann Handgepäck, ein Rollstuhl, orthopädische Hilfsmittel und ein Blindenführhund umsonst in öffentlichen Nahverkehrsmitteln mitgenommen werden. Im Fernverkehr gilt: Bei Notwendigkeit ständiger Begleitung (Zeichen B im Ausweis) kann die Begleitperson kostenlos mitreisen und zudem können Sitzplätze kostenlos reserviert werden (letzteres gilt auch für Zeichen Bl im Ausweis). Viele Fluggesellschaften bieten Rabatt auf innerdeutschen Flügen für Begleitpersonen (Zeichen B).

  



  Tipp: Viele Kommunen bieten gemeinsam mit karitativen Einrichtungen einen Fahrdienst mit Fahrzeugen und Personal an, das für den Transport Behinderter speziell eingerichtet ist. Diese Fahrdienste sind in der Regel kostenlos. Ansprechpartner dafür sind die Behindertenstelle des Sozialamtes oder Wohlfahrtsverbände.

  



  Ermäßigung oder Befreiung von der Kfz-Steuer:


  Alternativ zum Rabatt für Nahverkehrsmittel können Sie 50 Prozent Rabatt auf die Kfz-Steuer bekommen. Darauf haben Inhaber des Schwerbehindertenausweises mit Stempel G oder Gl Anspruch. Allerdings muss das Fahrzeug auf ihren Namen angemeldet sein und nahezu ausschließlich ihrer Beförderung dienen. Gar keine Kfz-Steuer brauchen Schwerbehinderte entrichten, die hilflos (Stempel H im Ausweis) oder blind (Stempel Bl im Ausweis) oder außergewöhnlich gehbehindert (Stempel aG im Ausweis) sind. Zuständig ist wieder das Versorgungsamt, die Steuererleichterung organisiert dann das Finanzamt.

  



  Steuerbefreiung für Hundehalter:


  Hilflose oder gehörlose Hundebesitzer (Zeichen H bzw. Gl im Ausweis) müssen keine Hundesteuer zahlen. Die kostet normalerweise etwa 100 Euro im Jahr. Zuständig ist zunächst wieder das Versorgungsamt; die Steuererleichterung organisiert das Finanzamt. Die Befreiung gilt für ein Jahr. Dann ist ein erneuter Antrag nötig.

  



  Tipp: Das Sozialamt leistet für Bedürftige auf Antrag auch Zuschüsse zur Tiernahrung, wenn Sie auf den Hund angewiesen sind. Außerdem zahlt sie eine Blindenführzulage.

  



  Behinderten-Pauschbetrag bei der Einkommensteuer:


  Jeder Schwerbehinderte kann einen jährlichen Pauschbetrag von seinem zu versteuernden Einkommen abziehen. Dieser Freibetrag kann auch auf der Steuerkarte eingetragen werden. Die Höhe hängt vom Grad der Behinderung ab (nach § 33b Einkommensteuergesetz). Ab 55 Prozent Behinderung sind es 720 Euro pro Jahr, maximal 1.420 Euro. Bei Blinden und bei Hilflosen sind es 3.700 Euro pro Jahr. Ab einem Behinderungsgrad von 25 Prozent ist der Pauschbetrag möglich.

  



  Tipp: Auch außergewöhnliche Belastungen können von der Einkommensteuer abgesetzt werden, zum Beispiel für Krankheits- und Kurkosten, Kosten für Haushaltshilfen, für häusliche Pflege sowie für Umbauten an Mietwohnungen.

  



  Rundfunkgebührenbefreiung:


  Wer stark behindert ist (Stempel RF) oder sehr wenig verdient bzw. nur geringe Rente erhält, braucht keine Rundfunkgebühren zu zahlen. Das betrifft vor allem Blinde, Sehbehinderte mit mindestens 60 Prozent geminderter Erwerbsfähigkeit, andere Behinderte mit wenigstens 80 Prozent geminderter Erwerbsfähigkeit, Gehörlose, Sozialhilfeempfänger mit Anspruch auf Hilfe zur Pflege oder auf laufende Hilfe zum Lebensunterhalt. Zuständig ist die Gebühreneinzugszentrale (GEZ). Die Rundfunkgebühren, die sonst ungefähr 18 Euro im Monat für je einen Fernseher und ein Radio kosten, können Sie komplett einsparen. Diese Befreiung gilt, solange die Behinderung anhält bzw. das Einkommen sehr niedrig bleibt. Die GEZ bietet im Internet Merkblätter und Antragsformulare, darunter auch ein Merkblatt für Empfänger der Grundsicherung im Alter.

  



  Finanzspritzen für die Freizeit


  Es gibt vor allem auf kommunaler Ebene vielfältige Mittel in den Finanzhaushalten, um älteren Mitbürgern Abwechslung und Lebensfreude zu verschaffen. Erkundigen Sie sich am besten im Rathaus, beim Bürgeramt, bei Vereinen oder Wohlfahrtsverbänden. Fündig wird man auch bei den Grauen Panthern oder der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (Adressen am Ende des Buches). Hier eine kurze überregionale Auswahl:

  



  Altentagesstätten:


  Die gibt es praktisch überall; geboten werden gesellige Veranstaltungen, Programme, Kurse sowie gemeinnützige Arbeiten. Träger für den meist einmaligen wöchentlichen Treff ist häufig das Deutsche Rote Kreuz. Durch unterschiedliche Zuschüsse ist die Teilnahme meist kostenlos, anderenorts sehr preisgünstig. In vielen Städten und Gemeinden existieren unterschiedliche Einrichtungen zur Freizeitgestaltung, zum Beispiel Nachbarschaftsheime, Mal- und Museumszirkel, Tanzklubs und Gymnastikgruppen, kostenlose oder preisgünstige Gemeinschaftsreisen. Den örtlichen Überblick haben Bürgeramt, Wohlfahrtsverbände und Kirchengemeinden.

  



  Mobile Hilfsdienste:


  Wer auf fremde Hilfe angewiesen ist, dem steht vielerorts ein mobiler Dienst offen, den Gemeinden, Wohlfahrtsverbände oder Kirchengemeinden organisieren, zum Beispiel Mahlzeitendienst oder Essen auf Rädern. Über diese Hilfsdienste werden ältere Bürger, denen Einkaufen oder Kochen nicht mehr möglich sind, auf Wunsch regelmäßig mit warmen Mahlzeiten oder Tiefkühlmenüs versorgt. Daneben gibt es häufig auch einen stationären Mittagstisch in Altentagesstätten, Altenheimen oder Kantinen öffentlicher Verwaltungen. Der Preis ist günstig und wird gelegentlich nach der Rentenhöhe gestaffelt.

  



  Andere mobile Dienste helfen vor allem dann, wenn die Kräfte zur Führung des Haushalts nicht ausreichen und andere Unterstützung nicht zu bekommen oder zu bezahlen ist. Haushaltshilfsdienste etwa erledigen vielfach Fensterputzen, Wohnungsreinigung, Wäschebesorgung und Einkäufe. Es gibt auch fahrbare Wäsche- und Haushaltsreinigungsdienste, Fußpflegedienste und Büchereien auf Rädern.

  



  Volkshochschulen:


  Es gibt zahlreiche Kurse, die sich speziell an Senioren richten, um ihnen bei der Neuorientierung in der dritten Lebensphase zu helfen, neue soziale Kontakte zu vermitteln und die Diskussion um eine zeitgemäße Altenpolitik anzuregen. Die Kurse kosten häufig rund zwei Euro pro Unterrichtseinheit. Ermäßigungen für Rentner sind meist nicht üblich. Fragen kostet aber nichts.


  Kapitel 5:

  Ansprüche aus Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung


  


  Leistungsansprüche aus der Krankenversicherung der Rentner


  Im Ruhestand sind Sie genauso kranken- und pflegeversichert wie im bisherigen Erwerbsleben. Bis auf das Krankengeld erhalten Sie weiterhin alle gewohnten Leistungen. Auch Rentner müssen also Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung zahlen. Wer vorher gesetzlich krankenversichert war (also mindestens 90 Prozent der zweiten Hälfte seines Berufslebens Pflichtmitglied in einer Krankenkasse war), kommt automatisch in die Krankenversicherung der Rentner (KVdR) und bleibt in seiner bisherigen Kasse. Als volles Berufsleben gilt der Zeitraum seit der erstmaligen Erwerbstätigkeit bis zur Rentenantragstellung. Dasselbe gilt auch für Frauen, die nicht berufstätig sind (familienversichert), deren der Ehemann aber die Voraussetzungen erfüllt. Dann wird die Familienversicherung von der KVdR abgelöst; Beitrag muss die mitversicherte Frau auch weiterhin nicht zahlen. Für Witwen und Waisen gilt die Vorversicherungszeit grundsätzlich als erfüllt, wenn der Verstorbene bereits eine Rente bezog und in der Krankenversicherung der Rentner pflichtversichert war.

  



  Tipp: Zahlreiche Ratschläge finden Sie in der Broschüre Rentner und ihre Krankenversicherung, die es kostenlos bei Ihrem Rentenversicherungsträger gibt und die auch kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden kann.

  



  Die gesetzliche Krankenversicherung gewährleistet die medizinische Grundversorgung. Dazu gehören für Altersrentner auch Gesundheitsförderung und Krankheitsverhütung, Früherkennung von Krankheiten (Vorsorge), Krankenbehandlung, Medikamente, Heil- und Hilfsmittel, Klinikbehandlung, Teile der häuslichen Krankenpflege, Bezahlung einer Haushaltshilfe, Kuren und Rehabilitationsmaßnahmen, Reise- und Transportkosten. Die gesetzliche Versicherung kennt fast nur Einheitsleistungen; es gibt im Prinzip nur einen Tarif und einen Beitrag: Der Eigenanteil beträgt 8,2 Prozent; zudem werden 7,3 Prozent vom Rentenversicherungsträger übernommen (Stand: 2012). Dieser behält Ihren Anteil jeweils bei der monatlichen Rentenzahlung ein und leitet diesen zusammen mit seinem Beitragsanteil an den Gesundheitsfonds weiter.

  



  Sie arbeitet meist nach dem so genannten Sachleistungsprinzip  die Kasse zahlt direkt an den Arzt, das Krankenhaus oder den Apotheker. Als Maßstab gilt das medizinisch Notwendige, das allerdings durch die Gesundheitsreformen der letzten Jahre immer mehr zusammengestrichen wurde. Davon sind auch Rentner betroffen. So gibt es für Mitglieder sowie Angehörige von GKV-Mitgliedern schon seit 2004 kein Sterbegeld mehr (siehe folgende Liste).

  



  Hier zahlt die GKV nicht:


  
    	Brillen und Sehhilfen (außer Kinder und Brillengläser für sehr Sehschwache)


    	Kontaktlinsen (außer in medizinisch zwingend erforderlichen Ausnahmefällen)


    	Sterbegeld


    	Arzneimittel zur Erhöhung der Lebensqualität, darunter: gegen Erektionsstörungen, zur Steigerung der Potenz, zur Raucher-Entwöhnung, zur Abmagerung oder Zügelung des Appetits, zur Regulierung des Körpergewichts, zur Verbesserung des Haarwuchses.

  


  


  Vorbeugen ist besser als heilen. Daher bezahlen die Krankenkassen auch für die Früherkennung von Krankheiten. Allerdings wird nicht jede Untersuchung in jedem Alter bezahlt, sondern nur noch Vorsorge- und Früherkennungsuntersuchungen, darunter bei

  



  
    	Krebs,


    	dazu alle zwei Jahre den Gesundheits-Check-up,


    	zahnmedizinische Prophylaxe und


    	Schutzimpfungen.

  


  


  Die Kündigungsregel lautet folgendermaßen: Jeder kann mit einer Frist von zwei Monaten seine Krankenkasse wechseln und ist an diese Wahl mindestens 18 Monate lang gebunden. Falls die Kasse erstmals einen Zusatzbeitrag erhebt, gilt ein deutlich kürzeres Sonderkündigungsrecht. Wer nicht pflichtversichert ist und demnach nicht die Voraussetzungen für die KVdR erfüllt, kann sich freiwillig gesetzlich krankenversichern. Der Nachteil ist aber, dass neben der gesetzlichen Rente weitere Einkommen beitragspflichtig sind, unter anderem Versorgungsbezüge, Arbeitseinkommen, Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, Kapitalerträge, private Lebensversicherungen und auch ausländische Renten. Zudem wird der volle Beitragssatz von derzeit 15,5 Prozent fällig)  außer bei Renten aus dem Ausland, da sind es 8,2 Prozent. Sie können von Ihrem Rentenversicherungsträger jedoch auf Antrag einen Beitragszuschuss erhalten.

  



  Berechnung: 14,6 Prozent Beitragssatz auf den Zahlbetrag der Rente, und davon die Hälfte. Dies macht bei 1.000 Euro Rente genau 73 Euro Zuschuss zur Krankenversicherung. Nach dem gleichen Muster können auch privat krankenversicherte Rentner einen Beitragszuschuss vom Rentenversicherungsträger erhalten.

  



  So können Kassenpatienten sparen


  Gesetzlich Krankenversicherte erhalten normalerweise von ihrem eingezahlten Beitrag nichts zurück. Wer jedoch viele Leistungen in Anspruch nimmt und wenig Rente hat, ist teilweise von der Zuzahlung befreit und kann am Jahresende ähnlich wie bei der Steuer einen Kassenausgleich beantragen. Dann erhält man einen Teil der Kosten zurück, zum Beispiel für Fahrtkosten zur Behandlung, Zahnersatz, Kuren, Zuzahlung bei Medikamenten und Heilmitteln. Lassen Sie sich vorher am besten von Ihrer Kasse ein Quittungsheft für alle Ausgaben, die Sie aus eigener Tasche bezahlen, geben und jede Zahlung vom Arzt, Apotheker, Taxifahrer usw. dort bestätigen.

  



  Hier die genauen Regeln: Kassenpatienten, die chronisch krank sind, müssen nur bis zu 1,0 Prozent ihrer Bruttoeinnahmen als Krankenkassenbeitrag selber zahlen. Alle anderen müssen die Kosten bis zu 2,0 Prozent ihres Brutto-Haushaltseinkommens selber zahlen.

  



  Als chronisch krank gelten Sie, wenn Sie

  



  
    	sich ständig in Behandlung befinden (ein Jahr lang mindestens einmal pro Quartal wegen derselben Krankheit zum Arzt müssen)


    	und zudem schwer pflegebedürftig sind (Pflegestufe II oder III)


    	oder zu mehr als 60 Prozent behindert oder erwerbsgemindert sind


    	oder eine dauerhafte Behandlung benötigen, ohne die lebensbedrohliche Verschlechterung bzw. Verminderung der Lebenserwartung eintreten kann.

  


  


  Wer unter die 1-Prozent-Regel fällt, sollte bei seiner Kasse schon zu Jahresbeginn einen Antrag auf Befreiung von weiteren Zuzahlungen stellen. Spätestens bis zum Jahresende muss der Antrag dann aber gestellt sein, um die zusätzlichen Kosten  abgesehen von Krankenhausaufenthalten und kieferorthopädischen Behandlungen  zurückzubekommen. Hier gilt die Faustregel: Bis zu 1,0 Prozent des Einkommens sind Gesundheitskosten selbst zu bezahlen. Von dieser Belastungsgrenze ist ein jährlicher Freibetrag abzuziehen: Für 2012 können bei den Brutto-Einnahmen 4.725 Euro für den Ehe- oder Lebenspartner sowie je 7.008 Euro pro Kind abgezogen werden. Damit sinkt die Zuzahlung entsprechend.

  



  Für Rentner, die sich zur Rente etwas dazuverdienen, kann man von der Krankenkasse Geld zurückbekommen. Liegen die gesamten Einkünfte am Jahresende über der Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche Krankenversicherung (2012: 3.825 Euro pro Monat), so gibt es auf Antrag bei der Krankenkasse den zu viel gezahlten Eigenanteil an den Kassenbeiträgen zurück.

  



  Tipp: Sprechen Sie in diesem Fall mit dem aktuellen Bescheid der Rentenanpassung und einer Verdienstbescheinigung bei der Krankenkasse vor.

  



  Wie sich hohe PKV-Beiträge im Alter vermeiden lassen


  Die private Krankenversicherung (PKV) gibt es als Vollversicherung mit derzeit rund neun Millionen Kunden. Bei der PKV gilt: Bezahlt wird nur, was im Einzelfall wirklich vertraglich vereinbart ist. Der Beitrag errechnet sich nicht nach dem Einkommen, sondern individuell nach Eintrittsalter, Gesundheitszustand und dem vereinbarten Leistungsumfang. Für Männer ab 45 und Frauen ab 36 ist der Wechsel in die PKV daher nicht mehr ratsam.

  



  Für die Privatversicherten gilt im Rentenalter, dass sie beim bisherigen privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert bleiben. Ein Wechsel innerhalb der Privatversicherung verbietet sich gewissermaßen, da das unbezahlbar wäre, denn die bislang gebildete Alterungsrückstellung gegen Beitragssprünge im Alter darf nicht individuell beim Wechsel mitgenommen werden. Wem die Beitragssprünge im Alter bei seinem Versicherer nicht behagen, der kann bei der bisherigen Gesellschaft den Tarif wechseln. In den so genannten Standardtarif für Senioren nämlich, der inzwischen in Basistarif umgetauft worden ist. Voraussetzung ist allerdings, dass Sie bereits 65 Jahre oder älter und seit mindestens zehn Jahren privat vollversichert sind. Der Basistarif soll grundsätzlich sicherstellen, dass Rentner bei finanziellen Problemen im Alter selbst im ungünstigsten Falle keinen höheren Beitrag zahlen müssen, als wenn sie in der Krankenkasse geblieben wären.

  



  Die Seniorenpolice bietet quasi eine Preisbindung  der Monatsbeitrag darf den Höchstbetrag der gesetzlichen Kassen von derzeit rund 593 Euro nicht überschreiten. Allerdings bietet der Basistarif geringere Leistungen als normale Privattarife und entspricht etwa dem Niveau der gesetzlichen Kassen. Immerhin findet beim Basistarif keine Risiko- oder Gesundheitsprüfung statt, es besteht Annahmezwang  Kunden dürfen also nicht abgelehnt werden. Der Beitrag für den mitversicherten Partner liegt allerdings bei 100 Prozent des Höchstbeitrages zur GKV, ist also sehr teuer. Zudem kann bei einem späteren Wechsel innerhalb der PKV eine Altersrückstellung nur in der Höhe mitgenommen werden, die auf den Basistarif entfällt.

  



  Was die Pflegeversicherung bringt


  Seit 1995 gibt es die gesetzliche Pflegeversicherung als fünften Bereich der Sozialversicherung. Jeder, der eigenes Einkommen hat, muss einzahlen  auch Rentner! Jeder Pflegebedürftige ist Nutznießer. Wer gesetzlich krankenversichert ist, ist in der Regel auch automatisch pflegeversichert. Jede Krankenkasse hat dazu eine eigene Pflegekasse gegründet. Der Beitrag kostet ab 2013 jeden Monat 2,05 Prozent des Bruttoeinkommens. Wer keine Kinder hat, zahlt ab 23. Geburtstag 2,3 Prozent  mit Ausnahme von Versicherten, die vor 1940 geboren sind. Arbeitnehmer und Rentner zahlen davon die Hälfte, Leute ohne Einkommen nichts. Als monatlicher Höchstbeitrag gilt die aktuelle Beitragsbemessungsgrenze für die Krankenversicherung.

  



  Nicht jeder muss aber in die gesetzliche Pflegeversicherung  auch soziale Pflege-Pflichtversicherung genannt  einzahlen. Wer freiwillig Mitglied in der gesetzlichen Krankenkasse oder privat krankenversichert ist, kann auf die private Pflege-Pflichtversicherung ausweichen und damit auf lange Sicht etwas preisgünstiger kommen: Man erhält etwa die gleichen Leistungen wie in der sozialen Pflegeversicherung, muss aber den Beitrag nicht nach Einkommenshöhe zahlen, sondern nach Alter und Gesundheitszustand. Das bleibt auch im Rentenalter so.

  



  Hier die wichtigsten finanziellen Leistungen und andere Hilfen, unterteilt nach häuslicher und stationärer Pflege:

  



  Häusliche Pflege:


  Betroffene erhalten zu Hause Hilfe durch eine ambulante Pflegeeinrichtung, mit der ihre Kasse einen Versorgungsvertrag abgeschlossen hat (Sachleistung). Je nach Bedürftigkeit steuert die Pflegekasse dafür Geld in unterschiedlicher Höhe bei (siehe Tabelle). Falls Angehörige oder Nachbarn selbst die Pflege ausüben, gibt es alternativ je nach Pflegestufe nur 235, 440 oder 700 Euro im Monat (Pflegegeld). Auch eine Kombination aus Sach- und Geldleistung ist bei der häuslichen Pflege möglich. Dann wird nicht nur ein erheblicher Teil der Pflegearbeit von Fachpersonal geleistet, sondern für den anderen Teil gibt es noch Bargeld für die Angehörigen und weitere Vergünstigungen für die Pflegebedürftigen.
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  Seit Sommer 2008 gibt es eine spürbare Verbesserung für Demenzkranke: Wer als Pflegebedürftiger auf allgemeine Betreuung angewiesen ist, kann professionelle Hilfe im Wert von bis zu 200 Euro pro Monat in Anspruch nehmen. Ab 2013 sind es mehr, aber die genauen Zahlen stehen noch nicht fest (Stand: 1. September 2012). Pflegeleistungen erhalten Alzheimer-Patienten meist nicht, da sie körperlich theoretisch in der Lage wären, allein aufzustehen, zu duschen, den Haushalt zu besorgen usw. Da aber die geistige Verwirrtheit dagegen steht, hat der Gesetzgeber einen Kompromiss gefunden: Auch wer Pflegebedarf unterhalb von Pflegestufe 1 hat (so genannte Pflegestufe 0), kann die Leistung für allgemeine Betreuung wegen Einschränkung der Alltagskompetenz bekommen.

  



  Stationäre Pflege:


  In einem Heim gibt es auch Leistungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung. Lebenshaltungskosten für Unterbringung und Verpflegung, die ja auch zu Hause anfallen würden, müssen selbst getragen werden. Sämtliche Leistungen der stationären Pflege kommen aber nur in Betracht, wenn häusliche oder teilstationäre Pflege nicht möglich ist. Wäre sie möglich, und der Betroffene entscheidet sich dennoch für ein Pflegeheim, erhält er nur jene finanziellen Leistungen, die er auch zu Hause bekäme.

  



  Jeder, der als Laie die Pflege für einen Angehörigen übernimmt, profitiert ebenfalls von der gesetzlichen Pflegeversicherung. So darf man an kostenlosen Pflegekursen teilnehmen und ist kostenlos gesetzlich unfallversichert (ab 14 Wochenstunden Pflege). Ehrenamtliche Pfleger bauen zudem während der Pflegetätigkeit kostenlos geringe Ansprüche für die eigene Rente auf. Wenn der pflegende Ehepartner selbst Erholung braucht, sorgt die gesetzliche Pflegekasse auch hier für etwas Entlastung (siehe folgende Liste).

  



  Vergünstigungen für Pflegebedürftige


  
    	Zuschuss zum Umbau der Wohnung bis 2.557 Euro je Maßnahme (etwa Rampe für Rollstuhl, Türverbreiterung oder Umbau der Badewanne),


    	technische Hilfsmittel wie Pflegebett, Rollstuhl (vorrangig zur Ausleihe; ansonsten 10 Prozent Eigenleistung bei Erwachsenen, höchstens rund 31 Euro pro Monat),


    	zusätzliche Bezahlung von bis zu 4 Wochen Aufenthalt in einer Kurzzeitpflegeeinrichtung (nur, wenn zwischenzeitlich weder häusliche noch teilstationäre Pflege möglich ist, etwa nach einer Operation oder während des Umbaus der Wohnung),


    	Bezahlung von höchstens 1.550 Euro im Jahr für 4-Wochen-Urlaubsvertretung des ehrenamtlichen Pflegers (erstmals nach 12 Monaten Betreuung möglich).

  


  


  Übrigens müssen deutsche Staatsbürger, die sich vorübergehend im europäischen Ausland aufhalten, dort mit geringeren Leistungen der Pflegeversicherung als hierzulande vorlieb nehmen. Der Europäische Gerichtshof hat Mitte Juli 2012 Klage der EU-Kommission wegen vermeintlich mangelhafter Leistungen der deutschen Pflegeversicherung abgeschmettert (AZ: C-562/10). Im Einzelnen müssen weder gemietete Pflegehilfsmittel ersetzt werden, noch gelten für Grundpflege oder hauswirtschaftliche Versorgung die gleichen Abrechnungsgrenzen.

  



  Wie man die Leistungen der Pflegeversicherung bekommt


  Falls der Bedarf durch die Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung nicht gedeckt ist, springt zusätzlich das Sozialamt ein. Je nach Einkommen und Vermögen des Versicherten kann es aber auch nahe Angehörigen zur finanziellen Unterstützung heranziehen. Letztlich entscheidet immer der Medizinische Dienst der Krankenversicherung (MDK, www.mdk.de) darüber, wie pflegebedürftig jemand ist. Bei Ablehnung können Sie schriftlich innerhalb eines Monats mit Begründung an die Pflegekasse widersprechen.

  



  Wichtig: Die Richtlinien der Krankenkassen zur Beurteilung von Pflegebedürftigkeit sind zu pauschal und ungenau, sagt das Bundessozialgericht. Die Sozialgerichte müssen im Streitfall jeden Einzelfall selbst prüfen.

  



  Erste Hinweise kommen in aller Regel vom Hausarzt. Wer sich nicht sicher ist, ob sein Antrag überhaupt Aussicht auf Erfolg hat, kann einmal eine Woche lang Tagebuch führen, wie lange Angehörige oder eine Pflegekraft ihm zur Seite stehen, damit es überhaupt klappt in Sachen Waschen, Rasieren, Nahrungszubereitung, Aufstehen und Anziehen, Einkaufen, Saubermachen usw. Pflegekassen und Seniorenverbände haben ein solches Pflegetagebuch entwickelt, das Kassenmitglieder oft gleich mit dem Antragsformular für Pflegeleistungen mitbekommen.

  



  Die Begutachtung jedes einzelnen Falles durch den MDK brachte in der Vergangenheit bis zu ein Drittel Ablehnungen. Dadurch müssen Betroffene als Bittsteller zum Sozialamt, um sich dort ihre Bedürftigkeit attestieren zu lassen. Zumindest vorübergehend gibt es auch gute Chancen, von der Krankenkasse gute Pflege zu bekommen. Wenn die Pflegeversicherung nicht zahlt, springt die häusliche Kranken- und Behandlungspflege ein  eine Versicherungsleistung der Krankenkassen.

  



  Um diesen Service zu erhalten, reicht es, wenn der Hausarzt ihn verschreibt. Er kann, unter der Voraussetzung, dass eine therapiegerechte Einnahme von ärztlich verordneten Medikamenten wäre anderweitig nicht gewährleistet ist, das Rezept ausstellen. Oder aber er attestiert, dass die Krankenbeobachtung unabdingbar ist. In beiden Fällen zahlt dann die Krankenkasse, ohne dass der Medizinische Dienst dies alles nachprüft. Jenseits der Pflegeversicherung dürfen die Krankenkassen also weiterhin Pflegedienste bezahlen, sofern der Arzt mitspielt (nach § 37 Absatz 2 Sozialgesetzbuch 5). Etliche Kassen bieten ihren Versicherten zusätzlich sogar noch Leistungen an, die direkt mit der Pflegeversicherung konkurrieren. Dazu zählen im Bereich der Grundpflege etwa Waschen und Hilfe beim Essen, im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung, beispielsweise beim Kochen, Putzen und Abwaschen.

  



  Wenn etwa durch häusliche Krankenpflege der Krankenkasse ein Krankenhausaufenthalt dadurch vermieden oder verkürzt wird (Krankenhausersatz-Pflege), wird diese bereitgestellt, auch wenn der Pflegeantrag noch nicht bewilligt ist. Oder wenn ein bestimmtes Behandlungsziel damit abgesichert wird (Behandlungssicherungs-Pflege). Die Kasse übernimmt dann alles, was in der Klinik geleistet würde, sowie die hauswirtschaftliche Versorgung maximal für vier Wochen. Nach einem Gutachten des MDK mitunter auch länger, aber nur unter der Voraussetzung, dass keine im gemeinsamen Haushalt lebende Person diese Versorgung leisten kann. Allerdings hat dies zur Folge, dass der Patient Zuzahlung leisten muss, und zwar zehn Euro pro Tag für maximal 28 Tage im Jahr. Einige Kassen sind noch kundenfreundlicher und bieten erweiterte häusliche Krankenpflege. Gezahlt wird also Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung auch dann, wenn kein Zusammenhang mit einer Krankenhausbehandlung besteht.

  



  Aber auch dann, wenn die Pflegeversicherung einspringt, ist nicht alles Gold, was glänzt. Vor allem ehrenamtliche Pfleger laufen Gefahr, unentgeltlich zu pflegen. So schön es ist, wenn ehrenamtliche Pfleger Pflegegeld für ihren aufopferungsvollen Einsatz vom Pflegefall bekommen können, eine Urlaubsvertretung bezahlt kriegen, kostenlos Pflege lernen dürfen und eigene Ansprüche für die Altersrente aufbauen, so müssen sie doch höllisch aufpassen, um das sauer verdiente Pflegegeld nicht gleich wieder zu verlieren. Steuerfrei ist Pflegegeld nämlich nur, wenn der Pflegefall das Geld an ehrenamtliche Pfleger weitergibt, die Familienangehörige sind oder ihm gegenüber eine sittliche Verpflichtung erfüllen. Für ehrenamtliche Pfleger, die selbst Arbeitslosengeld I bekommen, droht im Extremfall der Verlust! Und das aus gutem Grund, denn neben der Pflege muss man noch mindestens 18 Wochenstunden arbeiten können. Bei Pflegestufe III steht der Pfleger der Arbeitsvermittlung aber nicht mehr zur Verfügung, da dieser Pflegeaufwand keinen Job mehr zulässt. Dann wird das Arbeitslosengeld I gestrichen.

  



  Tipp: Hände weg vom Pflegegeld und lieber die Sachleistung aus der Pflegeversicherung wählen!

  



  Private Zusatzversicherung zahlt sich aus


  Die gesetzliche Pflegeversicherung ist nur eine Grundabsicherung. Das Geld reicht keineswegs für eine Rundum-Pflege. Selbst in Pflegestufe III entspricht das Geld nur einem Stundensatz von knapp 10 Euro und reicht damit nur einen halben Monat  quasi eine Teilkasko-Absicherung, Tendenz fallend. Die finanziellen Folgen kann sich jeder leicht ausmalen, denn im Pflegefall muss ein Betrag von ungefähr 3.000 Euro monatlich zur Verfügung stehen. Übersteigen diese Kosten die Leistungen der Pflichtversicherung, geht es ans Ersparte des Pflegebedürftigen und die vorhandenen Vermögenswerte wie Bankkonto, Haus und Auto werden herangezogen. Wenn diese dann bei langer Pflegezeit aufgebraucht sind, wird der fehlende Unterhalt zunächst vom Sozialamt übernommen. Das Amt darf aber auf Verwandte ersten Grades (Kinder und Eltern) zurückgreifen (gemäß § 91 Bundessozialhilfegesetz). Das aber kann ganze Familien in die Armut treiben.

  



  Wer als Vorsorge für den Pflegefall eine private Pflege-Zusatzversicherung abgeschlossen hatte, um die Restkosten ungefähr abzudecken, ist gut dran. Die Statistik spricht für private Zusatzvorsorge schon in mittleren Jahren, denn mit 75 Jahren beträgt das Pflegefallrisiko im Durchschnitt 33 Prozent, mit 100 Jahren 100 Prozent. Früher überlebten die schweren Fälle ihren Schicksalsschlag nur sieben bis acht Monate, heute bringen sie es durchschnittlich auf weitere sechs ganze Jahre Lebenserwartung. Damit kommen aber auf die Familien Kosten von rund 140.000 Euro zu, schätzen Pflegeexperten. Fast 40 Prozent aller stationär Pflegebedürftigen würden durch die finanzielle Belastung im Zusammenhang mit dem Pflegefall sogar zu Sozialhilfeempfängern. Als Ausweg bietet es sich an, eine private Pflege-Zusatzversicherung abzuschließen um die Restkosten ungefähr abzudecken.

  



  Policen bieten private Krankenversicherer auch für Kassenmitglieder: Ausgezahlt wird dann entweder das vereinbarte Tagegeld unabhängig von den tatsächlichen Pflegekosten (Pflegetagegeld-Versicherung) oder es wird der Großteil der Kosten erstattet, die durch die Pflege-Pflichtversicherung nicht gedeckt sind (Pflegekosten-Versicherung). Letzteres Modell kommt aber aus der Mode, weil es im vergleich zum Pflegetagegeld zu unflexibel ist. Die Lebensversicherer bieten als dritten Weg eine lebenslange Rente im Pflegefall an (Pflegerenten-Versicherung).

  



  Die privaten Zusatz-Policen im Überblick


  Pflege-Tagegeld


  
    	Unabhängig von den tatsächlichen Pflegekosten gibt es Geld, allerdings hängt die Auszahlung von der Pflegebedürftigkeit ab. In Stufe I meist 25 Prozent des vollen Tagegeldes, in Stufe II meist 50 Prozent und Stufe III dann 100 Prozent.


    	Meist vergehen nach Vertragsschluss drei Jahre, ehe die Versicherung zahlt (außer bei Unfall, der zu Pflegebedürftigkeit führt).


    	Für 50 Euro Tagegeld im Pflegefall zahlt eine Frau (55) rund 70 Euro pro Monat, ein gleichaltriger Mann rund 60 Euro (preisgünstig: Vigo; Axa).

  


  


  Pflegekosten


  
    	Je nach Pflegebedürftigkeit muss immer erst die Pflichtversicherung zahlen. Die Zusatz-Police bietet häufig entweder die doppelte Leistung der Pflichtversicherung oder übernimmt von den Mehrkosten einen bestimmten Prozentsatz oder zahlt das Doppelt der gesetzlichen Leistung.


    	Für Mehrleistung im Pflegefall, die deutlich über die Pflichtversicherung hinausgeht, zahlt eine Frau (55) rund 60 Euro pro Monat, ein gleichaltriger Mann rund 40 Euro (preisgünstig: Mannheimer; Axa).

  


  


  Pflegerente


  
    	Wer mindestens sechs Monate pflegebedürftig ist, erhält lebenslang eine monatliche Pflegerente.


    	Die Rente hängt von der Pflegebedürftigkeit ab: in Stufe I gibt es 40 Prozent der vollen Pflegerente, in Stufe II 70 Prozent und Stufe III 100 Prozent. Je mehr Verrichtungen des täglichen Lebens Sie nicht mehr allein schaffen, desto höher die Rente.


    	Für 1.000 Euro monatliche Pflegerente zahlt eine Frau (50) rund 65 Euro jeden Monat, ein gleichaltriger Mann 45 Euro (günstig sind hier WWK; Ideal).

  


  


  Achtung! Bei neuen Kunden müssen die Versicherer ab 21. Dezember 2012 identische Beiträge für Männer und Frauen erheben (Unisextarife). Dies hat der Europäische Gerichtshof 2011 für alle Personenversicherungen und die Kfz-Versicherung entschieden (AZ: C-236/09).

  



  Sinnvoll wird eine private Pflege-Zusatzversicherung erst ab einer bestimmten Leistung. Faustregel:

  



  
    	100 Prozent Aufstockung der Leistungen aus der gesetzlich vorgeschriebenen Grundabsicherung bzw.


    	50 Euro Pflegetagegeld bzw.


    	1.500 Euro monatliche Pflegerente.

  


  


  Pflegetagegeld und Pflegerente haben beide den Vorteil, dass sie zur freien Verfügung des Versicherten stehen und außer für Pflegekosten auch für Hotelkosten im Pflegeheim und für Verpflegung verwendet werden können. Die Policen der Lebensversicherer sind für Pflegerente zwar teurer als für Pflegetagegeld, dafür gibt es aber später keine Beitragserhöhungen, zudem gibt es keinerlei Wartezeiten, ehe der Schutz tatsächlich beginnt. Beim Tagegeld der privaten Krankenversicherer (PKV) dagegen wird häufig eine dreijährige Wartezeit nach Vertragsabschluss verlangt. Wer in diesen ersten 36 Monaten zum Pflegefall wird, erhält dann keine Leistung  außer als Pflegefall nach einem Unfall.

  



  Beim Pflegetagegeld der PKV wird die Lücke durch ein individuelles Tagegeld versichert. Sinnvoll sind Leistungen für 1.500 Euro pro Monat (= 50 Euro pro Tag) in Pflegestufe III. In Stufe I sollen 30 Prozent davon (= 450 Euro pro Monat) und in Pflegestufe II dann 60 Prozent (= 900 Euro pro Monat) gezahlt werden. So eine punktgenaue Absicherung kann individuell eigentlich nur mit flexiblen Pflegetagegeldern gelingen, die aber nur von wenigen Krankenversicherern angeboten werden. Ein zusätzlicher Nachteil ist, dass nur wenige PKV-Versicherer eine Beitragsbefreiung bereits ab Pflegestufe I bieten. Meist müssen die Betroffenen trotz Pflegefall Beiträge zur Tagegeldversicherung weiter bezahlen.

  



  Im Rahmen der Pflegereform 2012 wird ab 1. Januar 2013 nach dem Vorbild der Riester-Rente auch eine staatlich geförderte private Pflege-Zusatzversicherung eingeführt. Wer einen Vertrag mit mindestens zehn Euro Monatsbeitrag abschließt, bekommt vom Staat fünf Euro pro Monat dazu. Die Förderung reicht der Versicherer bei Vertragsabschluss ein. Die Unternehmen müssen jeden Interessenten, der noch nicht pflegebedürftig ist, annehmen (Kontrahierungszwang). Auf ein ordentliches Kündigungsrecht müssen die Versicherer aber ebenso verzichten wie auf eine Risikoprüfung oder die Vereinbarung von Risikozuschlägen und Leistungsausschlüssen. Wenn die Police gefördert werden soll, muss eine Leistung in allen drei Pflegestufen vorgesehen und in Stufe III mindestens 600 Euro Monatsleistung garantieren. Die Wartezeit wird auf höchstens fünf Jahre beschränkt. Details stehen beim Bundesministerium für Gesundheit auch im Internet.

  



  Wie die gesetzliche Unfallversicherung Rentnern noch helfen kann


  Die gesetzliche Unfallversicherung federt als Zweig der Sozialversicherung das Risiko von Unfällen während der Arbeit und auf den Wegen zur und von der Arbeitsstelle sowie die Folgen von Berufskrankheiten finanziell ab. Da können Arbeitnehmer, die gesund ins Rentenalter gekommen sind, eigentlich keine Leistungen mehr erwarten. Versichert sind jedoch nicht nur Arbeitnehmer.

  



  Wer gesetzlich unfallversichert ist (Auswahl)

  



  
    	Helfer bei Unglücksfällen,


    	Zivil- und Katastrophenschutzhelfer,


    	Blut- und Organspender (außer Eigenblutspende),


    	Menschen beim Ausüben eines Ehrenamtes,


    	Menschen bei regelmäßiger Nachbarschaftshilfe,


    	Haushaltshilfen,


    	nicht gewerbsmäßige Pflege (ab 14 Wochenstunden Pflege)


    	Bauhelfer bei öffentlich gefördertem Wohnungsbau.

  


  


  Zudem sind Rentner versichert, wenn sie nebenbei noch arbeiten und mehr als 400 Euro pro Monat verdienen. Die Leistungen im Einzelnen:

  



  Behandlungskosten:


  Die gesetzliche Unfallversicherung trägt alle Kosten für die Heilbehandlung. Der Patient muss keinen einzigen Cent Zuzahlung leisten.

  



  Geldleistungen:


  Arbeitnehmer erhalten ab der siebten Woche Verletztengeld von ihrer Berufsgenossenschaft. Je nachdem, wie sich der Zustand danach verändert, verändern sich die Summen:

  



  
    	Eine Verletzten- oder Unfallrente wird dann gezahlt, wenn nach Abschluss aller Rehabilitationsversuche trotzdem ein Schaden bleibt, der die Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 Prozent vermindert. Frühestens wird ab der 27. Krankheitswoche gezahlt. Gerechnet wird so: Ist der Betreffende voll erwerbsunfähig, erhält er zwei Drittel seines letzten Jahres-Bruttoverdienstes als Verletztenrente (§ 56 SGB VII).


    	Bei Todesfällen durch Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten erhalten Hinterbliebene ein Sterbegeld, das ein Siebtel der Bezugsgröße in der Sozialversicherung für das jeweilige Jahr beträgt. Das bedeutet für 2012 ein Sterbegeld in Höhe von 4.500 Euro in den westlichen und 3.840 Euro in den östlichen Bundesländern.

  


  


  Übrigens können Hinterbliebene mit weiterer finanzieller Unterstützung nach tödlichen Unfällen rechnen, insbesondere mit einer Witwenrente, denn in den ersten drei Monaten nach dem Unfalltod gibt es 66,6 Prozent des letzten Bruttoverdienstes des Verstorbenen (§ 65 SGB VII). Danach zahlt die zuständige Berufsgenossenschaft eine monatliche Witwenrente in Höhe von 30 bis 40 Prozent des letzten Bruttoverdienstes. Auch ein Ex-Ehepartner kann Anspruch auf Witwenrente anmelden, falls er bis zum Tod vom Verstorbenen Unterhalt bezogen hat. Gibt es dann also mehrere Anspruchsberechtigte, wird entsprechend der Dauer der jeweiligen Ehe geteilt.

  



  Altersrentner können vor allem in Sonderfällen Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung beanspruchen, die jedoch erst ab einer Invalidität von 20 Prozent einspringt. Zum Beispiel wenn Sie in Ihrem Privathaushalt eine Putzhilfe oder ein Au-pair beschäftigen, müssen Sie diese wie jeder andere Arbeitgeber bei der gesetzlichen Unfallversicherung anmelden. Das kostet etwa 40 bis 75 Euro im Jahr. Dieser Betrag macht sich bei einem Unfall im Haushalt schnell bezahlt, vor allem dann, wenn Sie selbst einen Unfall begünstigt haben  etwa durch eine defekte Leiter: Dann nämlich zahlt die gesetzliche Unfallversicherung alle notwendigen Geld- und Sachleistungen.


  Kapitel 6:

  Versicherungen als Rentner


  


  Über die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung hinaus sind im Alter auch gegebenenfalls private Versicherungen weiter sinnvoll. Einiges kann aber auch gekündigt werden. Wer bei Versicherungen die Prioritäten falsch setzt, hat womöglich nicht genug Liquidität für das Leben im Alter. Fragen Sie sich zu jeder einzelnen Versicherung: Was wird ab 65 anders? Komme ich weiterhin gut über die Runden, wenn ich auf diesen Vertrag verzichte? Nur wenn mit dem Vertrag der finanzielle Ruin verhindert wird, ist die Police wirklich wichtig.

  



  Diese Policen werden überflüssig


  Um ihren 60. Geburtstag herum beginnen viele Deutsche mit Vorbereitungen auf den Ruhestand. Zu den häufigsten Risiken, auf die in diesem Lebensabschnitt geachtet werden muss, zählen vor allem:

  



  
    	Schadenersatzforderungen, die Sie im privaten Bereich selbst verursacht haben (Schutz bietet hier die Privathaftpflichtversicherung);


    	Invalidität (Schutz bietet hier die Berufsunfähigkeitsversicherung; eventuell auch eine Senioren-Unfallversicherung;


    	Pflegebedürftigkeit (Schutz bietet hier eine private Pflege-Zusatzversicherung);


    	Einbruchdiebstahl, Raub und Schäden durch Feuer, Sturm und Leitungswasser am Hausrat (Schutz bietet hier die Hausratversicherung).

  


  


  Viele Menschen besitzen ein Eigenheim, für das eine Wohngebäudeversicherung auch im Alter unverzichtbar ist. Ansonsten kann nach dem 60. Geburtstag der Versicherungsschutz Stück für Stück verringert werden. Auch Altersvorsorge-Verträge müssen nun nicht mehr abgeschlossen werden, unverzichtbar dagegen sind insbesondere Privathaftpflicht-, Kfz-Haftpflicht- und Berufsunfähigkeitsversicherung (letztere bis etwa ein Jahr vor Beginn der Altersrente) und bei Ehepaaren zur Sicherheit auch noch die hoffentlich vorhandene Risiko-Lebensversicherung bis zum Rentenstart bzw. bis zur Tilgung der letzten Kreditrate fürs Eigenheim.

  



  Was die Versicherungen betrifft, scheidet das größte Risiko des Berufslebens aus: der Einkommensausfall durch Invalidität. Sie brauchen also keine Berufsunfähigkeitsversicherung mehr. Auch die angesparte Lebensversicherung endet meist mit 65 Jahren und bessert das Einkommen im Alter auf. Auch hier müssen Sie nun keinen Beitrag mehr zahlen. Dies gilt natürlich bei Ruheständlern auch für die gesetzliche Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Lediglich für die Kranken- und Pflegeversicherung muss weiter Beitrag gezahlt werden.

  



  Wer die Altersrente schon vor Augen hat, kann seinen privaten Versicherungsschutz zurückfahren. Einige Policen werden regelrecht überflüssig: für Reisegepäck, Reparaturen technischer Geräte, Auto-Insassenunfälle, Glasbruch sowie alle restlichen Kind-Verträge aus früheren Jahren. Hier geht es um baldige Kündigung. Wer dies tun will, muss ins Kleingedruckte schauen. Kündigen können Sie nur schriftlich, innerhalb bestimmter Fristen und mit eigenhändiger Unterschrift. Dies klappt im Regelfall, wenn Sie drei Monate zum Ablauf des Versicherungsjahres als Kündigungsfrist einhalten. Lediglich in der Kfz-Versicherung gilt eine knappere Frist von nur einem Monat.

  



  Ab dem 63. Lebensjahr kann der Blick auf die eigenen Versicherungen noch kritischer ausfallen als mit Mitte 50. So dürfte der richtige Zeitpunkt für die Kündigung der Risiko-Lebensversicherung gekommen sein. Falls Sie im letzten Jahrzehnt ohne Rechtsschutzversicherung ausgekommen sind, lohnt sich die Police auch für die Zukunft kaum und könnte gekündigt werden. Achtung: Eine bestehende Kapital-Lebensversicherung sollte in diesem Alter nicht leichtfertig gekündigt, sondern bis zum Ende der Laufzeit durchgehalten werden (Vertrag läuft meist bis 65). Je nach Vermögen und Finanzlage kann die Anstehende Auszahlung der Lebensversicherung auch teilweise zum Abschluss einer sofort beginnenden privaten Rentenversicherung genutzt werden (siehe Kapitel 7). Die leistet die vereinbarte Rente lebenslang. Somit trägt die Assekuranz  neben der gesetzlichen Rentenkasse  das finanzielle Risiko eines langen Lebens.

  



  Diese Verträge sind weiterhin wichtig


  An privaten Versicherungen sind im Prinzip alle diejenigen Policen weiter wichtig, die solche Schadenersatzansprüche abwehren, die möglicherweise zum finanziellen Ruin führen können. Viel ändert sich ab 65 jedoch nicht beim Versicherungsbedarf, denn die eigenen vier Wände brauchen weiter eine Gebäudeversicherung, weil insbesondere ein Feuer das Haus in Schutt und Asche legen und damit für den Eigentümer das preiswerte Wohnen im Alter gefährden könnte. Auch eine Hausratversicherung für das im Alter oft hochwertige Inventar ist weiterhin notwendig.

  



  Mit dem Ende der Berufstätigkeit läuft auch die hoffentlich vorhandene Berufsunfähigkeitsversicherung aus. Der zumeist teure Beitrag kann künftig also anderweitig ausgegeben werden. Ein Teil davon sollte jedoch spätestens mit 65 in eine private Pflege-Zusatzversicherung gesteckt werden (siehe Kapitel 5). Dafür gibt es ab 2013 auch eine geringe staatliche Förderung. Nur so wird das mit jedem Lebensjahr wachsende Pflegefallrisiko finanziell wirksam abgedeckt, denn die gesetzliche Pflegeversicherung ist praktisch nur eine Teilkasko-Deckung. Da entsteht in Pflegestufe III oft eine Deckungslücke von 1.500 Euro im Monat, die durch eine Pflege-Police leicht ausgefüllt werden kann.

  



  Womöglich lohnt im Einzelfall auch eine Senioren-Unfallversicherung, die jedoch meist deutlich teurer ist als eine reguläre Unfallversicherung, aber den Vorteil hat, dass einige Anbieter einen Oberschenkelhalsbruch auch dann mitversichern, wenn dieser nicht auf einen Unfall zurückgeht. Dies ist deshalb günstig, weil ein solcher Bruch in höherem Alter oft zu einer bleibenden Behinderung führt.

  



  Viele Ältere haben zudem niemanden, der sich oft genug um sie kümmern kann, da ist eine Police mit Hilfeleistungen sehr sinnvoll. Wer eine spezielle Senioren-Police abschließt, kann bei dauerhaftem Schaden mit einer Kapitalzahlung oder einer lebenslangen monatlichen Unfallrente rechnen. Leistungsstarke Senioren-Unfallversicherungen sind allerdings kaum unter 230 Euro Jahresbeitrag zu haben.

  



  Als positive Ansätze ist hier neben der reinen Geldleistung von Versicherungen (Assistance) die zunehmende praktische Hilfe zu nennen. Hier ist die Senioren-Unfallversicherung Vorreiter. Nach einem Unfall gibt es neben Geldleistungen bei dauerhaften Unfallfolgen auch ein umfangreiches Assistance-Paket mit Hilfs- und Pflegeleistungen.

  



  Zusätze bei der Unfall-Police mit Assistance

  



  
    	Hilfe und Pflege (bis zu 6 Monaten, in Deutschland)Tägliches Mittagessen, Wäsche- und Einkaufsservice, Wohnungsreinigung, Begleitung zu Arzt und Behörden, Hausnotruf, Hilfe bei Kochen, Essen, Toilettengang, Körperpflege, Zubettgehen


    	Information und Beratung: Information zu Ansprüchen an Sozialversicherungsträger nach Unfall, Beratung zur Pflege: Pflegearten, Pflegeantrag, Kostenträger


    	Sonstige Leistungen: Hilfe und Pflege für im Haushalt lebende, pflegebedürftige Verwandte, Familienhilfe: bis zu 14 Tage lang Betreuung der Kinder unter 14 Jahren, Hilfe bei Unfällen im Ausland

  


  


  Die Unfallversicherung bezahlt denjenigen, der pflegt, wäscht, putzt und einkauft, denn beruflich mobile Singles, berufstätige Eltern oder allein stehende Senioren leben heute meist außerhalb großer Familienverbände. Dadurch könnten haushaltsnahe Dienstleistungen oft nicht mehr privat organisiert werden und zugleich steige der Bedarf an gekauften Hilfeleistungen.

  



  Beliebt sind auch Wohnungs- und Immobilienschutzbriefe. Sie versprechen schnelle Hilfe bei den großen und kleinen Katastrophen, die zu Hause passieren können, vom Rohrreinigungsdienst bei Verstopfungen über eine Notheizung im Winter bis zur Schädlingsbekämpfung. Dabei wird den Kunden eine Notfall-Hotline an die Hand gegeben. Der Rest erledigt sich für den Versicherten wie von selbst und das alles für weniger als 5 Euro Monatsbeitrag. Der Schutzbrief kann manchmal unabhängig von anderen Policen abgeschlossen werden, anderswo nur in Kombination mit einer Hausrat- oder Gebäudeversicherung. Es lässt sich natürlich darüber streiten, ob dieser Schutzbrief sinnvoll ist oder nicht, wer allerdings schon mal am Wochenende für einen Schlüsselnotdienst 200 Euro bezahlen musste, gibt die knapp 60 Euro, die so ein Schutzbrief pro Jahr kostet, unter Umständen gern aus. Für Hauseigentümer und Vermieter ist der Schutzbrief eine Überlegung wert, weil sie ihre unvorhergesehenen Reparaturkosten eingrenzen können, nicht mit versichert sind jedoch die reguläre Wartung und Instandhaltung. Mieter könnten mit dieser Police dagegen gar nichts anfangen, denn die Kosten für unverschuldete Schäden an der Mietsache muss der Vermieter zahlen. Schäden an Waschmaschine, Geschirrspüler oder Fernseher sind in keinem Fall mitversichert.

  



  Wenn die Lebens- oder Privatrentenversicherung fällig wird


  Solche Kapital bildenden Versicherungen werden bei vorzeitigem Tod des Versicherten fällig, spätestens aber dann, wenn das Enddatum im Vertrag erreicht wird. Letzteres ist natürlich für die Betroffenen angenehmer, weil die finanziellen Entbehrungen vergangener Jahre nun Früchte tragen, während im Todesfall nur die Erben etwas davon haben.

  



  Kommt der Zahltag, so gilt:

  



  
    	Die Kapital-Lebensversicherung über die seinerzeit abgeschlossene Summe wird jetzt samt Überschüssen steuerfrei ausgezahlt, sofern der Vertrag über mindestens 12 Jahre gelaufen ist (bei Abschluss ab 2005 bis zu 50 Prozent steuerpflichtig; siehe Kapitel 9);


    	Die private Rentenversicherung wird beim Tod des versicherten Ehepartners vor Beginn des Rentenalters steuerfrei mit allen bis dahin eingezahlten Beiträgen und Gewinnanteilen ausgezahlt, bei Tod nach Beginn des Rentenalters (die volle Rente wird mit dem Ertragsanteil versteuert; siehe Kapitel 9).

  


  


  Nichts geht jedoch automatisch und von allein. Im Versicherungsfall muss die Gesellschaft schnell informiert werden, bei Tod möglichst innerhalb von 48 Stunden. Falls Sie den Ablauf ihrer Kapital-Lebens- oder Privatrentenversicherung erleben, so werden Sie meist einige Wochen vorher angeschrieben und nach den Zahlungsmodalitäten gefragt. Sie können nun wählen zwischen der einmaligen Auszahlung der Gesamtsumme (Kapitalabfindung) oder der monatlichen Auszahlung von kleinen Teilbeträgen (Verrentung). Es gibt aber keinen vernünftigen Grund, warum Sie nach so vielen Jahren der Einzahlung nicht über den ganzen Betrag verfügen sollten, um sich damit finanzielle Flexibilität zu schaffen.

  



  Anders liegt der Fall, wenn der Versicherte stirbt, dann sollten die Hinterbliebenen sich bald mit dem Versicherer in Verbindung setzen. Fürs erste reicht auch ein Anruf, ein Brief oder eine E-Mail mit den wichtigsten Eckpunkten:

  



  Am (Datum) verstarb mein Ehemann (Name). Er hatte bei Ihnen eine Lebensversicherung abgeschlossen; ich bin im Todesfall bezugsberechtigt. Bitte überweisen Sie die Ablaufleistung bis spätestens (Datum mit Frist Von rund 1 Monat) auf mein aktuelles Girokonto (Nummer mit BLZ etc.) Sollten Sie das Original des Versicherungsscheins, die Sterbeurkunde und gegebenenfalls weitere Unterlagen benötigen, geben Sie mir bitte Bescheid.


  (Unterschrift)

  



  Bevor es an die Auszahlung geht, will der Versicherer den Versicherungsschein im Original haben, machen Sie sich daher vorher unbedingt eine Kopie. Auch die Sterbeurkunde wird angefordert, mitunter auch die letzte Beitragsquittung (Kontoauszug). Meist werden Sie kurze Zeit später vom Versicherer angeschrieben und nach den Zahlungsmodalitäten gefragt. Das Geld erhält der Bezugsberechtigte, der nicht unbedingt zu den Erben gehören muss. Wenn es sich beispielsweise um einen guten Freund handelt, ist dieser auch nicht zur Bezahlung der Bestattung verpflichtet werden kann. Ist im Vertrag kein Bezugsberechtigter genannt, fällt die Summe in das Erbe.

  



  Wenn der Verstorbene eine Sterbegeldversicherung abgeschlossen hatte, besteht im Todesfall Anspruch auf sofortige Auszahlung. Die Hinterbliebenen können dem Bestatter eine Vollmacht ausstellen; dann zieht dieser das Geld ein und verrechnet den Betrag mit seinen Bestattungsleistungen. Besonders ältere Menschen schließen häufig solche Policen ab. Sie sind nach Ansicht der Verbraucherzentralen aber nicht empfehlenswert, denn viele Versicherte zahlen im Laufe der Jahre deutlich mehr Geld in die Police ein als letztlich ausgezahlt wird. Der scheinbar niedrige Beitrag kommt nur zustande, weil ein sehr hohes Endalter gewählt wird (85 oder 90 Jahre). Die Rendite solcher Policen ist bescheiden und am Ende sind die Verträge oft überzahlt. Dann ist mehr angespart als für die Beerdigung veranschlagt, doch die Rückzahlung an die Erben ist oft nicht geregelt.

  



  Auf Reisen richtig versichert


  Die private Auslandsreise-Krankenversicherung ist auch im Alter für Kassenpatienten unentbehrlich, denn die Krankenkassen sind im Ausland nicht zuständig. In keinem Fall übernehmen sie bei Krankheit oder Unfall die Kosten für einen notwendigen Rücktransport nach Deutschland. Zwar gibt es Sozialabkommen mit den meisten europäischen Ländern, die eine Behandlung auf Auslandskrankenkarte der Kasse ermöglichen sollen, doch immer mehr Ärzte im Ausland behandeln nur noch gegen Bargeld und rechnen teurer (privat) ab als Vertragsärzte in ausgewählten Gesundheitszentren. Die Kosten erstattet die deutsche Krankenkasse dann nicht voll zurück. Wer auf Nummer Sicher gehen will, informiert sich schon vor dem Urlaub über die regionalen Gepflogenheiten, die von der Deutschen Verbindungsstelle Krankenversicherung  Ausland (www.dvka.de) für jedes Land erfasst und auf dem aktuellen Stand gehalten werden.

  



  Um ganz sicher zu gehen, braucht man in jedem Fall eine private Zusatz-Police. Damit sind die Kosten der ärztlichen Behandlung und des Krankenhausaufenthalts sowie Arzneikosten bis zur vereinbarten Höhe abgedeckt. Der Vertrag ist inhaltlich gut und zudem erstaunlicherweise äußerst preiswert. Bei den Leistungen unterscheiden sich die Gesellschaften kaum voneinander, lediglich bei schmerzstillender Zahnbehandlung gibt es unterschiedliche Höchstgrenzen, bis zu denen Kosten erstattet werden. Nicht versichert sind jedoch Leistungen wie Zahnersatz, Massagen und Bäder, Brillen, Hörgeräte, Behandlung bei seelischer Erkrankung oder Krankheit im Zusammenhang mit Pflegebedürftigkeit sowie Behandlungen in Sanatorien und Kurhäusern.

  



  Achten Sie beim Abschluss des Vertrages unbedingt darauf, dass der eventuell nötige Rücktransport nach Hause mit vereinbart wird. Dieser kostet häufig 5.000 Euro und mehr! Wenn der Arzt ihn medizinisch für sinnvoll hält, weil die Behandlung in Deutschland besser wäre, zahlt mitunter der Versicherer den Rückflug. In jedem Falle wird er aber dann übernommen, wenn der Rückflug medizinisch notwendig ist.

  



  Dieser Versicherungsschutz kostet zwischen 5 und 15 Euro pro Person für Reisen, die insgesamt meist 42 oder 56 Tage pro Jahr dauern dürfen. Der günstige Beitrag verteuert sich jedoch im Alter und gilt mitunter nur bis zum Alter von 56 Jahren, meistens aber bis 60 oder 65. Danach wird es deutlich teurer.

  



  Für längere Auslands-Aufenthalte müssen ältere Menschen jedoch deutlich tiefer in die Tasche greifen. Laut Stiftung Warentest werden Reisen bis maximal ein Jahr von knapp 40 Gesellschaften versichert. Die Preise reichen bei den Versicherern ohne Altersbegrenzung von rund 100 Euro pro Jahr bis zu 500 Euro und mehr. Aber Vorsicht! Reisende mit Vorerkrankungen können mit ihrer privaten Auslandsreisekranken-Police im Ernstfall Probleme bekommen, denn diese Umstände sind ja meist schon vor dem Reiseantritt bekannt und Behandlungskosten daher vom Versicherungsschutz vielfach ausgeschlossen.

  



  Auch wer vor dem Auslandsurlaub bereits an Krampfadern, Herzerkrankungen oder anderen langwierigen Krankheiten leidet, sollte vor Vertragsabschluss genau das Kleingedruckte lesen. Denn selbst wenn eine Verschlechterung des Krankheitsbildes nicht absehbar war, wollen sich einige Gesellschaften vor der Hilfeleistung drücken. Allerdings könne man kein generelles Urlaubsverbot im Ausland verlangen, entschied das Oberlandesgericht Hamm, als der Versicherer einem chronisch Kranken die Kosten des Rücktransports nach Deutschland nicht erstatten wollte (AZ: 20 U 44/00).

  



  Bei privaten Auslandsreise-Krankenversicherungen sind die Kosten vor Ort zunächst vom Reisenden selbst zu bezahlen. Eine Ausnahme bildet häufig das Krankenhaus, Ärzte mitunter auch nach Unfällen. Erst zu Hause erstattet der Versicherer die Rechnungen: Gegen Übersendung der Quittung bekommen Sie das Geld zurück.


  Kapitel 7:

  Geldanlage für Rentner


  


  Vermögensstatus zu Rentenbeginn


  Der Ausgangspunkt für die Berechnung eines eigenen Vermögensstatus ist die gesetzliche Altersrente. Bei einem Durchschnittsverdiener mit 45 Arbeitsjahren sind das rund 1.100 Euro pro Monat netto vor Steuern. Das bedeutet für viele Menschen eine große Einbuße gegenüber ihrem letzten Nettoeinkommen vor dem Ruhestand. Um zu wissen, wo man finanziell beim Rentenstart steht, lohnt es sich schon fünf bis zehn Jahre zuvor, einen Vermögensstatus zu machen. Daran lässt sich ablesen, was kurzfristig noch an Vorsorge getan werden muss. Auch wird die Notwendigkeit deutlich, womöglich den Rentenstart auf 67 oder noch später zu verschieben, falls der Arbeitsmarkt das hergibt.

  



  Checkliste für den Vermögensstatus


  Schreiben Sie neben die Einkommensquellen untereinander die jährliche Ertragshöhe.

  



  
    	Einkommensquellen zu Beginn des Ruhestandes


    	Ersparnisse


    	Lastenfreies Eigenheim


    	Einahmen aus vermieteter Wohnung


    	Gesetzliche Altersrente


    	Witwen-/Witwerrente


    	Ablaufleistung Kapitalversicherung


    	Private Altersrente oder Basisrente


    	Riester-Rente


    	Betriebsrente


    	Teilzeitarbeit


    	Erbschaft

  


  


  Wer sich im Rentenalter mit 70 Prozent vom letzten Bruttoeinkommen vor der Rente zufrieden gibt, muss nach aktuellem Rechtsstand je nach Einkommen mit einer monatlichen Versorgungslücke von mindestens 250 Euro rechnen (siehe Tabelle), Tendenz steigend.

  



  Versorgungslücke steigt mit wachsendem Einkommen (Euro)

  



  [image: img10.jpg]


  


  Zeit ist Geld  und damit Feind Nr. 1 aller Anleger, die sich bereits der Altersrente nähern. Denn je später Sie mit der privaten Vorsorge beginnen, desto weniger ruhig und weniger kostengünstig lässt sich die eigene Vorsorge bewerkstelligen. Wer mit 50 Jahren 300 Euro im Monat zusätzlich spart, kann es mit 65 Jahren noch auf knapp 80.000 Euro bringen  bei 5 Prozent Zins. Falls danach das Kapital bis 85 aufgebraucht werden soll, ergibt sich eine Monatsrente von rund 480 Euro  bei 4 Prozent Zins des unverbrauchten Teils.

  



  Tipps für Anleger ab 60


  Nach dem 60. Geburtstag sind beruflich die Weichen vielfach bereits in Richtung Altersrente gestellt. Ein solides Haushaltseinkommen ist meist vorhanden, doch die Erfahrungen bei der Vermögensbildung sollten nun noch einmal in Waagschale geworfen werden, um die Altersvorsorge zu optimieren. Die Entschuldung von Wohneigentum ist nun weitgehend beendet. Da der Versicherungsschutz gegen Berufsunfähigkeit nun zurückgehen kann (siehe Kapitel 6), sind häufig 400 Euro und mehr monatlich zum zusätzlichen Sparen verfügbar, allerdings kann noch höchstens mittelfristig angelegt werden. Häufig werden Anlageformen gestreut, die

  



  
    	hohe Sicherheit zum Berufsausstieg gewährleisten,


    	Zinserträge in die Zeit nach der Berufstätigkeit verlagern,


    	gesundes Risiko mit guten Ertragschancen versprechen.

  


  


  Kurzfristig bieten sich vor allem Geldmarktfonds oder Termingeld für die Barreserve an. Mittelfristig lohnen größere Beträge in Aktienfonds, auch der Kauf von Bundesanleihen und abgezinsten oder zinslosen Wertpapieren (Zero-Bonds) lohnt, sogar der Kauf einer altersgerechten kleineren Wohnung kann sinnvoll sein. Je nach individueller Ausgangssituation und persönlicher Risikoneigung bieten sich für Leute um die 60 nur noch zwei Strategien an:

  



  
    	für Vorsichtige festverzinsliche Wertpapiere,


    	für Gewinnorientierte ein Mix aus festverzinslichen Wertpapieren und Aktien.

  


  


  Viele Menschen sparen auch im Alter noch herkömmlich Geld an. Das hat den Vorteil, dass das bisher aufgebaute Vermögen zwar Stück für Stück für den Alltag genutzt wird, sich jedoch mit dem anfangs überwiegenden Rest weiter verzinsen kann. Da die finanziellen Ausgangsbedingungen beim Rentenstart extrem unterschiedlich sein können, verbieten sich an dieser Stelle Beispielrechnungen. In vielen Fällen kommt mit 65 die Auszahlung einer Kapital-Lebensversicherung hinzu und verbessert die finanzielle Basis, im Schnitt werden 20.000 Euro pro Vertrag ausgezahlt bzw. in eine lebenslange Rente von rund 100 Euro pro Monat umgewandelt.

  



  Allzu großes Sicherheitsdenken bringt in aller Regel wenig Vermögen; daher sollte auch in höherem Alter ein Teil des Vermögens mit höherem Risiko eingesetzt werden. Nur auf Spekulation zu setzen wäre jedoch Gift, weil diese womöglich das Altersvorsorge-Ergebnis gefährdet. Hier kann nur eine individuelle Anlageberatung den richtigen Mix bringen. Dabei sollten Puffer eingebaut werden, die auch unerwartet frühe Verfügbarkeit größerer Beträge ermöglichen, etwa im Pflegefall.

  



  Beispiel: Während der Aktienanteil in der berufsaktiven Phase möglichst hoch sein sollte, um damit den Grundstock für ein hohes Vermögen zu liefern, sollte er mit Beginn des Vorruhestandes um etwa ein Drittel absinken.

  



  Dennoch lässt sich auch ab 65 an der Börse weiter mit einem hohen Aktienanteil langfristig Geld verdienen, denn die Lebenserwartung gibt im allgemeinen noch durchschnittlich 20 Jahre her. Dieses höhere Anlagerisiko kann man elegant absichern, indem parallel in eine sofort beginnende private Rentenversicherung eingezahlt wird (siehe Kapitel 6). Diese leistet die vereinbarte Rente lebenslang. Somit trägt die Assekuranz  neben der gesetzlichen Rentenkasse  das finanzielle Risiko eines langen Lebens. Dennoch sollte auch ausreichend Geld in der Kasse sein (zum Beispiel durch ein Termingeldkonto), um unerwartete Ausgaben jederzeit abdecken zu können.

  



  Nun kommt es auf das richtige Verhältnis zwischen Verbrauch und Erhalt des Kapitals an und das ist schnell gefunden: Sie entnehmen den gewünschten Monatsbetrag, der sich nach Vorliegen erster Erfahrungswerte  etwa nach einem halben Jahr  korrigieren lässt. Das vorhandene Geldvermögen wird parallel mit möglichst hoher Verzinsung angelegt, um das Kapital so lange wie möglich zu erhalten. Je nach Nervenkostüm sind dabei mehr oder weniger sicherheitsbetonte Ablaufpläne sinnvoll.

  



  Das richtige Verhältnis von Verbrauch und Kapitalerhalt


  Auch das größte Vermögen nutzt Ruheständlern wenig, wenn es keine regelmäßigen Erträge abwirft. Denn bei einer statistischen Lebenszeit von 20 Jahren und mehr ab dem Rentenstart schmilzt das Geld schnell zusammen, wenn es nicht gut genug angelegt wird. Zwar geht lediglich der monatlich nötige Auszahlungsbetrag vom Vermögen ab, aber immerhin Monat für Monat. Individuelle Auszahlungspläne von Banken und Fondsgesellschaften oder eine sofort beginnende Rentenversicherung können hier bei der Planung helfen. Entscheiden muss der Anleger nur, ob er das Vermögen aufbrauchen oder für die Erben erhalten soll:

  



  
    	Soll das Kapital so in monatliche Auszahlungen eingeteilt werden, dass am Ende nichts übrig ist (Kapitalverzehr),


    	oder in solche Monatszahlungen, dass am Ende das gesamte Geld noch erhalten ist, weil nur die laufenden Erträge entnommen werden (Kapitalerhalt).

  


  


  Natürlich ist auch eine Zwischenlösung denkbar, die den vollständigen Verzehr zeitlich weiter hinausschiebt oder verhindert. Um diese Entscheidung bewusst treffen zu können, sollten Sie zunächst eine Vorstellung davon bekommen, wie lange Ihre Ersparnisse reichen würden. Beginnen wir mit der vorsichtigsten Variante, dem Kapitalerhalt (siehe folgende Tabelle).
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  Beispiel: Wenn Sie Ihr Vermögen von 50.000 Euro beibehalten wollen und es schaffen, das Geld für 5 Prozent Rendite pro Jahr anzulegen, können Sie jeden Monat 203 Euro zum Leben entnehmen. Dieser Zinssatz ist in Zeiten niedriger Zinsen jedoch ein sehr ehrgeiziges Unterfangen.

  



  Die riskanteste Variante dagegen wäre der völlige Verbrauch des Geldes, der Kapitalverzehr. Riskant deshalb, weil das private Geldvermögen früher oder später aufgebraucht ist und Ihnen dann womöglich nur noch die gesetzliche Altersrente bleibt. Dies schränkt den finanziellen Spielraum in höherem Alter erheblich ein, obwohl dann unter Umständen hohe Pflegekosten anfallen (siehe folgende Tabelle).
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  Beispiel: Wenn Sie Ihr Vermögen von 100.000 Euro nach und nach verzehren wollen und es gleichzeitig schaffen, das Geld für 5 Prozent Rendite pro Jahr anzulegen, können Sie jeden Monat 782 Euro zum Leben entnehmen. Das Konto stünde dann nach 15 Jahren auf null.

  



  Auszahlpläne, die auf Kapitalverzehr angelegt sind, bergen größere Risiken als solche, bei denen das Vermögen erhalten bleibt. Rechnen Sie zwischendurch immer wieder mal aus, ob nach Ablauf des Auszahlplans mit Kapitalverzehr die sonstigen Einkünfte wie gesetzliche Altersrente, Betriebsrente oder Einnahmen aus Vermietung oder Verpachtung zur finanziellen Bewältigung des Alltags ausreichen würden. Im Internet gibt es die Möglichkeit, selbst kostenlos Auszahlungspläne aufzustellen, etwa bei www.finanzpartner.de. Auch eine später geänderte Planung lässt sich auf den Cent genau ausweisen.

  



  Ein Entnahmeplan ist also ein Sparplan mit umgekehrten Vorzeichen: Jeden Monat lässt sich der Anleger einen festen Betrag auszahlen. Je nach individuellem Bedarf werden dann monatliche Beträge vom Anlagekonto abgebucht. Meist ist eine bestimmte Mindestsumme von häufig 10.000 Euro nötig, ehe Banken sich darauf einlassen und einen festen Zins für das tendenziell sinkende Restguthaben gewähren. Auch Fondsgesellschaften bieten Entnahme- oder Auszahlpläne.

  



  Ein typisches Beispiel: Wer heute 50 Jahre alt ist, noch 15 Jahre arbeiten möchte und sich eine zusätzliche Monatsrente von 1.000 Euro wünscht, sollte sich an große Zahlen gewöhnen. Das liegt weniger am Zins, sondern mehr an der Geldentwertung und der Versorgungsdauer. Falls die Inflation das Kapital jedes Jahr um 2 Prozent abschmilzt, wird der Wert der 1.000 Euro im Verlauf der nächsten 15 Jahre auf 743 Euro sinken. Umgekehrt muss die Rente auf 1.346 Euro steigen, um ihren Wert zu behalten.


  Und wenn die Bezüge im Alter insgesamt 20 Jahre lang fließen sollen, weil der Anleger gerne 85 Jahre alt werden möchte, müssen in den nächsten 15 Jahren rund 291.000 Euro auf die Seite gebracht werden. Das Geld wäre dann aber mit 85 komplett verbraucht.

  



  Tipp: Im Ruhestand sind Liquidität und Versorgung für die finanziellen Rücklagen wichtiger als Rendite. Es kommt ganz und gar auf Sicherheit und Verfügbarkeit an. Insofern sind auch Geldmarktfonds, die in normalen Finanzmarktzeiten ungefähr 2,0 Prozent Rendite bringen, keine schlechte Wahl für einen Teil der Rücklagen, weil damit zumindest die Kaufkraft erhalten wird. Alternativ bieten sich auch festverzinsliche Auszahlpläne an.

  



  Ersparnisse sind nicht immer sicher


  Banken und gleichermaßen auch Kapitalanlagegesellschaften für Investmentfonds und Bausparkassen können bei einem Zusammenbruch für die Einlagen der Sparer haftbar gemacht werden. Dafür sorgt ein so genannter Einlagensicherungsfonds. Wer sich die Kreditinstitute nicht genau anschaut, hat jedoch leicht das Nachsehen. Den Durchblick erschweren unterschiedliche Sicherungssysteme:

  



  
    	Sparkassen: Hier sind die Einlagen in voller Höhe abgesichert; es existieren regionale Sicherungssysteme zwischen den einzelnen Sparkassen.


    	Genossenschaftsbanken: Hier sind die Einlagen ebenfalls zu 100 Prozent abgesichert. Dafür sorgt die bundesweite Sicherungseinrichtung beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken.


    	Privatbanken: Der Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes Deutscher Banken garantiert, dass bei privaten Instituten jede Anlagesumme bis zur Höhe von 30 Prozent des haftenden Eigenkapitals abgesichert ist. Umgerechnet sind damit im Insolvenzfall mindestens 1,5 Millionen Euro pro Kunde absichert (ab 2015: 1,0 Mio. Euro). Allerdings mit einer Ausnahme: Lediglich Inhaberschuldverschreibungen von Privatbanken, also festverzinsliche Wertpapiere dieser Kreditinstitute, sind im Gegensatz zu Schuldverschreibungen von Sparkassen und Volksbanken nicht abgesichert.

  


  


  Nicht jede Privatbank ist dem freiwilligen Sicherungsfonds des Bundesverbandes Deutscher Banken angeschlossen. Damit die Anleger hier nicht übervorteilt werden, gibt es eine gesetzliche Mindestsicherung, die ausnahmslos jede private Bank bieten muss. Konkret bedeutet dies, dass im Pleitefall seit dem 1. Juli 2010 in jedem EU-Land bis zu 100.000 Euro pro Anleger geschützt sind, wobei der geschädigte Kunde anders als früher keinen Teil des Schadens selbst tragen muss. Einige EU-Länder garantieren per Gesetz einen noch höheren Schutz, bei einigen britischen Kanalinseln wie Guernsey und Jersey ist dagegen gar kein Schutz vorhanden. Übrigens ist für die gesetzliche Mindestsicherung die Entschädigungseinrichtung deutscher Banken zuständig.

  



  Als Warnendes Beispiel sei das Bankhaus Lehman Brothers in Frankfurt am Main genannt, das Ende Oktober 2008 zahlungsunfähig wurde, nachdem mehrere Gesellschaften des Konzerns in den USA pleite waren. Durch den Einlagensicherungsfonds der Privatbanken waren Spareinlagen, Sparbücher und briefe, Termineinlagen und Festgeld sowie Sichteinlagen auf Girokonten in voller Höhe geschützt. Dagegen verloren Kunden vieler deutscher Banken ihr Geld vollständig, das sie in Inhaberschuldverschreibungen und damit Zertifikate von Lehman Brothers gesteckt hatten.

  



  Bei ausländischen Banken sollten deutsche Sparer in jedem Fall genauer hinsehen, denn nur einige sind dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes Deutscher Banken beigetreten, darunter die niederländische ABN Amro Bank, die spanische Banco Santander Central Hispano oder die dänische Den Danske Bank. Banken, die aus Nicht-EU-Ländern stammen und sich in Deutschland niederlassen wollen, brauchen eine Genehmigung der Finanzaufsicht und sind dann automatisch der gesetzlichen Einlagensicherung in Deutschland angeschlossen. Aufpassen sollten daher alle, die Auslandskonten favorisieren: Ersparnisse auf Banken der zu Großbritannien gehörigen Kanalinseln Guernsey und Jersey sind bei Insolvenz nicht abgesichert!

  



  Wo es gute Finanzberatung gibt


  Bevor Sie sich für eine bestimmte Anlage entscheiden, sollten Sie sich bei einer Bank Ihres Vertrauens und der Verbraucherzentrale beraten lassen und anschließend bei mehreren Banken Angebote einholen  oder Ihre im Alltag erfolgreichen Anlageformen fortsetzen. Nicht jede Bank kann bei jeder Anlageform das günstigste Angebot haben. Zwar erwecken die angestellten Geldanlageberater gern diesen Eindruck, doch das macht eben einen gut geschulten Verkäufer aus: Letzten Endes wird Gehalt und Karriere des Beraters daran gemessen, ob er genügend Anlageprodukte des eigenen Hauses und der mit seiner Bank unternehmerisch verbundenen Bausparkasse, Versicherung oder Immobilienfirma verkauft hat. Dem ordnet sich die Beratung unter, die nicht unabhängig von den Interessen der Bank sein kann. Gefragt ist also gesunder Menschenverstand, denn auf der einen Seite beraten Banken, Bausparkassen und Versicherer nicht wirklich, sondern verkaufen zielgerichtet Produkte. Weder die Anbieter noch die Anleger sind Samariter, sondern auf ihren Vorteil bedacht. Daher müssen Privatleute, die mit der Beratung der Banken nicht zufrieden sind, neutrale Fachleute aufsuchen (siehe folgende Liste).

  



  Hier gibt es unanhängigen Rat zu Geldanlage (Auswahl):

  



  Örtliche Verbraucherzentrale


  
    	Kosten: 10  100 Euro pro Stunde


    	Kontakt: http://www.verbraucherzentrale.de/

  


  


  Gerichtlich zugelassene Honorarberater


  
    	Kosten: je nach Aufwand: 100 bis 200 Euro pro Tag


    	Kontakt: http://www.berliner-honorarberater.de/

  


  


  Zertifizierte Finanzplaner


  
    	Kosten: je nach Aufwand: 100 bis 200 Euro pro Tag


    	Kontakt: http://www.bundesverband-finanzplaner.de/

  


  


  Gesetzliche Rentenberater


  
    	Kosten: kostenlos


    	Kontakt: http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/de/Navigation/0_Home/home_node.html

  


  


  Private Rentenberater


  
    	Kosten: 75 bis 190 Euro für Erstberatung; in komplizierten Fällen bis 800 Euro


    	http://www.rentenberater.de/

  


  


  Unabhängiges Private Banking


  
    	Kosten: je nach Vermögen ca. 1,6 Prozent laufende Pauschale


    	ein Beispiel: https://aktionen.quirinbank.de/informationen/

  


  


  Eine neutrale Beratung kostet freilich Geld, doch solange nicht mehr Anleger bereit sind, für neutrale Informationen entsprechende Honorare zu bezahlen, muss die Masse mit den gegenwärtigen Verhältnissen zufrieden sein und bekommt eben keine unabhängige Beratung. Wer schlauer sein will, muss sich zu der Einsicht durchringen, dass jede Information ihren Preis hat. Dann folgt die Notwendigkeit, sich intensiv mit der Strategie der Geldanlage zu beschäftigen. Schließlich geht es um den kostengünstigen Einkauf der notwendigen Produkte. Das heißt im Klartext, dass es keine kostenlose Beratung gibt, dass viel Zeit nötig ist, um sich mit der Frage zu beschäftigen, wie Geld angelegt oder aufgenommen wird, und dass es notwendig sein kann, die Preise für das ausgewählte Produkt miteinander zu vergleichen.

  



  Um den Weg zu unabhängiger Beratung für die Masse der Anleger zu ebnen, ist der Gesetzgeber aktiv geworden. So sind bei Banken Produktinformationsblätter gesetzlich vorgeschrieben. Zudem ist ein schriftliches Beratungsprotokoll Pflicht. Seit dem 1. Juli 2011 sind Produktinformationsblätter (PIB) als eine Art Beipackzettel für Anlageprodukte dort vorgeschrieben. Kurz und bündig sollen Bankkunden im PIB über ein Finanzprodukt aufgeklärt werden. So weit die Theorie. In der Praxis allerdings werden die Beipackzettel diesem Anspruch noch nicht gerecht, lautet das Urteil der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Die Aufsichtsbehörde hatte schon kurz vor dem Start der PIB-Einführung je 120 Blätter zu Aktien, Anleihen und Zertifikaten von insgesamt 180 Banken auf die Vergleichbarkeit des jeweiligen Anlageangebots geprüft. Fazit: Prospekte sind unvollständig, schwer verständlich und außerdem so unterschiedlich, dass sie es Bankkunden nicht leichter machen, verschiedene Finanzprodukte miteinander zu vergleichen.

  



  [image: img13.jpg]


  


  Mit den Unterlagen wird überwiegend noch kein hinreichendes Verständnis beim Kunden erreicht und damit fällt der Produktvergleich weiterhin unzureichend aus. Nicht selten mogelt sich die Bank um konkrete Kostenangaben herum und verweist lediglich pauschal auf das Preis- und Leistungsverzeichnis oder die Auskünfte des Anlageberaters. Gesetzlich gefordert ist jedoch, entweder die tatsächlichen Kosten oder als Prozentangabe auf den Anlagebetrag auszuweisen.

  



  Schon seit 2010 müssen Banken für Privatkunden über die Anlageberatung ein schriftliches Beratungsprotokoll anfertigen. Das Protokoll muss vom Anlageberater unterzeichnet und dem Kunden ausgehändigt werden. Die Protokollpflicht erstreckt sich aber nur auf Geschäfte mit Wertpapieren, nicht auf die Vermittlung anderer Anlageformen wie Tagesgeld oder Festgeld.

  



  Tipp: Lassen Sie sich auf keine Anlageberatung ein, bei der Sie hinterher kein schriftliches Protokoll erhalten. Nur mit Protokoll ist die Qualität der Beratung ablesbar und sind Fehler zu Ihren Lasten beweisbar.

  



  Freie Finanzvermittler, die Investmentfonds, geschlossene Fonds und sonstige Vermögensanlagen vermitteln, sind ab 2013 strengeren Regeln unterworfen (neuer § 34 f Gewerbeordnung): Der Vertrieb ist dann nur noch erlaubt, wenn eine Zulassung vorliegt, die wiederum nur mit geordneten Vermögensverhältnissen, gutem Leumund, Berufshaftpflichtversicherung (VSH) und Sachkundenachweis (IHK-Prüfung) erteilt wird. Die Erlaubnis wird in ein öffentliches Register eingetragen, und das schon nach diesem Prinzip seit 2007 funktionierende Versicherungsvermittler-Register wird dazu erweitert. Versicherungsvermittler, die ja häufig zu Zusatzrenten beraten, müssen sich im ersten Gespräch mit dem Kunden outen, ob sie gebunden oder ungebunden sind. Der Vermittler muss sagen, wo und unter welcher Nummer er für seinen Beruf registriert ist und welche Qualifikation er hat. Verbraucher können dies im Internet nachprüfen unter www.vermittlerregister.org. Solche Formalitäten sind keinesfalls unwichtig, denn sie lassen erkennen, wie es um die Marktkenntnis des Fachmanns bestellt ist.

  



  Bei Versicherern ist Transparenz schon früher als bei Banken vorgeschrieben worden: In der Personenversicherung sind bereits seit 2008 Produktinformationsblätter (PIB) Pflicht. Sie sollen auf möglichst nur einer A4-Seite die Kernpunkte für den Kunden erklären: Was ist versichert? Was ist nicht versichert? Wer ist mitversichert? Wie hoch sind die Kosten? Wann kann der Schutz verloren gehen? Wann kann man kündigen? Welche Konsequenzen hat die Kündigung?


  In der Praxis werden dazu meist zwei bis drei A4-Seiten benötigt. Die Transparenz vor allem bei Kosten ist allerdings weiter kritikwürdig, obwohl sie längst in Euro und Cent ausgewiesen werden. Daher geben viele Anbieter freiwillig eine Gesamtkostenquote. Bei staatlich geförderten Riester- und Basisrenten wird es ab 2013 überarbeitete Produktinformationsblätter geben. Abhängig von der Produktart ist jedes kapitalbildende Produkt dann in eine der fünf vorgegebenen Chancen-Risiko-Klassen einzuordnen und mit einem Preis-Leistungsverhältnis auszuweisen. All dies mündet in die angenommene Wertentwicklung nach Abzug der Effektiv- und Garantiekosten, wobei alle Kosten zu berücksichtigen sind. Was dort nicht aufgeführt wird, muss der Kunde auch nicht bezahlen.


  Kapitel 8:

  Kleines 1 x 1 Recht für Rentner


  


  Was bei gelegentlichen Jobs finanziell zu beachten ist


  Wer schon vor dem 65. Geburtstag die volle Altersrente bekommt, muss bei dem Wunsch nach einem gelegentlichen Job neben der Rente aufpassen. Ungestraft darf man höchstens 400 Euro hinzuverdienen. Ist die Arbeit einträglicher, wird die volle Rente nämlich gekürzt: Je nach Arbeits-Einkommen werden dann nur ein Drittel, die Hälfte oder zwei Drittel der vollen Rente ausgezahlt; der Rest verfällt (siehe Kapitel 2). Ab 65 dürfen Sie dann unbegrenzt hinzuverdienen und bekommen dennoch die volle Altersrente. Es wird aber einkommensabhängig Lohnsteuer fällig, für Kassenpatienten kommen ebenso einkommensabhängig Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung hinzu.

  



  Bei Witwen und Waisen wird eigenes Einkommen ab bestimmten Grenzen ebenfalls auf die Hinterbliebenenrente angerechnet (siehe Kapitel 10).

  



  Wer langsam aus der Berufstätigkeit in den Ruhestand gleiten will, denkt über die immer weiter eingeschränkten Möglichkeiten von Altersteilzeitarbeit oder weiterhin möglicher Teilzeitarbeit (ohne Vergünstigungen) nach. Normale Teilzeitarbeit lohnt sich für Besserverdiener allenfalls als Viertagewoche oder Job-Sharing zur Einarbeitung von Nachfolgern. Dies wird in der Praxis aber leider kaum geboten, obwohl es gute Möglichkeiten bietet. Hier ist gutes Verhandlungsgeschick gefordert. Zum Beispiel können Sie beim Job-Sharing anfangs 40 Prozent kürzer arbeiten, aber verlangen, dass das Gehalt um maximal 20 Prozent gekürzt wird, weil Sie über die üblichen Aufgaben hinaus auch Ihren Nachfolger einarbeiten. Günstig ist hier eine schriftliche Änderung des Arbeitsvertrages, in der auch die Fristen festgehalten sind, etwa bis zum endgültigen Ausstieg mit 68 Jahren.

  



  Auch aus interessanten Freizeitbeschäftigungen im Ruhestand kann sich durchaus der eine oder andere Nebenjob ergeben. Zum Beispiel beim Ehrenamt, denn hier ist eine Aufwandsentschädigung üblich. Somit lässt sich die Finanzplanung durch zusätzliches Einkommen entlasten, das sozusagen aus dem Spaßfaktor herauskommt. Klar ist aber, dass ein Nebeneinkommen oberhalb von Freibeträgen  beispielsweise als Übungsleiter dem Finanzamt angegeben und entsprechend versteuert werden muss. Beim Ehrenamt ist eine Aufwandsentschädigung von 175 Euro pro Monat frei von Einkommensteuer (= 2.100 Euro pro Jahr).

  



  Tipp: Lassen Sie sich vor jeder neuen Beschäftigung von einem Steuerberater durchrechnen, welche finanziellen Effekte entstehen. Der persönliche Einkommensteuersatz wird bei Aushilfen und geringfügiger Beschäftigung nicht erhöht.

  



  Probleme mit dem Führerschein


  Während der Verlust des Führerscheins für Jüngere meist nur vorübergehend Unannehmlichkeiten bedeutet, ist er für Senioren oft der endgültige Abschied von der bisherigen Freiheit und Mobilität. Aber allein wegen seines Alters wird niemandem die Fahrerlaubnis entzogen. Solange keine auffallende Häufung von Fahrfehlern bekannt ist, müsste schon eine medizinisch gesicherte Gefahr für die Verkehrssicherheit vorliegen, wie starker Orientierungs- oder Konzentrationsmangel oder eine schwere Vorerkrankung, etwa Schlaganfall, entschied der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg.

  



  Es gibt keinen Grund, ein Höchstalter für Führerscheinbesitzer einzuführen. Autofahrer, die älter sind als 65 Jahre verursachen laut ADAC weit weniger Unfälle als Fahrer anderer Altersgruppen. Wer bei leidlicher Gesundheit ist und ohne Medikamente auskommt, welche die Fahrtüchtigkeit einschränken, kann also bis ins hohe Alter ans Steuer. Derzeit sind rund zehn Prozent der deutschen Kraftfahrzeugführer 70 Jahre und älter.

  



  Übrigens beginnt ein Fahrverbot erst, wenn der Betroffene seinen Führerschein bei der Polizei oder Staatsanwaltschaft abgegeben hat. Nach dem Fahrverbot bekommen Sie den Führerschein dann kostenlos und automatisch zurück. Tückisch ist jedoch, dass das Punktekonto in Flensburg zunächst unmerklich wächst, da der Autofahrer nicht sofort nach Zuspruch der ersten Punkte davon erfährt. Erst ab acht Punkten wird die Verwaltung tätig und schickt eine schriftliche Verwarnung ins Haus. Von da an ist es nicht mehr weit bis zu 14 Punkten, wo die Wiederholung der theoretischen Fahrprüfung droht. Wer riskant fährt und öfter erwischt wird (Verwarnungsgeld bringt zum Glück keine Punkte), sollte selbst seinen Kontostand ermitteln. Für vergessliche Sünder empfiehlt es sich, im Kraftfahrt-Bundesamt den aktuellen Punktestand abzurufen. Die Auskunft ist unentgeltlich, erfordert aber ein Formular.

  



  Nießbrauch: Mietfrei im verschenkten Eigenheim


  Die meisten Immobilieneigentümer hatten sich bereits in jüngeren Jahren zu Bau oder Kauf entschlossen und sich seinerzeit Geld bei Banken oder Versicherern geborgt. Die monatliche Belastung kam anfangs mindestens der Miete gleich. Erst als die Schulden nach 20, 25 Jahren deutlich abnahmen, begann das Sparen gegenüber gleichaltrigen Mietern. Zum Rentenstart war man bei richtiger Finanzplanung dann schuldenfrei.

  



  Bei solchen Immobilien lohnt es sich, das Erbe vorzuziehen und schon zu Lebzeiten zu überschreiben, weil die Schenkung den Erben Steuern erspart. Allerdings scheuen ältere Menschen häufig davor zurück, schon in mittleren Jahren Vermögen zu übertragen, selbst wenn das steuerlich vorteilhaft wäre. Ein guter Ausweg bei Immobilien ist daher der so genannte Nießbrauch. Das bedeutet, dass Sie beispielsweise das Haus mit einem notariellen Schenkungsvertrag vorzeitig an Ihr Kind weitergeben, allerdings mit einem Nießbrauchsvorbehalt. Der besagt, dass das Haus zwar verschenkt ist, Sie aber auf Lebenszeit das Wohnrecht garantiert bekommen. Das wird dann sogar (gebührenpflichtig) ins Grundbuch eingetragen. Der Vorteil ist, dass Familien dank hoher Freibeträge steuerfrei erben und vererben, schenken und geschenkt bekommen können (siehe Kapitel 9).

  



  Als Ausgleich für die Schenkung kann man mit dem Beschenkten auch eine monatliche Rente aushandeln, also eigentlich einen scheibchenweisen Verkauf organisieren. Das geht übrigens auch mit Fremden. Diese Leibrente muss nur mit dem Ertragsanteil versteuert werden (siehe Kapitel 9). Die Rechtsgrundlage für die Leibrente, die der Käufer bzw. Beschenkte zahlen muss bilden die Paragrafen 759 bis 761 BGB.

  



  Viel zu wenig genutzt wird in Deutschland die Möglichkeit, das Eigenheim zu verrenten, also nach und nach zu verkaufen. Die Bank oder der Versicherer zahlen eine Altersrente aus dem selbst genutzten Wohneigentum, die erst mit dem Tod, dem Hausverkauf oder bei Vertragsende zurückgezahlt werden muss (Rückwärtshypothek). Auch hier gelten die gleichen gesetzlichen Rahmenbedingungen wie bei der Leibrente. Doch nicht immer muss das Wohneigentum dabei verkauft werden. Durch die Aufnahme eines langfristigen Immobiliendarlehens in Kombination mit einer Rentenversicherung wird eine lebenslange monatliche Rentenzahlung garantiert, obwohl das Haus bzw. die Wohnung nicht verkauft wird. Dieses Modell ist neu in Deutschland, denn bislang war das Prinzip der umgekehrten Hypothek je nach Anbieter entweder auf eine Einmalzahlung beschränkt oder es wurde eine Rente bis maximal 90 gewährt oder aber nach Verkauf Rente und Dauerwohnrecht geboten.

  



  Altenheimverträge


  Wenn Sie den Haushalt nicht mehr allein führen können, kommt ein Seniorenheim (Altenheim) in Betracht, in dem Sie voll versorgt und betreut werden. Die Unterbringung in Alten- und Pflegeheimen ist aber teuer, zumal die Pflegeversicherung bei weitem nicht für alle Kosten aufkommt. Wenn dann von Zeit zu Zeit die Heimleitung die Preise erhöhen, gibt es großen Ärger. Zwar darf die Preiserhöhung ohne Zustimmung der Bewohner erfolgen, die Begründung muss jedoch genauer beschrieben sein als mit allgemeinen Kostensteigerungen, ohne genaue Begründung ist die Erhöhung jedoch unwirksam. Dem Bewohner entstehen übrigens keine Nachteile, wenn er die Zahlung verweigert, urteilte das Oberlandesgericht München (AZ: 3 U 5752/93). Dasselbe Gericht entschied in einem anderen Fall, dass die Heimleitung die Kosten offen legen muss, damit die Bewohner die Notwendigkeit einer Preiserhöhung überprüfen können. Tut sie es nicht und die Bewohner zahlen nur unter Vorbehalt, steht den Senioren die Rückzahlung zu, falls sich später herausstellt, dass das Heim sich ungerechtfertigt bereichert hat (AZ: 3 U 2191/96).

  



  Da jede Erhöhung mindestens vier Wochen vorher schriftlich angekündigt und begründet werden muss, sollten Sie mit der Familie sehr genau auf die Gründe schauen und notfalls Rechtsrat einholen. Heimverträge unterliegen dem Heimgesetz und müssen vor dem Einzug abgeschlossen werden. Es kann passieren, dass Sie als Sicherheit eine Kaution bezahlen müssen; der Höchstbetrag beträgt aber maximal das Doppelte der monatlich zu zahlenden Heimkosten. Diese Kaution kann in drei Raten erbracht werden und muss vom Träger des Heims bei der Bank als Geldanlage mit dreimonatiger Kündigungsfrist eingezahlt werden. Die Zinsen stehen dann dem Bewohner zu, der sie aber nicht ausgezahlt bekommt, sondern damit die Kaution erhöht, die nach dem Auszug an ihn oder nach seinem Tod an die Erben ausgezahlt wird  abzüglich eventueller Renovierungen des betreffenden Zimmers, versteht sich.


  Viele Heime verlangen zusätzlich vom künftigen Bewohner einmalige Sonderzahlungen in beträchtlicher Höhe, das auch Einkaufsdarlehen genannt wird. Dies ist zulässig, muss aber grundsätzlich zurückgezahlt und mit 4 Prozent zugunsten des Bewohners verzinst werden. Übrigens können auch Heimbewohner Wohngeld vom Wohnungsamt erhalten (siehe Kapitel 4), wobei der Preis für das eigentliche Zimmer der Maßstab ist. Heimverträge werden auf unbestimmte Dauer geschlossen, trotzdem können Sie den Platz im Notfall innerhalb eines Monats kündigen, müssen dann aber eine angemessene andere Unterbringung nachweisen. Bei allen Problemen rund ums Heim hilft der Heimbeirat, den es in jeder Einrichtung gibt.

  



  Tipp: Hilfe bieten Informationen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Auch die Pflegekassen verfügen über regionale Listen mit Pflegeheimen. Die Pflegekassen müssen auch Preisvergleichslisten aushändigen, aus denen Sie entnehmen können, wie Ihr Heim im Preis-Leistungsverhältnis mit anderen abschneidet.

  



  Wenn Sie Geld spenden wollen


  Besonders wenn mit wachsendem Alter der finanzielle Spielraum gestiegen ist, spenden Deutsche sehr gern für karitative Zwecke. Dabei wollen alle Spender, dass ihr Geld tatsächlich für einen guten Zweck genutzt wird und auch bei den Bedürftigen ankommt. Um ganz sicher zu gehen, sollten Sie sich vorher an das Deutsche Zentralinstitut für soziale Fragen (DZI) wenden. Die Stiftung prüft die Geschäftsgebaren und vergibt seit 1992 jährlich ein Spenden-Siegel für seriöse Organisationen. Die Namensliste wird viermal pro Jahr aktualisiert.

  



  Die Spenderberatung ist kostenlos; eine Rechtsberatung im Zusammenhang mit Spenden ist aber ausgeschlossen. Das DZI befasst sich allerdings nur mit humanitär-karitativen Organisationen, die gemeinnützig tätig sind und überregional Spenden sammeln. Politische, kulturelle, religiöse und sonstige weltanschauliche Organisationen gehören nicht zum Arbeitsgebiet des Instituts. Wer für Tiere spenden will, sollte sich an den örtlichen Tierschutzverein wenden.

  



  Wenn die Seriosität des Spendenempfängers geklärt ist, sollten Sie in Ruhe auswählen. Gehen Sie dabei keineswegs Verpflichtungen ein, die Sie zu regelmäßiger Wiederholung der Zahlungen zwingen. Vorsicht ist auch geboten, wenn Werber auf der Straße oder an der Wohnungstür Sie überrumpeln wollen oder die Mitleidsmasche anwenden. Nicht selten wird da aus der vermeintlichen Spende mit Unterschrift ein ungewolltes Zeitschriften-Abonnement oder eine oft zweijährige Mitgliedschaft in einem Verein.

  



  Tipp: Keinesfalls Kontonummer angeben oder Einzugsermächtigung erteilen! Geldspenden werden üblicherweise auf einem mitgelieferten Überweisungsträger an das Spendenkonto überwiesen. Dies ist auch wegen der steuerlichen Absetzbarkeit der Spende von Vorteil.

  



  Wer erbt und wer enterbt werden kann


  Familienangehörige können in aller Regel nicht enterbt werden. Die gesetzliche Erbfolge sichert einem bestimmten Personenkreis den so genannten Pflichtteil zu, der die Hälfte des gesetzlichen Erbteils umfasst, und zwar

  



  
    	dem Ehegatten,


    	den Kindern; falls die nicht mehr leben: deren Kindern,


    	den Eltern, falls keine eigenen Abkömmlinge mehr leben,


    	eingetragene Lebenspartner.

  


  


  Wenn jemand in der gesetzlichen Erbfolge (also ohne Testament) in den Genuss eines Erbteils gekommen wäre, steht ihm in Falle eines anders lautenden Testaments der Pflichtteil zu. Tritt der Fall ein, wird ermittelt, zu welcher Quote der Berechtigte erben würde, wenn die gesetzliche Erbfolge eintreten würde, und diese Summe muss dann halbiert werden. Diese Summe zahlen die Erben, wie sie im Testament benannt wurden, an den Pflichtteilsberechtigten aus. Übrigens entsteht der Anspruch auf den Pflichtteil erst mit dem Tod des Erblassers, keinesfalls vorher (nach § 2317 BGB).

  



  
    	Für das Geltendmachen eines Pflichtteils hat man drei Jahre Zeit, nachdem man vom Erbfall erfahren hat. Ein gänzliches Enterben, etwa von unliebsamen Kindern ist daher nicht möglich. Als einzige Ausnahme gilt, wenn der Betreffende hat sich erbunwürdig verhalten. Dies ist der Fall, wenn er dem Verstorbenen nach dem Leben getrachtet oder ihn gar getötet hat,


    	ihn in einen Zustand versetzt hat, der das Aufsetzen eines Testaments unmöglich machte,


    	ihn vorsätzlich daran gehindert hat, ein Testament aufzusetzen.


    	ihn durch Drohung oder Arglist dazu gebracht hat, ein Testament zu seinen Gunsten aufzusetzen,


    	er das Testament gefälscht oder unterdrückt hat.

  


  


  Ohne Testament oder Erbvertrag tritt automatisch die gesetzliche Erbfolge ein. Mit Testament können Sie dagegen individuell bestimmen, wer was erben soll, müssen aber auf Pflichtteile Rücksicht nehmen.

  



  Patientenverfügung und Betreuungsvollmacht


  Zur immateriellen Vorsorge gehört auch eine Patientenverfügung (Patienten-Testament). Mit diesem Schriftstück, das Sie in gesundheitlich guten Tagen aufsetzen sollten, geben Sie deutliche Hinweise an behandelnde Ärzte, was Sie als Patient wünschen, wenn Sie selbst sich später nicht mehr äußern können, etwa wenn Sie nach einem schweren Autounfall im Koma liegen. Der Mediziner muss sich am mutmaßlichen Patientenwillen orientieren. Wer eine zum Beispiels eine Verlängerung des Lebens um jeden Preis, etwa den Anschluss an medizinische Apparate, ablehnt, sollte dies in der Patientenverfügung deutlich machen. Allerdings sind Ärzte grundsätzlich auch dazu verpflichtet, Leben zu erhalten. Dennoch begeht der Arzt nach geltendem Recht eine Körperverletzung und macht sich strafbar, wenn er gegen die Einwilligung des Betroffenen handelt.

  



  Die Schwierigkeit besteht jedoch darin, dass man Wünsche für Situationen festlegt, die man aus eigener Erfahrung kaum oder noch gar nicht kennt. Umstände, die uns in gesunden Tagen als unerträglich scheinen, können in der konkreten Situation der Betroffenen ganz anders wahrgenommen werden. Vor dem Abfassen einer Patientenverfügung sollten Sie sich daher auf jeden Fall von einem Arzt beraten lassen. Eine gesetzliche Regelung wurde zum 1. September 2009 erreicht. Seither gilt, dass eine schriftliche Patientenverfügung verbindlich ist (§ 1901a BGB) und bei der Entscheidung über ärztliche Maßnahmen beachtet werden muss, wobei es auf das Stadium der Erkrankung ausdrücklich nicht ankommt. Eine Genehmigung des Betreuungsgerichtes ist nicht erforderlich, wenn zwischen Arzt und Bevollmächtigtem oder Betreuer Einvernehmen über den Patientenwillen besteht (§ 1904 BGB).

  



  Die Schriftform erfüllen auch Ankreuzformulare aus dem Internet (zum Beispiel unter www.patientenverfuegung.de), wenn sie die Unterschrift des Patienten aufweisen. Eine Patientenverfügung kann jederzeit formlos widerrufen werden, sie darf nicht von Krankenhäusern oder Pflegeheimen eingefordert werden. Eine notarielle Beglaubigung ist nicht notwendig, eine regelmäßige Erneuerung ebenfalls nicht.

  



  Tipp: Sie sollten zugleich mit der Patientenverfügung einen Betreuer bestimmen, etwa den Ehepartner. Der prüft dann laut Gesetz, ob die Festlegungen in der Patientenverfügung später noch auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zutreffen.

  



  Falls ein Mensch aufgrund einer Krankheit wie Alzheimer oder Behinderung seine Angelegenheiten nicht mehr selber regeln kann, so bekommt er eine Betreuungsperson zur Seite gestellt (nach § 1896 BGB). Diese Betreuungsperson ist dann der gesetzliche Vertreter. Die Betreuung kann von Angehörigen, aber auch von einem Pflegedienst, Krankenhaus-Sozialdienst oder Gesundheitsamt angeregt werden und das Betreuungsgericht entscheidet aufgrund eines ärztlichen Gutachtens und eines Sozialberichtes, ob und für welche Lebensbereiche eine Betreuung notwendig ist. Im Verfahren wird der Betroffene persönlich durch den Richter angehört und kann selbst Wünsche äußern, wer zu seinem Betreuer bestellt werden soll. Das Gericht beauftragt schließlich den Betreuer.

  



  Tipp: Das Verfahren ist vermeidbar, wenn der Betroffene per Vorsorgevollmacht selbst einen Bevollmächtigten benennt.

  



  In einer Betreuungsverfügung können Sie zum einen festlegen, wen Sie als Betreuer wünschen, zum anderen können sie aber auch dem Betreuer Vorgaben machen, was Sie wie geregelt haben wollen. Für die Entscheidungen des Betreuers sind also nicht dessen Wünsche maßgeblich, sondern die des Betreuten. Als Betreuer eignen sich nahe Angehörige, Menschen aus der Nachbarschaft, Freunde, Mitarbeiter eines Betreuungsvereins oder Berufsbetreuer  meist Rechtsanwälte. Wer bereits in einem Heim oder einer ähnlichen Einrichtung lebt, darf jedoch keinen Mitarbeiter dieser Einrichtung als Betreuer wählen. Der Betreuer ist verpflichtet, sich  sofern möglich  mit dem Betroffenen abzusprechen. Die Aufgaben werden vom Betreuungsgericht festgelegt und stehen im Betreuerausweis. Mögliche Bereiche für die Betreuung:

  



  
    	Gesundheitssorge/Pflegebedürftigkeit,


    	Vermögenssorge,


    	Wohnungsangelegenheiten,


    	Empfangen und Öffnen der Post,


    	Aufenthaltsbestimmung,


    	Vertretung vor Gericht.

  


  


  Für einzelne Rechtshandlungen wie freiheitsentziehende und freiheitsbeschränkende Maßnahmen, schwer wiegende medizinische Eingriffe und der Abbruch lebensverlängernder Maßnahmen benötigt die Betreuungsperson die ausdrückliche Genehmigung des Gerichtes. Dem Gericht gegenüber ist er auch zur Rechenschaft verpflichtet. Dies geschieht durch einen meist jährlichen Sachbericht und durch Rechnungslegung (Einnahmen und Ausgaben). Angehörige ersten Grades sind von dieser Pflicht befreit. Was viele nicht wissen ist, dass Betreuer Anspruch auf eine Entschädigung haben. Bei ehrenamtlichen Betreuern sind dies zumindest 312 Euro Aufwandspauschale pro Jahr. Bei Berufsbetreuern gelten Stundensätze zwischen 18 und 31 Euro. Diese Betreuer müssen durch detaillierte Aufzeichnungen nachweisen, wie viel Zeit sie wofür verwendet haben. Die Kosten trägt in aller Regel der Betreute selbst. Nur wenn er mittellos ist, zahlt der Staat.


  Kapitel 9:

  Rentner und Steuern


  


  Steuern auf Altersrente


  Die gesetzliche Altersrente unterliegt seit 2005 verschärften Regeln der Besteuerung. Dies gilt auch für alle, die bereits vorher Altersrente bezogen hatten. Betroffen sind auch Leistungsempfänger landwirtschaftlicher Alterskassen, berufsständischer Versorgungseinrichtungen sowie Rentenempfänger wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und private Leibrenten der Basisversorgung (Basisrente). Der steuerpflichtige Teil der Rente wird nun für jeden neu hinzukommenden Rentnerjahrgang jährlich angehoben. Für Neurentner ab 2040 ist die Rente dann zu 100 Prozent zu versteuern (siehe folgende Tabelle).

  



  So viel Altersrente wird besteuert
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  Im Gegenzug werden die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung von Jahr für Jahr immer stärker von der Steuer freigestellt: Ab 2012 sind dies 74 Prozent der Beiträge (siehe folgende Tabelle).

  



  Diese Beiträge zur Altersrente bleiben steuerfrei
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  Zwar sind die meisten Renten 2005 zunächst steuerfrei geblieben, weil die Summe der steuerpflichtigen Alterseinkünfte unter dem steuerfreien Existenzminimum von 8.004 Euro (Grundfreibetrag 2012) lag. Künftig wird der steuerfreie Betrag jedoch immer geringer.

  



  Steuern auf Pensionen


  Zu den Altersbezügen, die ein Arbeitnehmer im Alter neben der gesetzlichen Rente erhält, gehört vor allem die Pension vom Arbeitgeber. Beamte erhalten statt Altersrente ebenfalls eine Pension vom Dienstherrn. Die gehören zu den voll zu versteuernden Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Sie werden lediglich durch Gewährung eines besonderen Freibetrags, des Versorgungsfreibetrags, begünstigt. Durch dessen stufenweise Abschmelzung bis 2040 werden Pensionäre aber auch immer stärker besteuert (siehe folgende Tabelle).

  



  So schmilzt der Versorgungsfreibetrag ab
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  Für Versorgungsbeginn bis 2012 gilt, dass ein Versorgungsfreibetrag in Höhe von 28,8 Prozent der Versorgungsbezüge gewährt wird, dies jedoch bis maximal 2.160 Euro pro Jahr. Hinzu kommt aber ein steuerfreier Zuschlag von 648 Euro. Der frühere Arbeitnehmer-Pauschbetrag entfällt, stattdessen wird ein allgemeiner Werbungskosten-Pauschbetrag von 102 Euro gewährt.

  



  Übrigens wird analog zu Pensionen von Beamten bei einigen Betriebsrenten-Arten (Direktzusage; U-Kasse) und Werkspensionen ebenfalls der Versorgungsfreibetrag durch die früheren Arbeitnehmer gewährt. Die Voraussetzungen dafür sind:

  



  
    	Sie sind mindestens 63 Jahre alt oder


    	die Betriebsrente wird wegen verminderter Erwerbsfähigkeit gezahlt oder


    	es handelt sich um Hinterbliebenenbezüge.

  


  


  Abgeltungsteuer auf Geldanlagen


  Seit 2009 werden Kursgewinne, Dividenden und Zinserträge zu 25 Prozent steuerpflichtig, samt Solidaritätszuschlag müssen Kapitalanleger sogar 26,4 Prozent aller Kapitalerträge an das Finanzamt abführen. Kirchenmitglieder zahlen sogar knapp 28 Prozent, den Abzug nimmt die Bank, Fondsgesellschaft oder der Versicherer automatisch vor. Damit ist die Steuerschuld auf Kapitalvermögen vollständig abgegolten  daher auch der Name Abgeltungssteuer. Man braucht wegen der Kapitalerträge demnach gar keine Angaben mehr in der Einkommensteuerklärung zu machen, die Besteuerung nach persönlichem Einkommen ist damit abgeschafft.

  



  Anleger, deren persönlicher Steuersatz unter 25 Prozent liegt, sollten dennoch eine Steuererklärung abgeben, denn nur so lässt sich ein Teil der Abgeltungsteuer zurückholen. Betroffen sind jene Vorsorgesparer, die zwischen dem Eingangssteuersatz von 14 Prozent des Bruttoeinkommens und 25 Prozent Steuersatz verdienen. Noch eleganter ist es, die Abgeltungsteuer unter diesen Voraussetzungen gleich zu vermeiden. Das klappt durch einen Antrag auf Nichtveranlagung zur Einkommensteuer, falls das zu versteuernde Einkommen unter dem Grundfreibetrag von 8.004 Euro pro Person im Jahr (Stand: 2012) bleibt. Dazu genügt ein Brief an das Finanzamt (siehe folgender Musterbrief).

  



  Antrag auf NV-Bescheinigung:

  



  Finanzamt (Name und Adresse)


  ESt-Nr. (Nummer)/ Antrag auf Nichtveranlagung

  



  Sehr geehrte Damen und Herren,


  wegen geringer Einkünfte von derzeit nur (Betrag) Euro pro Jahr (siehe Kopie des Rentenbescheids) beantrage ich, ab sofort nicht mehr zur Einkommensteuer veranlagt zu werden.


  Sollten sich meine Einkommensverhältnisse deutlich verbessern, werde ich unverzüglich wieder die steuerliche Veranlagung beantragen.

  



  Mit freundlichen Grüßen


  (Unterschrift)

  



  In der Folge werden Sie dann aus dem Steuerverzeichnis gestrichen und haben mindestens drei Jahre lang Ruhe vor dem Fiskus. Danach muss die Nichtveranlagung erneut beantragt werden.

  



  Bei der Abgeltungsteuer gibt es Freibeträge und Ausnahmen. Jedem Anleger steht ein Sparer-Pauschbetrag von 801 Euro pro Jahr für sämtliche Kapitalerträge zu (Ehepaare 1.602 Euro). Bis 2008 hieß es Sparerfreibetrag und wurde in derselben Höhe gewährt. Anleger können bis zu dieser Höhe einen Freistellungsauftrag bei ihrer Bank, Versicherung oder Fondsgesellschaft stellen  genau wie bisher. Bei Kapitalerträgen bis zu der beantragten Höhe fällt dann gar keine Abgeltungsteuer an.

  



  Tipp: Um vom Fiskus unbehelligt zu bleiben, darf ein Single maximal 16.020 Euro zu 5,0 Prozent Zinsen angelegt haben, Verheiratete das Doppelte. Bei nur 3,0 Prozent Verzinsung blieben bei einem Single maximal 26.700 Euro Anlagebetrag steuerfrei, bei Ehepaaren wiederum das Doppelte.

  



  Damit nicht jeder bei allen möglichen Banken Freistellungsaufträge abgibt und damit mehr Anlagezinsen steuerfrei vereinnahmen kann, geben die Banken Kopien jedes Freistellungsantrages an das Bundesamt für Finanzen weiter. Wer auffällt, macht sich der Steuerhinterziehung verdächtig und riskiert hohe Geldbußen. Wer mehr zurücklegt, muss mit dem Finanzamt teilen. Abgeltungssteuer wird aber nicht auf alle Vorsorgeformen fällig (siehe folgende Liste).

  



  Ausnahmen von der Abgeltungsteuer:

  



  
    	Dachfonds: Es wird keine Abgeltungssteuer fällig, aber Umschichtungen im Fonds sind unschädlich, erst bei endgültigem Verkauf durch Anleger erfolgt Besteuerung.


    	Betriebsrente: Es wird keine Abgeltungssteuer fällig, aber die Rente wird zu 100 Prozent mit dem persönlichen Steuersatz besteuert.


    	Riester-Rente: Es wird keine Abgeltungssteuer fällig, aber die Rente wird zu 100 Prozent mit dem persönlichen Steuersatz besteuert; bei Überförderung wird für Erträge aus überfördertem Betrag Abgeltungsteuer fällig.


    	Basisrente: Es wird keine Abgeltungssteuer fällig, aber die Rente wird wie gesetzliche Altersrente tendenziell mit persönlichem Steuersatz besteuert. Übergangsfristen bis 2039 (2012 = 64 Prozent Ertragsanteil).


    	Private Rentenversicherung: Es wird keine Abgeltungssteuer fällig, aber je nach Alter bei Auszahlungsbeginn ist ein unterschiedlich hoher Ertragsanteil zu besteuern. Im Alter von 65 Jahren bedeutet dies lebenslang 18 Prozent Ertragsanteil.


    	Kapitallebensversicherung: Es wird keine Abgeltungssteuer fällig, aber eine Besteuerung von 50 Prozent, falls Auszahlung frühestens zum 60. Geburtstag erfolgt (bei Abschluss ab 2012 zum 62. Geburtstag) und mindestens 12 Jahre regelmäßige Beitragszahlungen.

  


  


  Steuern auf Kapitalversicherungen


  Kapitalversicherungen besaßen viele Jahre lang ein Steuerprivileg: Die Auszahlung auf einen Schlag (Kapitalabfindung) war komplett steuerfrei. Die steuerfreie Kapitalabfindung wiederum war an drei Bedingungen geknüpft:

  



  
    	mindestens 12 Jahre Laufzeit des Vertrages,


    	mindestens fünf Jahre lang Einzahlung laufender Beiträge (keine Einmalzahlung),


    	Todesfallschutz in Höhe von mindestens 60 Prozent der Versicherungssumme.

  


  


  Unter diesen Bedingungen bleibt es bei voller Steuerfreiheit für alle Anleger, die bis zum 31. Dezember 2004 einen Vertrag unterschrieben hatten und im Laufe der nächsten Jahre ihre Auszahlung erwarten. Für Neuabschlüsse seit dem 1. Januar 2005 sieht es schlechter aus: Sie sind zu 100 Prozent steuerpflichtig. Nur wenn im Vertrag mindestens zwölf Jahre Laufzeit vereinbart sind und die Auszahlung erst nach Vollendung des 60. Lebensjahrs erfolgt, sind die Erträge nur zu 50 Prozent steuerpflichtig. Echte Altersvorsorge mit Lebensversicherungen wird also noch teilweise steuerlich gegenüber Geldanlagen privilegiert  die Abgeltungsteuer bleibt außen vor.

  



  Übrigens gilt der Unterschiedsbetrag zwischen der Versicherungsleistung (Ablaufleistung) und der Summe der eingezahlten Beiträge als Ertrag. Die Differenz unterliegt dann zur Hälfte der einmaligen Besteuerung. Falls jedoch keine echte Altersvorsorge vorliegt, ist die volle Abgeltungsteuer fällig. Unechte Altersvorsorge liegt vor, wenn eine Kapital-Versicherung mit weniger als 12 Jahren Laufzeit gewählt oder das Ersparte vor dem 60. Geburtstag ausgezahlt wird. Oder bei Abschlüssen seit 1. April 2009 nicht mindestens 50 Prozent Todesfallschutz vereinbart sind.

  



  Anders bei der privaten Rentenversicherung wird hier lebenslänglich jeden Monat besteuert, aber nur mit dem so genannten Ertragsanteil. Seit 2005 gelten sogar geringere Steuersätze als zuvor  auch für Privatrenten, die schon davor abgeschlossen worden sind, sowie für die Basisrente. Bei Auszahlungsbeginn im Alter von 65 Jahren sind es zum Beispiel lebenslang nur 18 Prozent Ertragsanteil, die der individuellen Einkommensteuer unterworfen werden (siehe folgende Tabelle).

  



  So viel Privatrente wird besteuert (Ertragsanteil in %)
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  Keine Abgeltungsteuer wird auch für Riester-Verträge, Basisrente und Betriebsrente erhoben (siehe nächster Abschnitt), obwohl sie häufig auch zu den Lebensversicherungen gehören.

  



  Steuern auf geförderte Basis-, Riester- und Betriebsrentenversicherungen


  Was für die gesetzliche Altersrente gilt, gilt auch für die privat abgeschlossene Basisrente, sie ist eine geförderte Form der Lebensversicherung und im Prinzip bei der Auszahlung ebenfalls zu 100 Prozent steuerpflichtig. Es gelten allerdings bis 2040 Übergangsregelungen (siehe Anfang dieses Kapitels) wie zum Beispiel beim Auszahlungsbeginn im Jahr 2012. Steuerpflichtig ist hier nicht der volle Ertragsanteil, sondern nur 64 Prozent. Diese geförderten Leibrenten (der Beitrag ist bis zu bestimmten Grenzen steuerfrei) dürfen im Gegensatz zu herkömmlichen Privatrentenversicherungen weder vererbt, übertragen, beliehen noch veräußert oder kapitalisiert werden. Sonst gibt es keine Förderung.

  



  Auch Leistungen aus der Riester-Rente sind voll, also zu 100 Prozent, mit dem individuellen Steuersatz zu versteuern (nachgelagerte Besteuerung). Wenn man sich also beim Rentenstart bis zu 30 Prozent auf einen Schlag auszahlen lässt, dann geht diese Auszahlung voll in das Einkommen des betreffenden Jahres ein und erhöht so die Steuerlast massiv. Eine steuerliche Verteilung der Riester-Auszahlung auf fünf Jahre ist nicht erlaubt.

  



  Das gleiche Prinzip wie bei der Riester-Rente gilt auch bei den versicherungsförmigen Durchführungswegen der Betriebsrente. Anders als bei Direktzusage (vor allem für GmbH-Chefs) und U-Kasse (vor allem für Führungskräfte) ist bei den drei staatlich geförderten Wegen Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds die Leistung zu 100 Prozent steuerpflichtig. Das gilt übrigens auch für die weit verbreitete Entgeltumwandlung (siehe Kapitel 1), denn lediglich der Werbungskosten-Pauschbetrag von 102 Euro pro Jahr und der Altersentlastungsbetrag dürfen abgezogen werden. Bei Direktversicherungen, die vor 2005 abgeschlossen wurden, galten zum Teil andere Steuerregelungen (20 Prozent Pauschalbesteuerung bei Jahresbeitrag bis 1.752 Euro).

  



  Steuern auf Immobilien


  Wer im eigenen Haus oder einer Eigentumswohnung wohnt, zahlt darauf keine Einkommensteuer. Beim Kauf wird jedoch Grunderwerbsteuer fällig (meist 5,0 Prozent vom Kaufpreis) sowie jedes Quartal Grundsteuer. Auf der Basis des Hauswertes werden Messbeträge festgelegt und mit dem Hebesatz, den jede Gemeinde festlegen und jederzeit verändern kann, multipliziert.

  



  Vermieter müssen Einnahmen aus der Vermietung abzüglich aller Werbungskosten versteuern, um Einkommensteuer zu sparen, können sie sich auch an Immobilien beteiligen. Unter 5.000 Euro Monatseinkommen rechnen sich Sparmodelle allerdings meist nicht  für Rentner also gar nicht. Zudem zählt nicht nur die Steuerersparnis, sondern in erster Linie der eigentliche Ertrag, erst dann hat der Anleger auf Dauer wirklich gewonnen. Die Praxis sieht leider häufig anders aus.

  



  Wenn beim Verkauf einer Immobilie ein Wertzuwachs entsteht, so ist dieser steuerfrei, sofern zwischen Bau bzw. Kauf und dem Verkauf mindestens zehn Jahre liegen. Innerhalb dieser Frist müssen Gewinne oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze von 512 Euro versteuert werden  und zwar mit dem individuellen Einkommensteuersatz.

  



  Tipp: Da der Immobilienverkauf das zu versteuernde Jahreseinkommen des betreffenden Jahres in aller Regel deutlich in die Höhe schraubt, sollten Sie sich vor dem Verkauf bei einem Steuerberater informieren.

  



  Steuern auf das Erbe


  Das Finanzamt erhebt auch auf Erbschaft bei Tod und auf Schenkung, also vorgezogenem Erbe zu Lebzeiten Steuern. Die Höhe der Steuern ist in beiden Fällen im Prinzip gleich. Sie richtet sich nicht nur nach der Höhe des Vermögens, sondern auch nach der Erbschaftsteuerklasse, die wiederum vom Verwandtschaftsgrad abhängt. Die nächsten Angehörigen sind in der niedrigsten Klasse I eingestuft und zahlen am wenigsten Steuer: Ehegatte, Kinder und Stiefkinder, Enkel und Urenkel, Eltern und Großeltern. Zusätzlich ist für den Steuersatz die Höhe der Erbschaft bzw. Schenkung entscheidend: Üblich sind Steuersätze zwischen sieben bis 50 Prozent, wobei es großzügige Freibeträge gibt. Diese Freibeträge räumt der Fiskus beim Schenken alle zehn Jahre aufs Neue ein. Dem Ehepartner kann man alle zehn Jahre Werte bis zu 500.000 Euro steuerfrei schenken (siehe folgende Tabelle).

  



  Für wen wie viel vom Erbe steuerfrei ist

  



  [image: img18.jpg]

  



  Unterm Strich bleibt auch das selbst bewohnte Eigenheim steuerfrei, für die Kinder nur bis 200 Quadratmeter Wohnfläche und bei sofortiger Selbstnutzung für mindestens zehn Jahre.


  Neben den genannten Freibeträgen gibt es für Erben weitere Freibeträge, darunter so genannte Versorgungsfreibeträge, insbesondere für die Witwe (bis 256.000 Euro) und die Kinder (bis 52.000 Euro). Hinzu kommen 41.000 Euro Freibetrag für das Hausrat-Erbe.


  Kapitel 10:

  Lebensende


  


  Was im Todesfall zu tun ist


  Sterben ist hierzulande immer noch ein Tabuthema. Daher wissen Hinterbliebene oftmals nicht, was im Todesfall zu tun ist. Die allerersten Schritte direkt nach dem Tod sind:

  



  
    	Arzt benachrichtigen, um Totenschein ausstellen zu lassen (kostet rund 70 Euro; ist Voraussetzung, um Sterbeurkunde zu bekommen)


    	Aufbahrung im Sterbehaus


    	Angehörige verständigen


    	wichtige Unterlagen zusammenstellen


    	Sterbeurkunde beschaffen.

  


  


  Wichtig zu wissen ist, dass die Sterbeurkunde beim Standesamt zu beantragt werden muss. Dazu braucht man Geburts- bzw. Heiratsurkunde und den Personalausweis, bei Geschiedenen auch das Scheidungsurteil. Sie erhalten Sie automatisch vier Ausfertigungen der Sterbeurkunde: für das Einwohnermeldeamt, das Friedhofsamt, die Krankenkasse und den Rentenversicherungsträger. Da die Sterbeurkunde auch für andere Formalitäten unbedingt gebraucht wird, sollten Sie weitere Ausfertigungen verlangen; sinnvoll sind mindestens zehn Exemplare (das kostet rund 40 Euro). Totenschein und Sterbeurkunde sind übrigens auch zwingend notwendig für die Bestattung. Daher sollten sie so schnell wie möglich besorgt werden.

  



  Liegt ein Testament vor, so müssen Sie das Original umgehend beim zuständigen Nachlassgericht abliefern, das ist das Amtsgericht am Wohnsitz des Verstorbenen. Lassen Sie vorher eine vom Notar beglaubigte Kopie anfertigen! Falls es ein notarielles Testament oder einen Erbvertrag gibt, müssen Sie dem Gericht den Notar, den Tag der Beurkundung und die UR-Nummer (UR = Urkundenrolle)des Notars mitteilen, falls bekannt. Wenn ein Vorsorgevertrag zur Bestattung geschlossen wurde, muss das Bestattungsunternehmen besonders schnell instruiert werden.

  



  Alle anderen Erledigungen  von der Bank über das Finanzamt bis hin zu Vereinsmitgliedschaften und Abonnement-Verträgen  haben Zeit bis nach der Beerdigung. Lediglich wenn der Verstorbene allein für Ihre gemeinsamen Finanzen kontoverfügungsberechtigt war, müssen Sie schnell handeln und einen Erbschein beantragen, da sonst das Geld innerhalb weniger Tage knapp werden dürfte (siehe Musterbrief). Mit dem Erbschein weisen Sie Ihre Ansprüche gegenüber Behörden und Institutionen nach. Er wird beim Amtsgericht (Nachlassgericht) beantragt. Mitzubringen sind

  



  
    	Sterbeurkunde,


    	Auszug aus dem Familienbuch,


    	Testamentsurkunde (falls ein Testament vorhanden ist).

  


  


  Musterbrief:

  



  Nachlassgericht (genauer Name und Anschrift)

  



  Antrag auf Erbschein

  



  Sehr geehrte Damen und Herren,

  



  mein Ehepartner (Vorname, Name) ist am (Datum) gestorben. Wir lebten im gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft und haben (Anzahl) eheliche Kinder. Ein Testament wurde nicht hinterlassen; es tritt daher die gesetzliche Erbfolge ein. Ich versichere hiermit an Eides Statt, dass mir nichts bekannt ist, was der Richtigkeit meiner Angaben entgegensteht.

  



  Ich beantrage die Erteilung eines gemeinschaftlichen Erbscheins für die Kinder und für mich. Der Wert des Nachlasses beträgt etwa (Betrag) Euro. Ich benötige den Erbschein sehr bald, da ich über das Girokonto (Kontonummer + BLZ) bei der (Name) Bank verfügen muss, um meinen Lebensunterhalt bestreiten zu können.

  



  Mit freundlichen Grüßen


  (Unterschrift)

  



  Mit dem Erbschein können Sie Ihre Ansprüche gegenüber Behörden und Institutionen nachweisen. Der Schein wird beim Amtsgericht (Nachlassgericht) beantragt. Mitzubringen sind dafür:

  



  
    	Sterbeurkunde


    	Auszug aus dem Familienbuch


    	Testamentsurkunde (falls ein Testament vorhanden ist)

  


  


  Bestattung: Leistungen und Kosten


  Der Tod kostet nicht nur das Leben, sondern auch eine Menge Geld. Alles in allem müssen die Lebenden zwischen 2.000 und 10.000 Euro berappen, um den Toten halbwegs würdevoll unter die Erde zu bringen. Die wenigsten Trauernden denken im schmerzlichen Moment daran, dass sie es beim Bestattungsgewerbe mit einem gewinnorientierten Wirtschaftszweig zu tun haben, bei dem wie sonst auch Preisvergleich zur ersten Bürgerpflicht gehört.

  



  Tipp: Wer das nicht übers Herz bringt, sollte einen guten Freund oder Angehörigen um diesen Dienst bitten. Was im Einzelnen zu tun ist: siehe folgende Checkliste.

  



  So bereiten Sie die Bestattung vor

  



  
    	Entscheidung über Bestattungsart und Wahl des Friedhofs


    	Standesamt: gegebenenfalls zusätzliche Formalitäten bei Feuerbestattung erledigen


    	Bestatter einschalten und Dienstleistungen absprechen (Preisvergleich!)


    	Friedhofsverwaltung aufsuchen (Termin und Grab aussuchen)


    	Vorbereitung der Trauerfeier


    	Redner für Trauerfeier organisieren, falls es kein kirchliches Begräbnis gibt


    	ansonsten Kirchengemeinde aufsuchen: Termin für Trauergottesdienst


    	Blumenladen aufsuchen (Blumen und Kränze bestellen)


    	Plätze in Restaurant für die Totenfeier nach der Beerdigung bestellen


    	Tageszeitung: Todesanzeige aufgeben


    	Druckerei: Todeskarten drucken lassen (Umschläge mitnehmen)


    	Trauerbriefe verschicken


    	ggf. Trauerkleidung besorgen

  


  


  Achtung: Alle Dienste haben ihren Preis, vom Behördengang über die Bestattungsvorbereitung bis hin zum Kauf von Grabstein, Blumenschmuck und Glockengeläut. Nach Beobachtung der Verbraucherinitiative Aeternitas (Adresse am Ende des Buches) verlangen die Bestatter für ihre Leistungen, die erst rund die Hälfte der Gesamtkosten einer Beerdigung ausmachen, bei einer

  



  
    	einfachen Erdbestattung ab 1.500 Euro,


    	üblichen Erdbestattung rund 4.500 Euro,


    	gehobenen Erdbestattung rund 8.500 Euro,


    	Feuerbestattung 1.100 Euro bis 6.000 Euro,


    	Seebestattung 600 bis 2.000 Euro.

  


  


  Die andere Hälfte der Kosten entfällt auf Friedhofsgebühren oder muss für die Grabstelle sowie die Ausrichtung der Beerdigung an die Kommune oder Kirche veranschlagt werden. Genaue Werte erfährt man aus der Gebührensatzung seiner Stadt oder Gemeinde, Preise und Leistungen schwanken regional erheblich. Die Verbraucherinitiative Aeternitas gibt einen Wert von zwischen 2.600 und 27.500 Euro an inklusive 25 Jahren Dauergrabstelle (Stand: 2012). Eine schlichte Bestattung ist nicht weniger würdig als eine pompöse, der geleistete Aufwand hat mit dem Gedenken an den Verstorbenen nichts zu tun. Schließlich ist es kaum im Sinne des Toten, dass sich seine Hinterbliebenen in der Zeit der Trauer auch noch mit Geldsorgen herumplagen müssen. Inzwischen gibt es sogar die Möglichkeit, die Bestattung online sehr preiswert zu organisieren.

  



  Einen Wunsch können Deutschlands Bestatter jedoch keinesfalls erfüllen: Beerdigungs-Orte außerhalb der Norm. Vorläufig wird es also weder Asche im All geben noch den Großvater im Gartengrab oder das Einfrieren für die Auferstehung (siehe folgende Liste).

  



  Die Arten der Bestattung

  



  
    	Erdbestattung: Findet in einem Sarg statt und ist die am weitesten verbreitete Bestattungsform, und meist auch die teuerste. Sie erfordert das größte Grab und daher den höchsten Pflegeaufwand.


    	Feuerbestattung: Der Sarg mit dem Verstorbenen wird im Krematorium verbrannt und die Asche in einer Urne beigesetzt. Hierfür muss eine schriftliche Willenserklärung des Toten oder seines nächsten Angehörigen vorliegen. Das Urnengrab ist kleiner und daher weniger aufwendig. Als Sonderformen gibt es die Baumbestattung, bei der die Asche in eine Baumwurzel außerhalb des Friedhofes in die Erde gegeben wird, die Bestattung in einer Streuwiese, bei welcher die Asche auf einer Wiese des Friedhofes ausgebracht wird.


    	Seebestattung: Die Urne wird nach der Feuerbestattung im Meer versenkt. Die Angehörigen können an der Zeremonie teilnehmen und erhalten später eine Seekarte, wo der Ort der letzten Ruhe eingezeichnet ist. Das Kreuz hat aber nur Erinnerungswert, denn die Urne besteht immer aus schnell löslichem Material.


    	Anonyme Bestattung: Die Urne wird nach der Feuerbestattung in einem Gemeinschaftsgrab beigesetzt, ohne Feierlichkeiten und ohne Grabstein. Mit einer einmaligen, meist recht geringen Gebühr sind alle Kosten abgegolten. Dies ist mit Abstand die preiswerteste Form der Bestattung. Als Sonderform gibt es die Luftbestattung, bei der die Asche aus einem Heißluft-Ballon verstreut wird.


    	Alternative Bestattung: Beisetzung ohne Urne bzw. ohne Sarg mit Rücksicht auf religiöse Besonderheiten (je nach Bestattungsgesetzen der Bundesländer).

  


  


  Hat der Verstorbene zu Lebzeiten niemanden benannt, der sich um die Beisetzung kümmern soll, müssen die nächsten Angehörigen als so genannte Bestattungspflichtige diese Entscheidung treffen, zumeist der Ehegatte oder Lebenspartner und danach Kinder, Eltern und Geschwister. Sie müssen dann auch für die Kosten aufkommen, andernfalls geht die Kommune nach dem Bundessozialhilfegesetz regelmäßig in Vorleistung (Sozialhilfeträger), holt sich das Geld aber von Angehörigen zurück, falls welche ausgemacht werden können, die finanziell dazu in der Lage sind. Solche Sozialbestattungen decken jedoch nicht alle Kosten, vor allem nicht für Dauergrabpflege. Immerhin gibt es inzwischen einheitliche Standards für die Leistungen der Sozialbestattung, die alle erforderlichen Kosten übernehmen muss (nach § 74 SGB XII).

  



  Sterbegeld


  Stirbt ein gesetzlich Krankenversicherter, so erhielten die Angehörigen bis 2003 Sterbegeld. Dies wurde ersatzlos gestrichen. Mitunter zahlen dies noch manche Einzelgewerkschaften beim Tod eines Mitglieds. In jedem Fall zahlt die Berufsgenossenschaft bei Tod durch Arbeitsunfall oder Berufskrankheit ein volles Brutto-Monatseinkommen plus nötige Überführungskosten, doch davon haben Altersrentner kaum etwas. Anders liegt die Sache, wenn Sie zu Lebzeiten vorgesorgt hatten: Dann kommen noch private Versicherungsleistungen hinzu (siehe folgende Liste).

  



  Sterbegeld  so viel kommt pro Ansprechpartner häufig zusammen

  



  
    	Rentenversicherungsträger: 3 volle Monatsrenten des Verstorbenen


    	Lebensversicherer: Versicherungssumme (häufig 20.000 Euro)


    	Privater Unfallversicherer: beim Unfall die Todesfallsumme (häufig 10.000 Euro)


    	Sterbegeldversicherer: Versicherungssumme (häufig 2.500 Euro)


    	Gewerkschaft: mitunter 300 Euro, oft gar nichts


    	Arbeitgeber: siehe Tarifvertrag


    	Berufsgenossenschaft: ein volles Monatsgehalt plus Überführungsgebühren

  


  


  Stirbt ein gesetzlich Rentenversicherter, so haben seine nächsten Angehörigen Anspruch auf Hinterbliebenenrente. Dazu gehört auch ein Vorschuss für die ersten drei Monate nach dem Tod (Sterbevierteljahr), den es auf Antrag in voller Höhe der bisherigen Rente des Verstorbenen gibt (siehe nächste Abschnitt in diesem Kapitel).


  Bei privater Vorsorge überwiegen zwei Spielarten der Lebensversicherung:


  
    	Sterbegeldversicherung (auch im Rahmen so genannter Vorsorgeverträge mit Bestattern) ist ein Mix aus Risiko- und Kapital-Lebensversicherung mit relativ geringer Versicherungssumme (2.500 bis 15.000 Euro), die nur im Todesfall ausgezahlt wird.


    	Normale Kapital-Lebensversicherung: Sie wird bei Erleben im Alter meist spätestens mit 65 ausgezahlt. Bei Tod vor Vertragsablauf erhält der Bezugsberechtigte die volle garantierte Versicherungssumme plus aller bis dato aufgelaufenen Überschüsse (siehe Kapitel 6).

  


  


  Apropos Sterbegeldversicherung: Im Todesfall besteht Anspruch auf sofortige Auszahlung. Hinterbliebene können dem Bestatter eine Vollmacht ausstellen, der dann das Geld einzieht und den Betrag mit seinen Leistungen verrechnet.

  



  Hinterbliebenenrente


  Die nächsten Angehörigen stehen nicht mit leeren Händen da, wenn Mitglieder der gesetzlichen Rentenversicherung sterben. Sie erhalten von der Rentenversicherung eine Hinterbliebenenrente, der Ehepartner eine Witwen- bzw. Witwerrente, Kinder eine Waisenrente (maximal bis 25 Jahre). Für Senioren kommt meist nur die Witwenrente in Betracht. Stellen Sie den Antrag beim Rentenversicherungsträger Ihres verstorbenen Ehepartners innerhalb eines Jahres, da die Rente höchstens für 12 Monate nachgezahlt wird. War der Verstorbene bereits Rentner, beantragen Sie am besten bei der Rentenrechnungsstelle der Bundespost einen Vorschuss auf das Sterbevierteljahr. Eile tut bei der Post aber Not: Dieser Antrag muss innerhalb von 30 Tagen nach dem Tod des Gatten gestellt werden. Dazu müssen Sie nur zur nächsten Post gehen und ein Formular mit der Meldung vom Tod des Ehegatten  Rente im Sterbevierteljahr" ausfüllen und dies abgeben. Zudem müssen Sie bei der Rentenversicherung den Antrag auf die Witwenrente stellen.

  



  Die monatliche Zahlung von drei vollen Renten des Verstorbenen bekommen alle Witwen oder Witwer, wenn der Verstorbene schon eine eigene gesetzliche Rente bekam. Oder vor dem Rentenalter mindestens fünf Jahre gesetzlich rentenversichert war. Nach den drei Monaten gilt: Maßstab für die Höhe der Witwenrente sind die Ansprüche, die der verstorbene Ehepartner zuletzt auf eigene Rente hatte. Entweder werden davon 60 Prozent gezahlt (große" Witwenrente) oder nur 25 Prozent (kleine" Witwenrente).

  



  Wer bekommt die große, wer die kleine Witwenrente?

  



  Große Witwenrente


  
    	Witwe/Witwer ist mindestens 45 Jahre alt oder


    	selbst berufs-/erwerbsunfähig oder


    	hat mindestens ein Kind unter 18 zu erziehen (bei behindertem Kind auch darüber hinaus)

  


  


  Kleine Witwenrente


  
    	alle anderen Witwen/Witwer

  


  


  Inzwischen wurde die große Witwenrente gekürzt, und zwar für alle seit 2002 neu geschlossenen Ehen sowie für Ehen, in denen beide Partner jünger als 40 Jahre sind. Statt 60 Prozent der Rentenansprüche des Verstorbenen gibt es noch 55 Prozent. Die kleine Witwenrente bleibt bei 25 Prozent, wird aber für manche befristet. Ist die Witwe jünger als 45, nicht berufstätig (und nicht erwerbsgemindert) und ohne Kind unter 18, wird die Witwenrente auf zwei Jahre begrenzt.

  



  Tipp: Zahlreiche Ratschläge stehen in der Broschüre Hinterbliebenenrente: Hilfe in schweren Zeiten, die es kostenlos bei Ihrem Rentenversicherungsträger gibt und die auch kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden kann.

  



  Hinterbliebene mit eigenem Einkommen erhalten nur anteilig Witwenrente. Ungefähr dürfen Sie 741 Euro verdienen (im Osten: 658 Euro), ohne dass die volle Witwenrente in Gefahr gerät. Der genaue Freibetrag für Witwen liegt genau beim 26,4-fachen des aktuellen Rentenwertes (ab 1. Juli 2012 Rentenwert West: 28,07 Euro, Rentenwert Ost: 24,92 Euro). Pro Kind steigt der Freibetrag um das 5,6-fache des aktuellen Rentenwertes. Wer mehr verdient, für den gilt: Das eigene Einkommen über den Freibetrag hinaus wird zu 40 Prozent auf die Witwenrente angerechnet.

  



  Achtung: Der Freibetrag gilt nicht nur für Arbeitseinkommen angerechnet, sondern auch alle anderen Einkünfte wie Kapitalerträge, Miet- oder Pachteinnahmen, private Altersvorsorge-Ansprüche Nicht angerechnet werden Riester-Verträge, Arbeitslosengeld II und die Grundsicherung im Alter. Dennoch wird die Witwenrente stärker gekürzt als früher. Es kann sogar passieren, dass es gar keine Hinterbliebenenrente gezahlt wird. Wenn nämlich zu viel eigenes Einkommen und Vermögen vorhanden ist, zum Beispiel durch Auszahlung einer Lebensversicherung bei Tod des Ehepartners. Gesetzlich besteht kein Anspruch auf Hinterbliebenenrente, sondern nur eine Aussicht. Dies hält das Bundesverfassungsgericht bislang für rechtens.

  



  Übrigens gibt es nach einem Tod durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit keine Hinterbliebenenrente von der Rentenkasse, sondern von der gesetzlichen Unfallversicherung. Die Höhe beträgt 30 Prozent vom letzten Bruttoverdienst des verstorbenen Ehepartners. Wenn die Witwe mindestens 45 Jahre alt ist oder selbst berufsunfähig ist, sind es sogar 40 Prozent.

  



  Vorsicht Finanzamt: Die Hinterbliebenenrente war bis Ende 2004 steuerfrei, falls kein eigenes Einkommen des Ehepartners existierte, etwa bei Hausfrauen. Seit 2005 werden aber nicht nur Alters- und Invalidenrenten auf nachgelagerte Besteuerung umgestellt (siehe Kapitel 9), sondern auch die Hinterbliebenenrenten. Der bei Rentenbeginn gültige Ertragsanteilsatz verändert sich nicht. Wer beispielsweise 2012 erstmals Witwenrente erhält, hat bis zum Tod einen Besteuerungsanteil von 64 Prozent seiner Rente, falls er über den Grundfreibetrag kommt (derzeit sind das 8.004 Euro pro Jahr).

  



  Falls Sie nach dem Tod des Ehepartners noch berufstätig sind, so können Sie zunächst vom günstigen Ehegattensplitting bei der Berechnung der Einkommensteuer profitieren. Daran ändert sich nämlich im Todesjahr nichts, da die gewählten Steuerklassen bis zum Jahresende beibehalten werden können. Der Splittingtarif kann auch in dem Jahr, das auf das Todesjahr folgt, noch beibehalten werden. Ist der Hinterbliebene selbst Arbeitnehmer, kann er die Steuerklasse wechseln und die Einstufung in die günstige Steuerklasse 3 beantragen. Dies ist mit Wirkung vom Todestag an möglich. Zuständig für diese Änderung ist übrigens nicht das Finanzamt, sondern die Gemeindeverwaltung.

  



  Statt Witwenrente können Ehepartner zu Lebzeiten auch ein so genanntes Renten-Splitting beantragen. Dann werden alle während der Ehe aufgebauten Rentenansprüche jeweils zur Hälfte geteilt. Dies geht aber nur unter der Voraussetzung, dass beide jeweils mindestens 25 Berufsjahre mit rentenrechtlichen Zeiten zurückgelegt haben. Als Folge des Splittings hat jeder seinen Anspruch, der für Witwen dann auch durch hohes eigenes Einkommen nicht geschmälert wird (keine Einkommensanrechnung) und auch bei einer erneuten Heirat nicht wegfällt. Diese Regelung ist für alle ab 2003 geschlossenen Ehen möglich, sowie für Ehepaare, die vor 2003 geheiratet haben und an ihrem Hochzeitstag jünger als 40 Jahre alt waren. Das Splitting kann beantragt werden, wenn beide erstmals Anspruch auf volle Altersrente haben. Ob sich das gegenüber der Witwenrente lohnt, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab, insbesondere vom Einkommen der Frau. Die meisten fahren mit klassischer Witwenrente besser.

  



  Obduktion und Organentnahme


  Bei einem unnatürlichen Tod kann die Staatsanwaltschaft eine Obduktion anordnen. Ansonsten sind Krankenhäuser und Ärzte oft an einer inneren Leichenschau interessiert, um die genaue Todesursache zu ermitteln oder wissenschaftliche Studien zu betreiben. In Krankenhausaufnahmeverträgen, die jeder Patient unterschreibt, steht häufig eine Klausel, die dem Arzt das Recht zur Obduktion einräumt. es sei denn, der Patient widerspricht. Auch nach einem Todesfall können der Ehepartner, volljährige Kinder, Eltern und Geschwister einer Obduktion widersprechen  aber nur bis 22 Uhr am Todestag. Hat der Verstorbene seine Einwilligung zu einer medizinischen Obduktion beim Todesfall in der Klinik gegeben, so können sich die Angehörigen nicht dagegen wehren. Sie sollten mit dem Arzt klären, ob es durch die Obduktion zu einer zeitlichen Verzögerung der Bestattung kommt.

  



  Das Thema der Organentnahme ist noch sehr umstritten, da sie schon an der Grenze zwischen Leben und Tod vollzogen werden muss, um für den Empfänger von Nutzen zu sein. Selbst die Zustimmung von Angehörigen genügt nicht, wenn der Patient dies nicht ausdrücklich gewünscht hatte. Am günstigsten ist es, sich noch in der Lebensmitte einen Organspenderausweis zu besorgen. Den gibt es bei der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (Adresse im Anhang), auch als online selbst erstelltes Exemplar. Darin erlaubt der potentielle Spender ausdrücklich die Entnahme von Organen nach dem Eintreten des Hirntodes. Hirntod heißt: Es werden keine Hirnströme mehr gemessen, aber die Intensivmedizin erhält noch alle körperlichen Funktionen aufrecht und verlängert das Leben künstlich. Der Hirntod sollte von zwei unabhängig voneinander arbeitenden Ärzten festgestellt werden, die nichts mit Transplantationen zu tun haben. Einzelheiten regelt das Transplantationsgesetz (TPG).

  



  Liegt keine Willenserklärung vor, aber die Klink würde gern Organe entnehmen, so müssen die nächsten Angehörigen  zum Beispiel Ehegatten und volljährige Kinder  ausdrücklich der Entnahme zustimmen. Die Ärzte müssen die Angehörigen, nachdem sie den Gesamthirntod festgestellt haben, darüber informieren, dass sich Organe des Verstorbenen zur Spende eignen würden. Die Angehörigen werden danach befragt, ob ihnen die Einstellung des Verstorbenen in Bezug auf eine Organentnahme bekannt ist. War sie positiv, können die Angehörigen einer Organentnahme zustimmen (§ 4 Abs. 1 TPG).

  



  Tipp: Zahlreiche Ratschläge zur Organspende stehen in der Broschüre Wie ein zweites Leben, die es kostenlos bei der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung gibt und die auch kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden kann.

  



  Erneute Heirat der Witwe


  Will eine Witwe wieder heiraten oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingehen, so verliert sie den Anspruch auf die bisherige Witwenrente! Dafür bekommt sie eine einmalige Rentenabfindung". Das sind 24 Witwenrenten auf einen Schlag. Die Monatshöhe ist aber nicht unbedingt mit der bisherigen Zahlung identisch, sondern stellt einen Durchschnittsbetrag der letzten 12 Monate dar. Maßgeblich ist die gezahlte Rente nach Anrechnung eigenen Einkommens, aber vor Abzug der Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung. Die Rentenzahlungen im Sterbevierteljahr werden bei der Berechnung des Abfindungsbetrages nicht berücksichtigt.

  



  Falls diese neue Ehe durch Scheidung oder Tod beendet wird, erhält sie erneut Witwenrente: Die alte Witwenrente aus erster Ehe lebt auf, und wird um die Versorgungsansprüche aus der zweiten Ehe erweitert.


  Anhang:

  Wichtige Adressen


  


  Rentenrat


  Deutsche Rentenversicherung Bund, Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, Tel: 030/865-1; www.deutsche-rentenversicherung-bund.de

  



  Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL), Hans-Thoma-Str. 19, 76133 Karlsruhe, Tel.: 0721/155 -0; www.vbl.de

  



  Bundesverband der Rentenberater, Hohenstaufenring 17, 50674 Köln, Tel.: 0221/24 06 642; www.rentenberater.de

  



  Riester-Rente


  Zertifizierung: Bundeszentralamt für Steuern, An der Küppe 1, 53225 Bonn, Tel.: 0228/ 406  0; www.bzst.de

  



  Zulagenstelle: zulagenstelle@drv-bund.de

  



  Zusatzpflegeversicherung


  Bundesministerium für Gesundheit, Rochusstr. 1, 53123 Bonn, Tel.: 030/ 18441-0 (bundesweiter Ortstarif); www.bmg.bund.de

  



  Senioren-Lobby


  Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO), Eifelstraße 9, 53119 Bonn, Tel: 0228/249 993-0; www.bagso.de

  



  Senioren-Schutz-Bund Graue Panther", Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin, Tel.: 030/204 1229; http://www.graue-panther-ev.de/index.html

  



  Verbraucherrat


  Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV), Markgrafenstraße 66, 10969 Berlin, Tel: 030/25 800-0; www.vzbv.de

  



  Stiftung Warentest, Lützowplatz 11 - 13, 10785 Berlin, Tel.: 030/26 31  0; www.stiftung-warentest.de

  



  Bund der Versicherten (BdV), Postfach 1153, 24547 Henstedt-Ulzburg, Tel.: 04193/9 42 22 (keine Beratung für Nicht-Mitglieder); www.bundderversicherten.de

  



  Finanzvergleich im Internet


  Tagesgeld, Festgeld, langfristige Anlagezinsen: www.fmh.de

  



  Tagesgeld, Festgeld, Sparbuch, Sparbriefe, Investmentfonds: www.biallo.de

  



  Tagesgeld, Festgeld, Investmentfonds, Bausparen, Altersvorsorge, Lebensversicherung: www.aspect-online.de

  



  Krankenkassen, Riester-Rente, Lebensversicherung: www.fss-online.de

  



  Tagesgeld, Festgeld, Investmentfonds, Bausparen, Altersvorsorge, Lebensversicherung, Riester-Rente, Basisrente, Betriebsrente: www.financescout24.de

  



  Finanzbeschwerden


  Krankenversicherung der Rentner: Bundesversicherungsamt, Friedrich-Ebert-Allee 38, 53113 Bonn, Tel: 0228/619-0; www.bva.de

  



  Versicherungs-Ombudsmann, PF 080632, 10006 Berlin, Tel.: 0800/36 96 000; www.versicherungsombudsmann.de

  



  Krankenversicherungs-Ombudsmann, Verband der privaten Krankenversicherung, Büro Berlin, Leipziger Straße 104, 10117 Berlin, Tel.: 01802/55 04 44; http://www.pkv-ombudsmann.de/

  



  Bundesverband deutscher Banken, Ombudsmann, PF 040307, 10062 Berlin, Tel.: 030/16 63-0; http://www.bankenverband.de/

  



  Deutscher Sparkassen- und Giroverband, Ombudsmann, Charlottenstr. 47, 10117 Berlin, Tel.: 030/202 25-0; www.dsgv.de

  



  Bundesverband der Deutschen Volks- und Raiffeisenbanken, Ombudsmann, PF 309263, 10760 Berlin, Tel.: 030/20 21-0; www.bvr.de

  



  Entschädigungseinrichtung deutscher Banken, Burgstraße 28, 10178 Berlin, Tel.: 030/59 00 11 960; www.edb-banken.de

  



  Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK), Ombudsstelle, Littenstraße 9, 10179 Berlin, Tel.: 030/28 49 39  0; www.brak.de

  



  Anwaltssuche


  Deutsche Anwalt-Auskunft (Deutscher Anwaltverein), Tel: 01805/18 18 05 (0,14 €/min.); www.anwaltauskunft.de

  



  Anwaltssuchdienst, Tel. 0800/345 6000 (kostenlos); www.anwaltssuchdienst.de

  



  Spenden


  Deutsches Zentralinstitut für soziale Fragen (DZI), Bernadottestr. 94, 14195 Berlin, Tel.: 030/83 90 01-0; www.dzi.de

  



  Erbe


  Deutsche und Schweizerische Schutzgemeinschaft für Auslandsgrundbesitz, Carl-Benz-Str. 17 A, 79761 Waldshut-Tiengen, Tel: 07741/21 31; www.schutzgemeinschaft-ev.de

  



  Deutsche Vereinigung für Erbrecht und Vermögensnachfolge, Hauptstr. 18, 74918 Angelbachtal, Tel: 07265/91 34-14; www.erbrecht.de

  



  Erbe im Ausland: Amtsgericht Berlin-Schöneberg, Grunewaldstr. 66  67, 10823 Berlin, Tel: 030/3090 159-0; www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/ag/schoen/index.html

  



  Bestattung


  Kuratorium Deutsche Bestattungskultur  Schlichtungsstelle, Volmerswerther Straße 79, 40221 Düsseldorf, Tel: 0211/160 08-40; www.bestatter.de

  



  Verein Aeternitas  Unabhängige Verbraucherberatung für Friedhof und Bestattung, Im Wiesengrund 57, 53639 Königswinter, Tel: 02244/9 25 37; www.aeternitas.de

  



  Organspende


  Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Ostmerheimer Str. 220, 51109 Köln, Tel.: 0221/89 92-0; www.bzga.de


  Lesetipp


  Einfach (weiter)lesen: Für jede Lebenslage das richtige Buch bei dotbooks


  Peter Zeuke

  Rat & Tat: Meine Versicherungen

  Die wichtigsten Fragen und Antworten

  



  Ihre Sicherheit ist unbezahlbar  aber Sie müssen kein Vermögen dafür ausgeben!

  



  Laut Statistik hat jeder Deutsche im Schnitt sechs Versicherungen abgeschlossen. Aber welche braucht man wirklich  und zu welchem Preis? Sind Sie wirklich optimal abgesichert, oder finanzieren Sie nur das Gehalt eines Versicherungsberaters? Dieses Buch hilft Ihnen dabei, den Überblick zu gewinnen und die richtigen Entscheidungen zu treffen  für sich und ihre Familie.

  



  Rat & Tat von dotbooks: Die wichtigsten Informationen kompetent und leicht verständlich aufbereitet.


  www.dotbooks.de


  Lesetipp


  Einfach (weiter)lesen: Für jede Stimmung das richtige Buch bei dotbooks


  Sissi Flegel

  Weiber, Wein und Wibele

  Roman


  


  Plötzlich musste sie lachen. Wie benahm man sich in einer solchen Situation? Da hatte man das Abitur bestanden, studiert, zwei Töchter großgezogen  aber dieses Stück hatte im Repertoire ihres Lebens noch gefehlt. Wie gab man diese Rolle?

  



  Manchmal reicht ein Satz, um in einem ruhigen Leben den Schleudergang anzustellen. Genau das erleben Rike und Lotte: Die eine muss nicht nur für ihre erwachsenen Töchter den Liebeskummertröster spielen und für die Enkel den Babysitter, sondern auch herausfinden, ob ihr Göttergatte sich die Midlifecrisis mit einer Affäre versüßt; die andere erfährt, dass es ein Geheimnis in der Vergangenheit ihre Familie gibt, das aufgeklärt werden muss. Alles nicht einfach. Alles nicht angenehm. Aber genau die richtige Herausforderungen für zwei Powerfrauen, ihrem Leben neuen Schwung zu geben!

  



  Selten ist über das turbulente Leben jenseits der 50 so beschwingt erzählt worden wie von Sissi Flegel!

  



  www.dotbooks.de
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Jahr des Pensions-

Prozentsatz und Hichstbetrag

Zuschlag zum
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2014 25,6 %, max. 1.920 576
2015 24,0 %, max. 1.800 540
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2018 19.2 %, max. 1440 432
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2016 82 16.400
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2023 96 19.200
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2025 100 20.000
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Inhalt und Aufbau des Produktinformationsblattes der Banken

Vorgabe | § 31 Absatz 3a Satz 1 Wertpapierhandelsgesetz

Inhalt | wesentliche Informationen tber das jeweilige
Finanzinstrument

Form | in bersichtlicher und leicht verstandlicher Weise,
damit der Kunde das Instrument einschatzen und mit
den Merkmalen anderer Finanzinstrumente
bestmoglich vergleichen kann

Aufbau

L die Art des Finanzinstruments

2 seine Funktionsweise

e die damit verbundenen Risiken

4 die Aussichten fiir die Kapitalriickzahlung und Ertriige
unter verschiedenen Marktbedingungen

5

die mit der Anlage verbundenen Kosten
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Geburtsjahr | Anhebung um | Rentenstart mit
1947 1 Monat 65 + 1 Monat
1948 2 Monate 65 + 2 Monate
1949 3 Monate 65 + 3 Monate
1950 4 Monate 65 + 4 Monate
1951 5 Monate 65 + 5 Monate
1952 6 Monate 65 + 6 Monate
1953 7 Monate 65 + 7 Monate
1954 8 Monate 65 + 8 Monate
1955 9 Monate 65 +9 Monate
1956 10 Monate 65 + 10 Monate
1957 11 Monate 65 + 11 Monate
1958 12 Monate 66
1959 14 Monate 66 + 2 Monate
1960 16 Monate 66 + 4 Monate
1961 18 Monate 66 + 6 Monate
1962 20 Monate 66 + 8 Monate
1963 22 Monate 66 + 10 Monate

ab 1964 2 Jahre 67

Quelle: Rentenversicherungs-Altersgrenzen-Anpassungsgesetz
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* nachtiglichin Stevererklirung (bis ca. 1.500 Euro ist die Rente steuerfrei)
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2 brutto bei Durchschnitt von 2.700 Euro Monatscinkommen (Ost: 2.200 Euro)

Datenquelle: DRV-Bund 2012
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+ for Versicherte vor Jahrgang 1955, die vor 2007 Alterstellzeitvereinbart hatten, gelten bessere Regeln
* erlauber Rentenbeginn fir langiahrig Versicherteab 35 Versicherungsjahren
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Einsamkeit Altenhilfe Sozialamt
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